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Editorial
Wo die deutsche Sozialdemokratie vor 15 Jahren ihre größten Erfolge feierte, tun sich 
heute ihre größten Probleme auf: Während die SPD allein im Jahr 1972 über 100000 
Neueintritte im »Juso-Alter«, d.h. unter 35 Jahren, verzeichnen konnte, werden heute 
junge Gesichter in der Partei als Rarität gehandelt. In der Arbeitsgemeinschaft der 
Jungsozialisten hat diese Entwicklung inzwischen zu einer breiten — teilweise kontro­
versen — Diskussion geführt, deren Zwischenstand wir in dem vorliegenden Heft do­
kumentieren und kommentieren wollen.

»Jugendpolitische Orientierung« heißt einer der umstrittenen Schlüsselbegriffe der 
Debatte. Möchte man zunächst meinen, fiir einen Jugendverband sei dies eine Tauto­
logie, zeigt sich bei näherer Betrachtung, wie brisant eine jugendpolitische »Umdeu­
tung« der Verbandspolitik für eine Organisation werden kann, die sich in ihrem Selbst­
verständnis über fast zwei Jahrzehnte als linker Stachel im Fleisch einer mehrheitlich 
rechtssozialdemokratisch definierten Gesamtpartei begriffen hatte.

Michael Guggemos, Bundesvorsitzender der Jungsozialisten, begründet in seinem 
Artikel im Anschluß an eine Analyse der gegenwärtigen Schwierigkeiten der Sozialde­
mokratie mit der jungen Generation die Notwendigkeit für seine Organisation, neue 
Wege in der Ansprache von Jugendlichen zu gehen. Er plädiert dafür, die vielföltigen 
Mobilisierungsmöglichkeiten zu nutzen, indem die Jungsozialisten sich ernsthaft mit 
dem gewandelten Jugendmilieu und den daraus entstandenen neuen »Anspruchshal­
tungen« auseinanderzusetzen.

Die politische Definition wird sekundiert von einer theoretischen Grundlegung, die 
Susi Möbbeck und Karsten Rudolph mit einer Erklärung des Begriffs einer »eigenstän­
digen Jugendphase« unternehmen. Im Unterschied zu einer in der bürgerlichen Wis­
senschaft verbreiteten Theorie von einer »Nivellierung der Klassenstrukturen« wird 
hier von »Umbruchprozessen der Klassenformierung« gesprochen, die mit einem »ge­
wandelten Vergesellschaftungsprozeß der Individuen« einhergehen. Hier wird deut­
lich, daß mit dem Begriff der »eigenständigen Jugendphase« das neue Selbstver­
ständnis der Jungsozialisten nicht zufällige Laune, sondern Produkt grundsätzlicher 
Überlegungen ist, deren Fundierung in der Analyse der gegenwärtigen gesellschaftli­
chen Auseinandersetzungen angesiedelt ist.

Kritik an der aus diesen Überlegungen resultierenden politischen Positionen, wie sie 
sich auch im »Zunkunfs-Aktions-Programm« der Jungsozialisten niederschlagen, übt 
Malte Ristau, der vor einer einseitigen Festlegung des Verbandes auf ein »jugendpoliti­
sches« Paradigma warnt.

Einen besonderen Akzent setzt Anke Fuchs, die sich aus der Sicht der »Mutterpartei« 
mit dem Verhältnis von Sozialdemokratie und Jugend auseinandersetzt. Dieser Aufsatz 
verdient besondere Beachtung, weil sich die Bundesgeschäftsfuhrerin der SPD hier ex­
plizit auch zum zukünftigen Verhältnis der Partei zu ihrer Jugendorganisation erklärt.

Uwe Kremer und Susi Möbbeck schließlich fassen die aus der politischen Debatte 
um die »jugendpolitische Orientierung« zu ziehenden strategischen Schlüsse in Thesen 
zusammen.



Um die praktischen Auswirkungen der »jugendpolitischen Orientierung« in den 
Hauptaktionsfeldern exemplarisch darzustellen, runden Beiträge zu den gegenwärtigen 
Auseinandersetzungen im Schülerbereich und zur Mädchenarbeit den Schwerpunkt 
des Heftes ab. Dabei macht gerade dieser letzte Aufsatz deutlich, welche dramatischen 
Diskrepanzen zwischen herkömmlicher politischer Arbeit und der von Hillevi Burme­
ster vorgestellten »feministischen Mädchenarbeit« noch bestehen.

In einem Beitrag untersucht Frank Heidenreich die Bedeutung des Werkes von An­
tonio Gramsci, dessen Todestag sich in diesem Jahr zum fünfzigsten Male jährt. Dieser 
Versuch, politische Theorie und »Biographie« als Reflexe historisch-gesellschaftlicher 
Entwicklungen zu begreifen sollte auch als Beitrag zur Wiederbelebung einer theoreti­
schen Kultur der Linken verstanden werden.

Schließlich sei noch auf die Interventionen und Leserbriefe verwiesen, die zeigen, 
daß mancher Beitrag auf (kritische) Resonanz unserer Leserschaft stößt. In diesem 
Heft geht es zum einen um Uwe Kremers Beitrag »Moderner Sozialismus-Eckpunkte 
der Strategiebildung« in spw 36, wie auch um die kommentierende Berichterstattung 
vom Juso-Frauen-Kongreß durch Hillevi Burmester und Sabine Brünig. Die lebhafte 
Reaktion gerade auf diese Artikel zeigt uns, daß es genügend Debattenbedarf gerade da 
gibt, wo provozierend und strategisch formuliert wird.

Die schon seit langem angekündigte Übersetzung von E.R Thompsons Buch »Die 
Entstehung der englischen Arbeiterklasse« ist nun im Mai 1987 in der Edition Suhr- 
kamp (Bd. 170, 38,- DM) erschienen. Eine Rezension dieses Bandes von Thomas Lin­
denberger erschien in spw 22 (März 1984), S.118ff.

Verlagsmitteilungen

Die in unserem Verlag erschienene Broschüre »Über Irsee hinaus! Zur Kritik am Pro­
grammentwurf der SPD« hat in der Partei und darüber hinaus einige Beachtung ge­
funden. Im Vorwärts (30/1987) ließ sich Michael Scholing zu einer wohlwollenden 
Kritik herab und in der Neuen Gesellschaft/Frankfurter Hefte befand Rainer Diehl gar: 
»Es handelt sich um eine durchaus seriöse, in konstruktiver Absicht gedachte und in 
solidarischer Form geführte Auseinandersetzung mit dem Irseer Entwurf für ein neues 
Grundsatzprogramm der SPD — und nicht um einen Verriß desselben in Bausch und 
Bogen.« (NG/FH, 6/1987).

Der »Deutschen Volkszeitung/Die Tat« war die Programmkritik immerhin eine 
ganze Dokumentationsseite wert. Lediglich in »Sozialismus« gab es herbe Kritik: Von 
»Bremer Märchenstunde« und »himmelstürmenden Projekten« ist dort die Rede (Sozia­
lismus 7-8/1987). Eine Antwort darauf ist angekündigt.

Die Programmkritik liegt übrigens jetzt bereits in zweiter Auflage vor. Nutzt sie in 
der beginnenden Debatte über ein neues Grundsatzprogramm!



SPD und SED

Andreas Wehr

»Wir, deutsche Kommunisten 
und Sozialdemokraten, ...«
Anmerkungen zum gemeinsamen Papier von SPD und SED^

Ein Gespenst geht angeblich zur Zeit in Deutschland um: Das Gespenst der Verbrüde­
rung von Sozialdemokraten und Kommunisten. Dieses Schreckensbild kann denn auch 
von den Bürgerlichen nicht grell genug gezeichnet werden: Von der ersten gemein­
samen Erklärung seit der Gründung der KPD vor nunmehr bald siebzig Jahren ist die 
Rede. Als gäbe es in dem gewiß leidvollen Nebeneinander der beiden so ungleichen 
Kinder der deutschen Arbeiterbewegung nicht — wenn auch kurze — Perioden des 
Gleichschritts. Man braucht dabei nicht eirmial an das längst vergangene Zusammen­
wirken bei der Abwehr des Kapp-Putsches und bei der versuchten Fürstenenteignung 
zu erinnern; das Buchenwälder Manifest und die an vielen Orten gemeinsam unter­
nommenen Anstrengungen zur Schaffung einer neuen Gesellschaftsordnung direkt 
nach Ende des Hitlerfaschismus sind Zeugnisse gleichgerichteten Willens, die auch für 
die gegenwärtige Epoche noch große Bedeutung besitzen. Selbst eine Zusammenarbeit 
von SPD und SED hatte es 1946 mit der gemeinsamen Einbringung eines Sozialisie­
rungsgesetzes in die Berliner Stadtverordnetenversammlung schon gegeben.

Es wäre redlich gewesen, auch an diese Zeiten zu erinnern, anstatt allein den »bit­
teren Streit« von vier Jahrzehnten zu beschreiben. Es ist kein Geheimnis, daß die Beru­
fung auf die gemeinsamen Wurzeln erst auf Intervention des SPD-Präsidiums wieder 
aus dem Text gestrichen wurde. Nun heißt es: »Sozialdemokraten und Kommunisten 
berufen sich beide auf das humanistische Erbe Europas.« (4) Eine vergleichsweise be­
langlose Formulierung.

Sozialdemokraten und Kommunisten schicken sich nun erneut an, etwas im eigenen, 
im deutschen Interesse zu regeln. Es geht nicht mehr um den großen Zukunftsentwurf 
einer neuen Gesellschaft, immerhin aber um die langfristige Absicherung eines friedli­
chen Zusammenlebens. Mit wiedererrungenem Selbstbewußtsein wird ein neues poli­
tisches Denken und Handeln gleich für die Gesamtheit der beiden Systeme gefordert:
»Wir, deutsche Kommunisten und Sozialdemokraten, stimmen darin überein, daß Friede in unserer Zeit 
nicht mehr gegeneinander errüstet, sondern nur noch miteinander vereinbart und organisiert werden 
kannn.« (4)

Es scheint, als würde langsam begriffen werden, daß die Geföhrlichkeit der System­
konkurrenz beträchtlich eingedämmt werden kann, wenn sich nur die beiden deutschen 
Staaten an ihr eigenes Überlebensinteresse erinnern.



Die DDR ist in den vergangenen Jahren — anfangs auch ohne Abstimmung mit der 
Sowjetunion — konsequent einen Weg gegangen, der den Abbau der Spannungen zum 
Ziel hat. Zu erinnern ist hier an die deutlichen Vorbehalte gegenüber der sogenannten 
»Nachnachrüstung« mit sowjetischen Raketen in der DDR und in der CSSR, aber auch 
an das Wort von der notwendigen »Schadensbegrenzung«.^

Auf der anderen Seite war es die SPD, die mit ihrem Konzept der Sicherheitspartner­
schaft bzw. der gemeinsamen Sicherheit eine gänzlich neue Logik entwickelte, die erst 
ansatzweise von den übrigen europäischen sozialdemokratischen Parteien aufgegriffen 
wurde, und an der auf lange Sicht auch nicht die Konservativen vorübergehen können.

Den beiderseits der Grenze entwickelten neuen Konzepten sind mit den Vertragsent­
würfen von SPD und SED für chemie- bzw. atomwaffenfreie Zonen bereits Taten ge­
folgt. In dem jetzt vorgelegten Papier sind die gemeinsamen Grundlagen dieses neuen 
Denkens und Handelns fixiert worden. In der Ausformulierung dieser gemeinsamen 
Prinzipien liegt der historische Wert dieser Erklärung. Vielleicht wird man einmal die 
fast parallele Entwicklung derartig ähnlicher Auswege aus der sich zu Beginn der acht­
ziger Jahre so dramatisch zuspitzenden internationalen Situation als entscheidende Be­
dingung für die friedliche Entwicklung in Europa bewerten. Es ist sicherlich kein Zu­
fall, daß diese Konzepte auf deutschem Boden und damit in der geföhrdetsten Region 
entstanden.

Das gemeinsame Papier beschränkt die Bedrohung des Lebens aber nicht allein auf 
die militärischen Gefahren; auch »die Erhaltung der Biosphäre und die Überwindung 
der ökologischen Krise« sowie »die Bekämpfung des Hungers, der Abbau der Ver­
schuldung und die wirtschaftliche Not in den Entwicklungsländern« werden als gleich- 
gewichtige Menschheitsaufgaben betrachtet. Ein Denken in globalen Dimensionen 
wird hier gefordert. — Von großer Bedeutung ist aber auch, daß die Konsequenzen des 
Ausschlusses von Gewalt bzw. ihrer Androhung in den internationalen Beziehungen of­
fensichtlich bedacht worden sind. So heißt es:
»Beide Seiten müssen sich auf einen langen Zeitraum einrichten, während dessen sie nebeneinander be­
stehen und miteinander auskommen müssen. Keine Seite darf der anderen die Existenzberechtigung ab­
sprechen. Unsere Hoffnung kann sich nicht darauf richten, daß ein System das andere abschafft. Sie 
richtet sich darauf, daß beide Systeme reformfähig sind und der Wettbewerb der Systeme den Willen zur 
Reform auf beiden Seiten stärkt.« (5)

Die gegenseitig unterstellte Reformföhigkeit kann natürlich nicht ohne Auswirkungen 
auf die jeweils andere Seite bleiben:
»Die offene Diskussion über den Wettbewerb der Systeme, ihre Erfolge und Mißerfolge, Vorzüge und 
Nachteile muß innerhalb jedes Systems möglich sein ... Nur so ist es möglich, daß öffentlich eine verglei­
chende Bilanz von Praxis und Erfehrungen beider Systeme gezogen wird, so daß Mißlungenes verworfen, 
Gelungenes festgehalten und gegebenenfalls übernommen und weiterentwickelt werden kann.« (7)

Für die Sozialdemokratie kann dies nichts anderes heißen, als daß nach vierzig Jahren 
nun endlich die grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen in der DDR anzuer­
kennen sind. Für die SED bedeutet es andererseits das Eingeständnis, daß schon auf 
Grund der gemeinsamen Vergangenheit und der weiter fortwirkenden Nähe der beiden 
deutschen Staaten eine weitere Abschottung sinnlos ist. Offensichtlich hält man zudem



»Wir, deutsche Kommunisten und Sozialdemokraten, ...«  295

die eigenen »sozialistischen Errungenschaften« für inzwischen so gefestigt, sie einer 
gewissen Konkurrenz auszusetzen.

Die in dem Papier beschriebenen weiter existierenden gegensätzlichen Positionen 
von Sozialdemokraten und Kommunisten wirken im Unterschied zu den übrigen Teilen 
verkrampft und künstlich. Auch ohne dieses Kapitel wäre wohl kaum jemand auf die 
Idee gekonmien, daß es keine Unterschiede mehr zwischen den beiden Parteien gäbe. 
Im Umgang miteinander ist man offensichtlich noch nicht so souverän, daß das Ge­
meinsame beschrieben werden kann, ohne zugleich das Trennende immer wieder deut­
lich herausstellen zu müssen.

Interessant an der Positionsbestimmung der SED ist hier, daß von der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei keine Rede ist. Lediglich »die politische 
Macht der Arbeiterklasse im Bündnis mit anderen Werktätigen« sei »das Fundament 
umfassender demokratischer Rechte« (6). Sorgföltig vermeidet man auch den Begriff 
des Imperialismus. Es handelt sich neuerdings nur noch um »Arbeiten Lenins über das 
Wesen des Monopols« (6).

Die Positionsbestimmung der SPD ist den beteiligten Mitgliedern der Grundwerte­
kommission gründlich mißlungen. Wolkige Formulierungen über Gewaltenteilung, 
Demokratie und Pluralismus werden als sozialdemokratische Positionen ausgegeben:
»Für Sozialdemokraten ist ein lebendiger, spannungsreicher Pluralismus in Kultur, Wissenschaft, Kunst 
und politischer Meinungsbildung unverzichtbarer Ausdruck von Freiheit, aber auch Voraussetzung und 
gleichzeitig Ergebnis einer Demokratie im Dienste der Entfaltung des Menschen.« (5)

Erstaunt liest man, daß hingegen »für Marxisten-Leninisten Demokratie als Form der 
Machtausübung in ihrem Wesen durch die Eigentumsverhältnisse an den entschei­
denden Produktionsmitteln und damit verbundenen politischen Macht geprägt ist« (5). 
Eine ureigene sozialdemokratische Position von Marxisten, aber auch von Nichtmarxi­
sten in der SPD wird hier einfach den Kommunisten zugeschlagen. Doch nicht in der 
Analyse der kapitalistischen Gesellschaft liegt der eigentliche Dissens zwischen Kom­
munisten und Sozialdemokraten, sondern in der Frage der politischen Macht. Schon 
ein Blick in das Godesberger Programm oder in den Orientierungsrahmen ’85 hätte 
hier für mehr Klarheit sorgen können.

Das gemeinsame I^pier von SPD und SED beschwört mit Sicherheit nicht das von 
den Bürgerlichen so gefürchtete Gespenst einer Verbrüderung herauf. Für einen kurzen 
Augenblick ist aber die potentielle Macht sichtbar geworden, die entstehen kann, wenn 
Kommunisten und Sozialdemokraten auf deutschem Boden am gleichen Strang ziehen.

Anmerkungen
1 Grundwertekommission der SPD und Akademie der Gesellschaftswissenschaften beim ZK der 

SED: Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit. In; Politik, Informationsdienst der 
SPD, 3, August 1987. Seitenverweise in Klammem beziehen sich auf diesen Text.

2 Vgl. auch Christiane Rix; Neue Ansätze in der Sicherheitspolitik der DDR. In: Neue Gesell­
schaft/Frankfurter Hefte, 8, August 1987, 750ff.



Diskussionsschwerpunkt: Jugend

Michael Guggemos

Kräftesammeln für bessere Zeiten
Jugendpolitische Aufgaben von Jusos und SPD

»Die Jungen brauchen eine verläßliche politische Kraft, die aus 
großen Traditionen schöpft, sich an der Wirklichkeit von heute nicht 
vorbeidrückt, weder beschwichtigt noch nach dem Munde redet, 
wohl aber ihre Sorgen auMmmt und ihre Hoffnungen zu 
verwirklichen sucht.«
(Aus dem Entwurf für ein neues SPD-Grundsatzprogramm)

Die Wahrheit ist: Es gibt heute keine politische Kraft, auf die sich die Mehrheit der Ju­
gendlichen mit ihren Sorgen, Hoffnungen und Ansprüchen verlassen könnte. Nicht auf 
die SPD, auch nicht auf die Grünen (auf die Rechtsparteien schon gar nicht). Die So­
zialdemokratische Partei muß um ihren Irseer Anspruch »Mit den jungen Menschen 
nach vom!« erst noch kämpfen und sich dabei selbst verändern. Die Jusos wissen, daß 
wir hierbei als sozialistische Jugend- und Richtungsorganisation der Sozialdemoki’atie 
eine Schiüsselrolle spielen, daß die Erneuerung der Partei und die eigene Stärkung als 
jugendpolitische Kraft zusammenhängende Aufgaben sind, daß wir uns als Teil der 
SPD selbst erneuern müssen. Nach Jahren der politischen Irritation, des Hin-und- 
Her-Geworfenseins durch den Niedergang des sozialdemokratischen Reformprojekts, 
dem Aufstieg der Grünen und dem Vormarsch der Rechten, durch den Gegensatz von 
Bewegungen und Partei, aber auch durch innere Fraktions- und Flügelkämpfe ist der 
Impuls, der von den Jusos Anfang der siebziger Jahre herrührte, endgültig erschöpft. 
Es gilt, neue Kraft und neues Selbstbewußtsein zu erlangen, aktions- und zukunftsfähig 
zu werden. Mit unserem Bundesarbeitsprogranmi 86-88 »Wir wollen Leben, Arbeit, 
Zukunft«, mit unserem Wahlkampfbeitrag, mit dem Entwurf für ein »Zukunfts- und 
Aktionsprogramm für die Jugend« (ZAP), mit den Jugendaktivitäten im Herbst, mit 
der Weiterentwicklung der Mädcheninitiative und mit einer deutlichen Ausweitung der 
jugendpolitischen Ansätze vor Ort hat der Verband mit der eigenen Erneuerung be­
gonnen.

Dies steht in krassem Gegensatz zur jugendpolitischen Wirklichkeit der Partei. Die 
Sehnsucht nach der verlorengegangenen Jugend gehört nun schon seit geraumer Zeit 
zum Standardrepertoire ihrer Klagelieder.



Diese jugendpolitische Misere der Partei läßt sich an unterschiedlichen Facetten fest- 
machen, in denen sich tieferliegende Probleme im Verhältnis von Jugend und SPD wi­
derspiegeln:

Die Verankerung der Partei unter den jungen Wählerinnen und Wählern ist außeror­
dentlich labil, ihre Bindungen an die SPD sind sehr gelockert. Daß von einem Rechts­
ruck in der Jugend — ausweislich der letzten Wahlergebnisse der Unionsparteien — 
keine Rede sein kann, ist sicherlich ein starker Trost. Doch hat auch die SPD mit ca. 
39 % bei den 18- bis 25-jährigen einen Anteil erzielt, der wie schon 1983 nur gering­
fügig über dem Anteil an der Gesamtwählerschaft liegt. Dies hängt einerseits mit dem 
Anstieg des grünen Wähleranteils auf ca. 19 % und andererseits mit der nachlassenden 
Wahlbereitschaft, durchaus für die SPD ansprechbarer Jugendlicher, zusammen. Die 
frühere sozialdemokratische Stärke im Jungwählerbereich ist wohl auf längere Zeit 
dahin. Je länger aber diese labile Situation anhält, desto mehr wird sich dies auch in 
der gesamten Wählerschaft der neunziger Jahre niederschlagen, wenn die gegenwär­
tigen politischen Verhaltensmuster in die folgenden Altersklassen auf »natürliche« 
Weise hineintransportiert werden.

Diese Labilität spiegelt sich im Organisationsverhalten von Jugendlichen wider. Ist 
die Anzahl der SPD-Mitglieder im Juso-Alter (bis 35 Jahre) schon von 1980 bis 1982
— während des kläglichen Endes der Schmidt-Ära — von 250000 auf 224000 ge­
sunken, so folgte von 1982 bis 1986 ein weiterer Rückgang auf 186000. Während von 
1980 bis 1982 die Jusos gleichzeitig »älter« wurden (der Anteil der über 30jährigen 
stieg von 40 auf 45 %), ist von 1982 bis 1986 eine relative Verjüngung zu registrieren. 
Die Anzahl der Aktiven dürfte sich in der Schwankungsbreite von 20000 bis 30000 Ge- 
nossirmen und Genossen stabilisiert haben — bei einer sehr deutlicheren Verjüngung 
der Arbeitsgemeinschaften. Grundsätzlich steht der allgemeinen Organisations­
schwäche im Juso-Alter eine offenkundige Aktivitätsbereitschaft der jüngeren Mit­
glieder gegenüber — ein Widerspruch, der sich auch produktiv wenden läßt!

Innerhalb der Partei spielen jüngere Genossinnen und Genossen (unter 30 Jahren) im 
Bereich der Funktionärirmen und Funktionäre eine immer geringere Rolle. Verlängert 
man den gegenwärtigen Trend in die Zukunft, so ist die Überalterung der Partei schon 
vorgezeichnet, da hinter der sogenannten Enkelgeneration sich schon jetzt eine klaf­
fende Lücke auftut. Dies ist allerdings nur ein Symptom für die wachsende Gleichgül­
tigkeit der Partei gegenüber »ihrer« Jugend. Insoweit besteht die große Gefahr, daß es 
zu einer gegenläufigen Entwicklung der Jusos (Verjüngung) und der Partei (Überalte­
rung) kommt. Aber auch hier sind Chancen angelegt, den Widerspruch produktiv zu 
wenden.

Die Probleme der SPD ...

Dies alles sind Symptome für tieferliegende Probleme. Sie hängen sowohl mit der Ver­
änderung der ökonomischen, sozialen und politisch-ideologischen Landschaft, mit 
veränderten Erwartungen und Ansprüchen an Arbeiten und Leben und mit der Ent­
wicklung jugendlicher Lebenslagen, Stile und Kulturen zusarrmien. »Jugendpolitik«



verstehe ich in dreierlei Hinsicht: erstens für Jugendliche Zugänge zu allen gesell­
schaftlichen Politikfeldern zu schaffen, zweitens die Interessenvertretung, Reformpo­
litik und soziale Kämpfe für die Rechte der Jugend und drittens die Mobilisierung und 
Organisation von Jugendlichen bzw. »Jugendarbeit«.

1. Gerade im sensiblen und politisch wenig gebundenen Jugendbereich werden Wahl- 
und Organisationsverhalten von der politischen Gesamtdarstellung der Partei geprägt. 
Sie beeinflußt auch das jeweilige Ansehen, das die Jusos unter Jugendlichen genießen.

Diese Gesamtdarstellung hängt einerseits von der Handlungs- und Aktionsbereit­
schaft der Partei ab und andererseits von einem zusammenhängenden Reformkonzept, 
das auch die soziale und politische Phantasie der Menschen anregen muß. Hier liegt 
auch die große Chance der Grundsatzprogrammdebatte. Die verwaschene Struktur und 
die halbherzigen Aussagen in vielen Reformbereichen des Entwurfs haben aber gera­
dezu eine Langeweile provoziert, die schon fast als »Kennzeichen« der Sozialdemo­
kratie gelten kann — prägte sie doch auch einen inhaltsleeren und profillosen Bundes- 
tagswahlkampf der Partei. Am verhängnisvollsten ist aber der weit verbreitete Ein­
druck, daß die SPD gar nicht bereit ist, für ihre Ziele und Vorstellungen offensiv einzu­
treten und zu kämpfen, also wirklich »kampagnenföhig« zu werden.

2. Die SPD bleibt in vielen Fragen halbherzig: In Fragen der Berufsbildungsfinan­
zierung, der Jugendbeschäftigungsprogramme, der Förderung junger Frauen (Quotie­
rung) und anderer jugendpolitischer Reformbereiche. Durchgängig neigt die Partei 
dazu, zweit- und drittklassige Lösungen zu favorisieren, die den Unternehmern nicht 
weh tun und grundlegendere reformpolitische Eingriffe ersetzen sollen. Zwar kann 
sich die SPD selbst mit derartigen Schritten als sozial gerechtere Kraft profilieren, po­
litische Ausstrahlung und Mobilisierungsfahigkeit gehen davon aber keineswegs aus. 
Auch dies findet sich im Entwurf für ein Grundsatzprogramm wieder. Daß Jugend dort 
im Rahmen des sogenannten Generationskonflikts abgehandelt, nach Schutz- und Frei­
räumen gegenüber der gefahrenträchtigen Erwachsenenwelt gerufen und gleichzeitig 
die Familie als Hort der jugendlichen Entwicklungsmöglichkeiten gepriesen wird, of­
fenbart ein jugendpolitisches Verständnis, das — gemessen an der Lage und den An­
sprüchen von Jugendlichen — schlichtweg als konservativ bezeichnet werden muß.

3. Die Mobilisierung, vor allem aber die Organisierung von Jugendlichen hängt 
gerade in der gegenwärtigen Situation davon ab, ob Jugendliche ihre Ansprüche ein- 
bringen und entwickeln können. Entscheidend sind die Beteiligung am Verbandsleben 
und der politischen Arbeit und natürlich die Ergebnisse. Dauerhafte Einbeziehung und 
dauerhaftes Engagement von Genossinnen und Genossen setzt aber auch eine gewisse 
Effizienz, Professionalität und Infrastruktur voraus — oder den faktischen Polit-Maso- 
chismus, der einen Großteil unseres Juso-Funktionärskörpers plagt und auffrißt. Dem 
stehen aber nicht nur die herkömmlichen Arbeitsstrukturen der SPD- und Juso-Gliede­
rungen gegenüber — jene ominöse Mischung aus Sitzungssozialismus, bürokratischer 
Verwalterei und amateurhaftem Dilettantismus. Dies wird noch verschärft durch die 
Tatsache, daß Arbeitslosigkeit, Sozialabbau, berufliche Probleme usw. auch in unseren 
Reihen bis hoch zum Bundesvorstand durchschlagen. Dadurch steigen die persönli­
chen Opfer und sinken die politischen Erfolgschancen. Das Verhältnis zur eigenen



Jugendorganisation ist und bleibt der Gradmesser für das Verständnis, das die Partei 
und ihre Führung der Lage und den Ansprüchen von Jugendlichen entgegenbringt. Die 
gegenwärtigen Beziehungen sprechen nicht für den politischen Weitblick der Partei, 
sondern für eine häufig anzutreffende Kurzsichtigkeit, die sich in administrativer Gän­
gelung der Jugendarbeit und gleichzeitigem Wehklagen über ihren Zustand erschöpft: 
Self-fullfilling prophei^ nennt dies der Engländer.

... und die Ziele der Jusos

Vor diesem Hintergrund haben sich die Jusos im vergangenen Jahr auf dem Hagener 
Bundeskongreß entschieden, die eigenen Kräfte zu sammeln — in einer »jugendpoliti­
schen Orientierung«, die trotz der geschilderten Beziehungen zur Partei auch Zeichen 
für die Sozialdemokratie insgesamt setzen soll: für ihre Handlungsbereitschaft, für 
ihre gesellschaftspolitische Konzeption, für ihre politische Kultur und für ihre Einstel­
lung zur Jugendpolitik. Hierbei ist aber klar; Unsere jugendpolitische Orientierung be­
ruht auf unseren sozialistischen Grundpositionen und unserem Selbstverständnis, so­
zialistische Jugend- und Richtungsorganisation in einem zu sein. Genauso wie wir in 
der Praxis noch am Anfang stehen, ist die Orientierung auch noch theoretisch um­
stritten. Was wir unter Kräftesammeln verstehen, was aber zum Teil im Verband auch 
kritisiert wird — kann in folgenden Punkten zusanmiengefaßt werden:

1. Grundsätzlich gehen wir davon aus, daß die genannten Trends im Verhältnis von 
Jugendlichen und Sozialdemokratie nur mittelfristig, d.h. im Übergang zu den neun­
ziger Jahren umkehrbar sind. Insoweit besteht hier ein ähnliches Problem wie im Be­
reich der modernen lohnabhängigen Schichten. Kurzatmige Hauruck-Strategien, wie 
sie 1985 und 1986 in der Wahlkampfführung der Partei vorherrschten, greifen zu kurz. 
So setzen wir auch im Jugendbereich auf den schrittweisen Umbau der Juso-Organisa­
tion und den kontinuierlichen Aufbau unserer Aktionsfähigkeit. Zielperspektive ist das 
Profil eines modernen sozialistischen Jugendverbandes in den neunziger Jahren, der in 
seinen Aktionen, seiner Programmatik, seinem Verbandsleben und seiner Symbolik 
den entwickelten Ansprüchen von Jugendlichen an eine phantasievolle Lebensgestal­
tung, eine demokratische Beteiligung, eine solidarische Zusammenarbeit und eine of­
fensive Auseinandersetzung mit den Gegnern unserer Politik genügt — mehr noch: 
diese Ansprüche prononciert zum Ausdruck bringt.

2. Im Mittelpunkt unserer Erneuerung steht daher eine Vorstellung, die mittlerweile 
unter dem Stichwort eines sozialistischen Anspruchskonzeptes diskutiert wird. Wir 
meinen, daß der notwendige Kampf gegen die soziale Abdrängung, Verarmung und 
Aufspaltung von Jugendlichen nur dann organisiert und erfolgreich geführt werden 
kann, wem wir gleichzeitig an jugendlichen Ansprüchen an die eigenen Arbeits- und 
Lebensperspektiven ansetzen. Der Konflikt; einerseits verteidigen Jugendliche ihre 
Ansprüche (ihren Lebensstil und/oder ihr politisches Engagement), andererseits 
werden sie auch vielfach reduziert durch Arbeitslosigkeit, Sozialabbau, Ausbil­
dungsnot usw. Der Irrtum vieler »orthodoxer« Jusos besteht darin, diese Ansprüche in 
der Jugend zu ignorieren und »abzuschreiben«, anstatt darum zu kämpfen, daß sie auf­



rechterhalten bleiben oder wieder geweckt werden. Am Ende steht dann medst ein 
Mischmasch aus Sozialarbeit und Abwehrkampf, aber kein aktions- und reformpoliti­
sches Profil. Daß Ansprüche Jugendlicher widersprüchlich sind, kann kein Argument 
gegen unser Projekt sein: Gerade deshalb ist es unsere Aufgabe, Ansprüche deutlicher 
zu formulieren, zu radikalisieren, auf den Punkt zu bringen.

3. Ein wichtiger Zugang ist die Frage der Aktions- und Zukunftsorientierung, der 
Versuch, die konkreten Kämpfe mit unseren Zukunftsvorstellungen, Wünschen und 
Reformprojekten zu verbinden. In der Auseinandersetzung um die Berufsbüdungsfl- 
nanzierung (»Wer nicht ausbildet, soll zahlen«) haben wir die Erfahrung gemacht, daß 
noch zu wenig Fleisch am reformpolitischen Knochen war, daß der Kampf für eine Fi- 
nanzieruhgsregel und ein entsprechendes Gesetz zu wenig an Aktionsbereitschaft und 
Phantasie mobilisiert, daß wir zugleich über unsere Zukunft (der Arbeit, der Technik, 
der Umwelt, des Alltags usw.) reden müssen. Der Entwurf ß r  ein Zukunfts- und Ak­
tionsprogramm der Jusos (ZAP) war eine Konsequenz aus diesen Überlegungen, ein 
wichtiger Schritt nach vom, der natürlich auch viel berechtigte Kritik, aber auch viel 
rückständiges Denken und fraktionsbornierte Gehässigkeit im Verband mobilisiert hat. 
Wir werden am ZAP Weiterarbeiten, die Kritik berücksichtigen: Der Verband wird zum 
erstenmal in seiner Geschichte ein breitenwirksames und selbstbewußtes Jugendpro­
gramm erhalten (schon der Entwurf konnte in einer Auflage von 50000 Exemplaren 
verbreitet werden).

4. Die aus den unterschiedlichsten Ecken des Verbandes hörbare Kritik, es käme zu 
einem inhaltsleeren Populismus bei den Jusos und zu einer jugendpolitischen Mono­
kultur, muß allerdings entschieden zurückgewiesen werden. Erstens besteht nicht das 
Problem der inhaltlichen Entleemng oder des Populismus, sondern das Problem, daß 
wir von unseren sogenannten Inhalten, von unseren Bundeskongreßaktenordnem und 
bedruckten Papierbergen nur einen Brachteil »rüberbringen« und daß wir eben nicht 
populär sind. Dies ist die Erfahrung der vergangenen zehn und mehr Jahre! Demgegen­
über vertreten wir in der Tat auch eine populäre Orientierung. Zweitens ist die These 
von der jugendpolitischen Monokultur reine Spekulation, weil sich die jugendpoliti­
sche Neuorientiemng der Jusos auf eine breite Definition von »Jugendpolitik« bezieht 
und überhaupt nicht erkennbar ist, warum andere Arbeitsfelder damnter leiden sollten. 
Richtig ist: Die Ausrichtung an Interessen und Ansprüchen von Jugendlichen soll un­
sere Gesamtarbeit effektivieren und strukturieren und das beziehungslose Nebeneinan- 
derhergewurschtel verschiedenster Ressorts beenden. Beide Punkte verweisen auf un­
sere feste Absicht, auch das Denken in unserem Verband zu verändern.

5. Hiermit ist die Absicht verbunden, das Herangehen unserer Genossinnen und Ge­
nossen an Aktionen, an das Verbandsleben, an die Außendarstellung der Jusos gmnd- 
legend zu hinterfragen und zu verändern. Es geht also auch um die Kultur unserer Po­
litik. Gegenwärtig gilt in weiten Bereichen, daß die Aktionserfahrung, das Selbstbe­
wußtsein und die Identifizierang mit dem Gesamtverband gering sind. Groß ist aber 
die Zersplitterung unseres Verbandes. Und groß ist auch die Bereitschaft, viel zu reden 
und um so weniger zu handeln. Die »alltägliche Sozialdemokratie« scheint uns also ein­
zuholen. Die Jugendkampagne in diesem Herbst — »Zukunft ... Wer, wenn nicht wir«



— soll vor allem dazu beitragen, diesen Trend zu durchbrechen, Erfahrungen für eine 
»Offensivpolitik« zu sammeln. Schon in der Vorbereitung und ersten Püotprojekten 
haben wir vielföltige positive Erfahrungen gesammelt, aber auch Probleme bestätigt 
gesehen. Näch Abschluß der Kampagne wird eine breite Auswertungsdiskussion ein- 
setzen, die uns auf das kommende Bundesarbeitsprogramm des Verbandes hinfiihren 
soll.

6. Bei der Durchführung und Auswertung der Kampagne, bei der Weiterentwicklung 
der jugendpolitischen Orientierung werden wir darauf achten, daß wir unsere Verbin­
dung zu den Protesten der Jugendlichen verstärken. Die Bewegung an den Schulen, 
aber auch unter den Auszubildenden in vielen Metallbetrieben, in der Stahlindustrie 
und bei der Post haben gezeigt, daß sich die Aktionsbereitschaft für die eigenen so­
zialen Belange in Teilen der Jugend wieder erhöht hat. In diesen Bewegungen spiegelt 
sich auch viel an Ansprüchen, an Phantasie und Kreativität wider. Dies bestätigt unsere 
grundlegenden Einschätzungen. Aber natürlich reichen eine Kampagne, ein ZAP und 
ähnliche Schritte nicht aus — ohne eine stärkere Unterstützung der Interessenvertre­
tungen und der Genossiimen und Genossen, die darin arbeiten, können wir unseren ju­
gendpolitischen Außau  nicht fortsetzen. Dabei bleibt hervorzuheben, daß die Mehr­
zahl der überregionalen Schülervertreter/innen und auch der gewerkschaftlichen Ju­
gendfunktionär/irmen mit den Jusos sympathisieren oder sogar bei uns organisiert 
sind. Wir brauchen eine Arbeitsstruktur, die die Verbindung zu diesen Genossinnen 
und Genossen sichert, ohne sie doppelt und dreifach zu belasten.

7. Grundsätzlich wird an unserem Konzept kritisiert, daß ein undifferenzierter Be­
griff von »Jugend« vorläge und daß der Stellenwert von »Jugend« strategisch überhöht 
werde. Zum strategischen Konzept: Es gibt natürlich wachsende Differenzierungen in 
der Jugend, Dreh- und Angelpunkt bleiben aber gemeinsame Interessen und An­
sprüche, die von der Mehrzahl der Jugendlichen getragen oder geteüt werden. Grund­
lage ist die Entwicklung einer eigenständigen Lebensphase, in der Jugendliche sich aus 
dem Elternhaus herauslösen und vor der Einbindung in einen festen Berufs- und Fami­
lienalltag eigene Lebens- und Arbeitsvorstellungen, Stile und Ausdmcksforaien ent­
wickeln können. Diese Tendenz — ein Erfolg der Reformkräfte — wird vielfach gebro­
chen und grundlegend durch die Krisen und reaktionären Angriffe konterkariert. Sie 
za verteidigen und auszubauen, bleibt jugendpolitische Hauptaufgabe in den Klassen­
auseinandersetzungen.

8. Gesellschaftliche Veränderungen setzen sich immer auch über den Generationen­
wechsel durch — seien es Veränderungen in der Sozialstruktur, der Lebensweise, der 
Anschauungen und Wertorientierungen. Dies ist wahrhaftig nicht neu. Aber in einer 
Zeit der Krisen und Umbrüche, in der um zukünftige Konzepte gerungen wird, in der 
solche Konzepte erst noch entwickelt werden müssen, hat der Generationenwechsel 
dennoch einen höheren Stellenwert als in Zeiten ruhiger und kontinuierlicher Entwick­
lungen und Übergänge. Dies gilt um so mehr, als die Jugendphase selbst zu einem zen­
tralen Auseinandersetzungspunkt in der Gesellschaft geworden ist. »Jugendpolitik« 
heißt also auch Eingreifen in die gesellschaftlichen Verhältnisse der neunziger Jahre 
und Vorbereitung auf neue (sozialdemokratische) Reformprojekte. Da die Hegemonie­



schwäche der Sozialdemokratie gerade in der Wirtschafts- und Sozialpolitik wurzelt, 
zielt unsere jugendpolitische Orientierung vor allem darauf, das Profil der Jusos in 
diesem Bereich — gegenüber den Konservativen, aber auch gegenüber grün-alterna­
tiven Vorstellungen — zu schärfen.

9. Insgesamt besteht demnach eine enge Verbindung zwischen der Erneuerung der 
Jusos und der Veränderung der Sozialdemokratie insgesamt. So bedeutet das »An­
spruchskonzept« auch: eine umfassende Programmatik für die neunziger Jahre mit ent­
wickelten Vorstellungen für ein groß angelegtes Zukunftsinvestitionsprogramm, für 
die Fabriken und Büros des Jahres 2000, für die moderne Ausgestaltung des Dienstlei­
stungssektors und des Sozialstaats usw.; eine innerparteiliche Reform der Organisa­
tionskultur, die den Kriterien der breiten Partizipation, der Effizienz und Professiona­
lität, aber auch der Kampagnenföhigkeit und Phantasieentwicklung Rechnung trägt; 
und die Bereitschaft, für diese Ansprüche und mit diesen Ansprüchen gesellschaftlich 
zu kämpfen. Die gegenwärtige Stabilisierung der Jusos und ihre gleichzeitige Verjün­
gung (insbesondere auch die wachsende Rolle junger Genossinnen) sind eine große 
Chance für die Jusos, aber auch für die Gesamtpartei. Sie zu nutzen: dies erfordert ein 
mehrjähriges Konzept, das erst um 1990 herum Früchte tragen wird — nämlich dann, 
wenn der Generationenwechsel im gesamten Verband und in seinem Funktionärs­
körper durchschlägt.

Hierfür gilt es heute die Kräfte zu sammeln — von der Jugendkampagne der Jusos 
bis hin zur Programmdebatte der Partei.
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Susi Möbbeck/Karsten Rudolph

Die »neue« Generation 
als Schnittstelle des Umbruphs
Jugend und Klassenformierung

»Die Geschichte ist nichts als die Aufeinanderfolge der einzelnen Ge­
nerationen, von denen jede die ihr von allen vorhergegangenen über­
machten Materialen, Kapitalien, Produktionskräfte exploitiert, daher 
also einerseits unter ganz veränderten Umständen modifiziert ...« 
(Marx/Engels; Die deutsche Ideologie)

»Ihr seid die erste Generation, die keine Fehler mehr machen darf.« 
(Olaf Palme)

Generationsbildung und Jugendphase

Die Hoffnung auf die »Wendejugend« ist geplatzt. Mit einem Verlust von 5,2% bei den 
18- bis 25jährigen für die CDU/CSU bei den letzten Bundestagswahlen deutet sich be­
reits ein Negativtrend an, offensichtlich wird er dann bei den 25- bis 35jährigen mit 
einem Verlust von 8,4 % für die Union. Doch nicht nur die Bundestagswahlergebnisse, 
sondern vor allem die unerwartete Breite der Schülerinnen- und Schüler-, der 
Studentinnen- und Studentenbewegungen 87 zeugen davon, daß die nachwachsende 
Generation — in all ihrer Widersprüchlichkeit und Vielfalt — weder desorientiert noch 
unpolitisch ist. Allerdings weisen gelockerte Pärteienbindungen, die sich am gestie­
genen Anteil jugendlicher Nichtwähler/innen zeigen, auf deutliche Umbrüche in der 
Generationsgestalt hin.

Wenn wir hier von »Generation« sprechen, so haben wir nicht nur die Entwicklung 
der sozialen Klassen im Blick. Generationen entwickeln ihre eigenen Ausdrucks- und 
Gestaltungsformen aus dem Ensemble von ökonomischen, sozialen, politischen und 
ideologischen Formen ihrer Zeit. Den Untergrund für die Generationsbildung machen 
eine gemeinsame Generationslage und sich darauf entwickelnde Generationszusam­
menhänge aus. ̂  Olof Palme sprach von der »neuen« Generation als einer, die im Zei­
talter der Atömkriegsgefahr keine Fehler mehr machen dürfe. In der Tat drückt sich 
hier die gemeinsame Generationslage in kollektiv erfahrbaren Bedingungen aus, die 
die Konstituierung einer gemeinsamen Generationsgestalt ermöglichen.

Gebrochen werden die gemeinsamen Generationszusammenhänge durch Klassen­
struktur, regionale und ethnische Besonderheiten, religiöse Praxen und Geschlechter­
verhältnisse. — Neues prägendes Moment für die Konstituierung der nachwachsenden 
Generation ist die Wandlung der Jugendphase zu einer eigenständigen und sie tenden­
ziell verlängernden Lebensphase.^



Eine neue Phase in der Entwicklung kapitalistischer Produktionsprozesse sowie der 
Schub in der Produktivkraftentwicklung ging in den vergangenen Jahrzehnten mit 
einer erfolgreichen sozialdemokratischen Reform- und gewerkschaftlichen Tarifyolitik 
und eigenständiger Interessenvertretung von Jugendlichen einher. Auf einem neuen Re­
produktionsniveau des Kapitalismus erfolgte die Herausnahme von Jugendlichen aus 
dem Produktionsprozeß. Die höhere Verweildauer von Jugendlichen im Bildungssy­
stem ist hierfür ein deutliches Indiz. Auf Grund der veränderten Lebenslage Jugendli­
cher, die selbst Arbeiterjugendlichen und Frauen eine begrenzt eigenständige Lebens­
führung vor der Erwerbsarbeit ermöglichte, verloren so traditionelle Sozialisations­
agenturen wie die Familie an Bedeutung zugunsten der Bildungssituationen, verän­
derter Sozialbeziehungen, Medien und anderer ideologischer Apparate, die zudem die 
Herausbildung einer gleichsam jugendspezifischen Infrastruktur ermöglichten. Inso­
fern haben wir es nicht nur mit einer anderen Generation zu tun, sondern mit einem ge­
wandelten Vergesellschaftungsprozeß der Individuen, mit einer veränderten Aneignung 
individueller Handlungsföhigkeit im Rahmen einer eigenständigen Jugendphase.

Neue Werte und Ansprüche

Offensichtlicher Ausdruck dieses Prozesses sind veränderte Wertorientierungen und 
Anspruchskonzepte, die ihrerseits einen weiteren Innovationsschub zur Folge haben. 
Die bürgerliche Soziologie hat daraus nach der »skeptischen« und »revoltierenden« 
eine »verunsicherte« Generation mit postmaterialistischer Wertestruktur gezimmert.^ 
In der nunmehr abgeschlossenen empirischen Untersuchung des Soziologischen For­
schungsinstituts (SOFI), die auf dem Hintergrund Struktureller Wandlungen der Ju­
gendphase und krisenhafter ökonomischer und sozialer Entwicklungen das Verhältnis 
von Jugendlichen zu Arbeit und Beruf in ihren Lebenskonzepten analysiert, wird je­
doch mit diesen gängigen Mustern gebrochen.“̂ Danach ist die Mehrheit der Jugend 
weder desorientiert, unreflektiert konsumorientiert noch ohne eigene Ansprüche an 
die Erwerbsarbeit. Im Gegenteil: Besonders junge Frauen suchen eine Gestaltungsper­
spektive in der Arbeit und formulieren Ansprüche an eine sinnvolle berufliche Tätig­
keit.^ Insofern kann man von einer »Tendenz zu einem historisch neuen Arbeitsver­
ständnis« sprechen. Die gewandelten Wertorientierungen® lassen sich darüber hinaus 
in einer neuen Einstellung zur Sexualität, Ehe, Familie usw. festmachen. Insgesamt 
zeigt sich eine in zunehmendem Maße individuelle Lebensgestaltung und -planung. 
Mit der Herausbildung und Verlängerung der Jugendphase geht die Ausprägung von In­
dividualität einher. Diese ist das Resultat aus einem spezifischen (»individualisierten«) 
Vergesellschaftungsmodus^ und einem Umbruch in der Lebensweise der Menschen an 
der Schwelle zum Jahr 2000. Seine politischen Ausdrucksformen finden sich in einem 
relativ starken Engagement in außerparlamentarischen Aktivitäten und der Entfaltung 
einer linksalternativen Kultur und Infrastruktur. Sicher gilt dies nicht für die gesamte 
Generation. Die offensichtliche Polarisation zwischen verschiedenen Generationsein­
heiten bringt scharf konturierte führende Gruppen und »Repräsentanten« hervor. Der 
neue anspmchsorientierte, relativ selbstbewußte und eigenständige subjektive Faktor



wird nun mit einer sich verschärfenden Krisenrealität konfrontiert. Arbeitslosigkeit, 
schlechte Jobs, Ausbildungsnot und soziale Armut führen zur Anspruchsreduktion und 
genügsamen Einfindung in die bestehenden Verhältnisse. Die »Zwei-Drittel-Gesell- 
schaft« formt sich insofern schon in der Jugendphase. Eine generelle Rücknahme von 
Ansprüchen an eine eigenständige Lebensführung und Zukunftsplanung läßt sich aller­
dings nicht nachweisen. Gemeinsame Vergesellschaftungsbedingungen, gleichgerich­
tete Wertorientierungen und Anspruchskonzepte auf der Basis eines spezifischen Re­
produktionsniveaus einerseits und kollektive Erfahrungen mit der dazu im Wider­
spruch befindlichen Krisenrealität andererseits, führen zur Überprüfung traditioneller 
persönlicher und politischer Orientierungen, können in einen innovatorischen Schub 
für gesellschaftliche Gestaltung und Veränderung münden.

Klassenformierung im Umbruch

Die angedeuteten Entwicklungen des Subjekts treffen nun zusammen mit einem Um­
bruch in der Produktions-, Arbeits- und Lebensweise insgesamt. Die Dynamik be­
kommt dieser Trend aus der wissenschaftlich-technischen Revolution (WTR), in deren 
Folge Wissenschaft und Technik eine immer größere Bedeutung für den kapitalisti­
schen Reproduktionsprozeß bekommen. Der progressive Kern der WTR liegt in der 
Durchsetzung der Mikroelektronik und der mit ihr verbundenen neuen Informations­
und Kommunikationstechnologien. Die Übertragung geistig-intellektueller, informa­
tionsverarbeitender oder logischer Arbeitsftinktionen vom Menschen auf technische 
Mittel nimmt allmählich Gestalt an. Damit einher geht der Übergang von fordistischer 
Massenproduktion mit tayloristischer Arbeitsteilung zur modernen und flexiblen Qua­
litätsproduktion. Aus der Kombination von WTR und anhaltender struktureller Über­
akkumulation ergibt sich eine umfassende Krise des staatsmonopolistischen Regulie­
rungssystems. ̂

Diese Tendenzen bilden die Folie für einen widersprüchlichen, aber dynamischen 
Umstrukturierungsprozeß der Klassen- und Sozialstruktur sowie der gesellschaftlichen 
Arbeitsweise. Das relative Gewicht der unmittelbaren materiellen Produktion sinkt, 
während der komplexe Bereich des Dienstleistungssektors auf Grund gestiegener An­
forderungen an wissenschaftlich-technische und sozio-kulturelle Dienstleistungen 
zulegt.

Der Umfang der Arbeiterklasse hat unter Einbeziehung der Arbeitslosen und der im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Gruppen zugenommen. Die innere Struktur der Ar­
beiterklasse ist allerdings tiefgreifenden Veränderungen ausgesetzt; während der Um­
fang des großindustriellen Kerns abgenommen hat, vergrößert sich der Anteil der An­
gestellten und Beamten mehr und mehr. Nach wie vor im Wachstum befinden sich loh­
nabhängige Mittelschichten und lohnabhängige Intelligenz, deren innere Zusammen­
setzung insbesondere durch eine Zunahme der wissenschaftlich-technischen und der 
sozial-kulturellen Intelligenz geprägt ist. Damit verbunden ist eine Verbreiterung der 
Übergangszone zur Arbeiterklasse, in der insbesondere Teile der wissenschaftlich- 
technischen Intelligenz mit der Arbeiterklasse verschmelzen.



Die bisherigen Entwicklungen lassen die These zu, daß sich neben dem kleiner wer­
denden Kern der Industriearbeiter moderne und qualifizierte Kembereiche der Arbei­
terklasse im Bereich der produktiven Dienstleistungen und der wissenschaftlich-tech­
nischen Intelligenz herausbilden.^ Die Anforderungen der WTR machen eine Intellek­
tualisierung der Lohnarbeit notwendig, die sich in einer durchschnittlichen Höherqua­
lifizierung des Gesamtarbeitskörpers niederschlägt. Gleichzeitig setzt sich auf der 
Grundlage von Veränderungen in der Struktur weiblicher Erwerbstätigkeit, in der ge­
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung und durch das Aufbrechen überkommener pa­
triarchaler Geschlechterbeziehungen eine Feminisierung der Lohnarbeit durch.

Intellektualisierung und Feminisierung sind die progressiven Tendenzen der WTR. 
Unter den Bedingungen von kapitalistischer Herrschaft und Krise setzen sie sich aber 
nur gebrochen durch und es verstärkt sich andererseits die Gefahr der Segmentierung 
und Spaltung der Arbeiterklasse, die von den Neokonservativen bewußt vorange­
trieben wird.

Die Klassenstruktur befindet sich also im Umbruch. Wie die Klassenlandschaft im 
Jahr 2000 aussehen wird, ist offen und noch umkämpft. Entschieden wird über die zu­
künftige Entwicklung der sozialen Träger von Veränderung — und damit über die sub­
jektive Aneignung der Potentiale der WTR im Prozeß der Klassenformierung. Die zen­
trale Schnittstelle liegt dabei im Verhältnis von Klassenentwicklung und Fraueneman­
zipation, also der Frage, in wieweit es gelingt, die Tendenzen der Intellektualisierung 
und Feminisierung breit zusammenzuführen. Der Kampf um die Klassenlandschaft 
wird hierbei insbesondere über den Generationswechsel, also in der Jugend ent­
schieden.

Sozialstaat—Lebensweise—Individualitätsentwicklung

Der Umbruch der gesellschaftlichen Arbeitsweise und die damit verbundenen Verän­
derungen im Prozeß der Klassenformierung gehen einher mit einer ebenso tiefgrei­
fenden Veränderung der Lebensweise.

Die vergangene Phase kapitalistischer Entwicklung ist gekeimzeichnet durch die Be­
teiligung der Arbeiterklasse am Produktivitätsfortschritt und die Herausbildung und 
Festigung des Sozialstaats unter dem Druck der Arbeiterbewegung.

Diese Entwicklung hat nachhaltige Veränderungen im Alltagsleben insbesondere der 
Lohnabhängigen bewirkt. Die Herausbildung einer eigenständigen Jugendphase ist nur 
ein Ausdruck von Veränderungen in Einkommens-, Wohn- und Familienverhältnissen,:

\xv deweTvlxbewswaseiv und
LebeivssüVe sic\v meYvi und me\vr ausdüfeteTiLzieTl W\>en. M il dei Auflösung traditic 
neller proletarischer aber auch ländlich-konfessioneller Milieus sind neue sozio- 
relle Milieus entstanden, die sich weniger an Klassen- und Sozialschranken orienti 
und größere Spielräume und individuelle Entwicklungsmöglichkeiten zulassen.

Besonders wichtig ist, daß sich in diesem Zusammenhang auch tradierte Geschlec 
terbeziehungen auflockern und auf Rollenzuweisung basierende Lebenskon2cptc y 
jungen Frauen in Frage gestellt werden.



Insgesamt kann von einer historischen Tendenz der Individualisierung gesprochen 
werden.

Während früher das Hineinwachsen in die Arbeiterbewegung — zumeist in Kembe- 
reichen — für den einzelnen Arbeiterjugendlichen ein vorwiegend »naturwüchsiger 
Prozeß« war, ist Klassenformierung heute durch die Notwendigkeit gekennzeichnet, 
daß sich jede und jeder immer wieder bewußt in den Klassenzusammenhang einfügen 
muß. 10

Reproduktionsbereich und Klassenformierung

Die Herausnahme der Jugendlichen aus dem Produktionsprozeß und der Umbruch der 
Arbeits- und Lebensweise führen zu einer zunehmenden Bedeutung des Reproduk­
tionsbereiches für den Klassenfomüerungsprozeß. Politische Sozialisation findet damit 
weit weniger eng geknüpft an die eigentlichen Sozialisationsinstanzen der Arbeiterbe­
wegung (insbesondere die betrieblich-gewerkschaftlichen Strukturen) statt.

Vielmehr gewinnen für die Politisierung Interessenvertretungen in Schule und Hoch­
schule, die Mitarbeit in den demokratischen Bewegungen, Freizeitzentrumsinitiativen 
im Stadtteil oder Dorf und die, vor allem im großstädtischen Raum, ausgeprägte 
»Szene« zunehmend an Bedeutung.

Gerade hier aber entwickeln sich auch andere Ansprüche an politisches Engage­
ment: Demokratisierung und Transparenz von politischen Entscheidungen, Spielraum 
für spontane, punktbezogene Aktionen, Eigenverantwortlichkeit im Handeln und an­
spruchsvolle Ausdrucksformen politischer Forderungen sind nur schlagwortartig be­
nannte Kriterien. Mit der Ausbildung der Persönlichkeit hat sich auch die Anforderung 
an die Übereinstimmung von »Reden« und »Handeln« erhöht. Die moralische Inte­
grität, persönliche Überzeugungskraft und Durchschaubarkeit politisch agierender Re­
präsentant Zinn/en sind gefordert — bürokratisch-undurchsichtige Organisationen, tra­
dierte Gruppenbildungen, patriarchisches Gehabe und politisches Gekungel sind die 
dagegenstehenden überkommenen Politikformen.

Die Probleme der Gewerkschaften und der politischen Jugendverbände bei der Ge- 
winnung von Jugendlichen sind also kein Zeichen der Auflösung oder Nivellierung von 

^Klassenstrukturen sondern spiegeln Umbruchsprozesse der Klassenformierung.
Maase^i spricht von einer »zweiten Linie der Klassenbildung«, die neben die klassi- 

sehen Instanzen der Bewußtseinsbildung tritt. Betrachten wir aber die Sozialisation im 
Vjteproduktionsprozeß als »zweite Linie«, so stellen wir sie bewußt in bezug zur »ersten 

<. Und hier liegt das zentrale Problem; Obwohl die Verknüpfung von originären 
pnfragentund neuen globalen Problemen (Frieden, Umwelt ...) ohyektiv be- 
‘ drückt sich dies in der politischen Praxis der Organisationen der Arbeiterbewe- 

Ir'nur unbefriedigend aus.
‘'irfeih additive Zusammenführung von Arbeiterbewegung und neuen so- 
mgen hilft hier kaum weiter; mit der Herausarbeitung des Klassenbezugs 

‘®d'reproduktiver Fragen müssen gewerkschaftliche Kämpfe und die An- 
|||döihokratischen Bewegungen synthetisch verknüpft werden.



Dies gilt neben den globalen Problemstellungen ganz besonders für die Frauenfrage. 
Es kommt darauf an, die reale gegenseitige Durchdringung von Arbeiterbewegung und 
Frauenbewegung ansetzend an den entwickelten Ansprüchen insbesondere junger 
Frauen voranzutreiben.

So können im Nichtarbeitsbereich entstandene gewerkschaftsähnliche Bewußtseins­
formen — z.B. durch Interessenvertretungsarbeit oder Mitarbeit in den neuen sozialen 
Bewegungen — zu einem wesentlichen Faktor in der Konstituierung von Klasseniden­
tität werden.

Kampf um die Klassenlandschaft im Jahr 2000

Als zentrale Herausforderung ist die Arbeiterbewegung allerdings konfrontiert mit der 
neokonservativen Offensive zur Durchsetzung ihres Zukunftskonzeptes. Auf Grund­
lage der Strukturveränderungen in der gesellschaftlichen Arbeitsweise treiben die Neo­
konservativen die soziale Segmentierung und politische Spaltung der Arbeiterklasse 
voran. Die auf der Grundlage der Sozialstaatsentwicklung ausgeprägte Individualität 
soll umgeformt werden in individualistisches Bewußtsein zur Aufrechterhaltung neo­
konservativer Hegemonie.

Sicher hat der Kampf gegen soziale Abdrängung und Spaltung der Arbeiterklasse m 
der nachwachsenden Generation für die Arbeiterbewegung und insbesondere die Ge­
werkschaften Priorität. Er kann aber nur erfolgreich geführt werden, wenn auch die 
modernen Kernbereiche der industriellen Arbeiterklasse, der Dienstleistungsbeschäf- 
tigten und der wissenschaftlich-technischen Intelligenz und innerhalb dieser Bereiche 
besonders die Frauen gewonnen werden können.

Im Kern geht es also darum, den scheinbaren Widerspruch zwischen kollektiver In­
teressenvertretung und individuellen entwickelten Ansprüchen an die eigene Arbeits­
und Lebensgestaltung aufzulösen. Nur wenn es der Arbeiterbewegung und den politi­
schen Jugendverbänden gelinge, in einem Reformprojekt für die neunziger Jahre eine 
materielle Absicherung für alle mit Bedingungen für eine größtmögliche Befriedigung 
individueller Bedürfnisse zu verknüpfen, kann der Kampf um die Klassenlandschaft im 
Jahr 2000 erfolgreich geführt werden.
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Anke Fuchs

Denn am Tun, nicht am Reden 
werden wir gemessen
SPD und Jugend

I.
Nordrhein-Westfalen und das Saarland, wo wir bei den vergangenen Landtagswahlen 
und bei der Bundestagswahl 1987 jeweils als deutlich stärkste Partei im Jungwählerbe­
reich abschnitten, zeigen uns, daß es möglich ist, die Zustimmung Jugendlicher zu er­
reichen.

Wir müssen also daran arbeiten, Vertrauen und Sympathie der jungen Menschen zu 
gewinnen. Einfach ist diese Arbeit nicht, denn seit Jahren registrieren wir einen deutli­
chen Schwund junger Mitglieder. Von 1976 bis 1986 ist der Anteil der Sozialdemo­
kraten unter 35 Jahren um ein Drittel gesunken. Die Zahl der Neueintritte Jugendlicher 
bis 25 Jahre ist insgesamt zurückgegangen. Gegenwärtig beherbergen wir 1,8 Prozent 
junger Mitglieder bis 21 und 3,3 Prozent Jugendlicher zwischen 22 und 25 Jahren.

Die Folge ist nicht nur eine — gemessen an der Bevölkerungsstruktur — tendenzielle 
Überalterung der SPD, auch im inneren Verhältnis der Jungsozialisten wird di4se Al­
tersverschiebung spürbar. Es dominieren die »jungen Erwachsenen« zwischen ? l^ n d  
35 Jahren, die im Vergleich zur Bevölkerungsstruktur in der SPD »überrepräsentiert« 
sind. Und im Gegensatz zu den siebziger Jahren fehlt die gleichberechtigte Veranke­
rung der unter Dreißigjährigen. So werden Generationensprünge deutlich; das konti­
nuierliche Hineinwachsen jüngerer und ganz junger Mitglieder, der wichtige Erfah­
rungsaustausch zwischen den Altersgruppen sowie ein stetiger innerparteilicher 
Regenerations- und Wandlungsprozeß werden brüchig.



Darüber hinaus hat die SPD hinsichtlich ihres traditionell hohen Jungwähleranteils 
Einbußen hinnehmen müssen. So verloren wir bei den Bundestagswahlen 1983 und 
1987 unsere in den siebziger Jahren erworbene Dominanz im Jungwählerbereich. 1983 
wurden CDU/CSU gar zur stärksten Partei unter den Jugendlichen. Wähler zwischen 
18 und 25 Jahren unterstützten damals zu 41,2 Prozent die Christdemokraten, während 
39 Prozent für die SPD votierten. 1987 erzielten wir mit 38,1 Prozent bei den Jungwäh­
lern exakt unser Durchschnittsergebnis.

II.
Junge Menschen wachsen ins Leben vor dem Hintergrund einer widersprüchlichen 
Neustrukturierung der Jugendphase. Sie nehmen zwar früher und intensiver am gesell­
schaftlichen Leben teil, jedoch ist die Jugendphase zunehmend nicht mehr die Vorbe­
reitung auf eine im ganzen als sicher vorgestellte Zukunft. Stichworte sind; wachsender 
Konkurrenz- und Auslesedruck im Bildungssystem ohne Aussicht auf soziale und be­
rufliche Sicherheit, Ausgrenzung zehntausender Jugendlicher ohne Ausbildung und 
über eine halbe Million Menschen ohne Arbeit.

Jugendliche erkennen deshalb überlieferte Lebensentwürfe als zunehmend frag­
würdig für ihr eigenes Handeln. Sie stehen vor der Herausforderung, neue Orientie­
rungspunkte zu finden, um ihr Leben zu gestalten. Darüber hinaus müssen sie ihre Zu­
kunftsperspektive in einer Zeit entwickeln, die neben wirtschaftlichen Problemen 
durch globale Geföhrdungen (Tschernobyl, atomares Wettrüsten) gekennzeichnet ist.

In ihren vielfältigen Verhaltensweisen »beantworten« Jugendliche diese Situation auf 
ihre Weise. Formen des vitalen Protestes sind ebenso anzutreffen wie jugendlicher 
Konservatismus. Rückzugstendenzen ins Private oder die schmerzliche Flucht in 
Drogen und Alkoholkonsum. Zugleich wollen die Nachwachsenden höhere, eigene 
Ansprüche realisieren. Sie wollen nicht lediglich einen Arbeitsplatz, sie wollen sinn­
voll arbeiten und gleichzeitig ihre individuellen Lebensinteressen auch außerhalb der 
Erwerbsarbeit verwirklichen. Und an oberster Stelle jugendlicher Politikvorstellungen 
steht neben den Forderungen nach sinnvoller Ausbildung und der Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit das Verlangen, in einer gesunden Umwelt, in einer friedlichen und ge­
rechten Welt zu leben.

Dabei wird eine Skepsis gegenüber den Lösungsfahigkeiten und Versprechungen von 
Parteien deutlich. Betroffen ist nicht allein die SPD, sie schlägt sich insgesamt in einem 
Rückgang jugendlicher Wahlbeteiligung nieder, auch verflüchtigt sich der konservative 
Jungwählerboom von 1983. Selbst die Grünen haben als »Jugendpartei« den Zustrom 
junger Menschen nicht gepachtet, wie die deutlichen Jungwählerverluste der Ham­
burger GAL beweisen.

in.
Zu Recht heißt es in dem Papier der jugendpolitischen Kommission beim SPD-Partei- 
vorstand: »Viele junge Menschen stehen heute abseits der Politik, skeptisch und ent­
täuscht. Sie fanden Aufinerksamkeit, als sie protestierten und machten die Erfehrung, 
daß Politiker, die damals das ‘vernünftige’ Gespräch nach ihren Regeln forderten, zu



ihrer Tagesordnung zurückkehrten, als die Proteste sich beruhigten.« Wir dürfen aber 
Jugendliche mit ihren Problemen und unsicheren Zukunftsperspektiven nicht allein 
lassen. Wenn Jugendliche sich von der Politik distanzieren, hat es Auswirkungen auf 
die Demokratie, und lücht ausgeschlossen sind demokratische Brüche.

Unser Ziel muß es deshalb sein, mit und für Jugendliche Lebensbedingungen zu er­
kämpfen, die sinnvolle Arbeit und Ausbildung, ein Leben in Freiheit und den Abbau 
globaler Gefährdungen ermöglichen. Gefordert ist eine Politik, die jugendliche Chan­
cengleichheit und Selbstbestimmung jfördert und junge Menschen darin bestärkt, sich 
in der Gesellschaft, am Leben in der Demokratie zu beteiligen.

Diese Forderung gilt sowohl für den politischen Bereich schlechthin als auch für un­
sere eigene Jugendpolitik. Hierbei mutet das Verhältnis von SPD und Jugend scheinbar 
paradox an. Denn einerseits haben wir zentrale Zukunftswünsche junger Menschen in 
unsere Zielvorstellungen, wie wir sie in Nürnberg beschlossen haben, aufgenommen, 
andererseits aber spüren wir, daß wir mit unserem Programm allein die Distanzierung 
und Entfremdung nicht auffangen können. Die SPD kann zwar mit der Besinnung auf 
ihre eigentlichen Ziele Vertrauen bei Jugendlichen zurückgewinnen, aber mit der »Pa­
pierlage« allein werden wir die Kluft zu vielen Jugendlichen, die Kritik an uns, nicht 
überwinden. Dazu sitzen jugendliche Vorbehalte gegenüber Politikern und ihrem Ge­
habe viel zu tief. Notwendig ist es daher, eine gemeinsame Arbeit und Diskussion mit 
der jungen Generation zu organisieren. Jugendliche und SPD sind gleichermaßen her­
ausgefordert, auf Probleme und Gefährdungen mit einer Neuorientierung ihrer Zu­
kunftsentwürfe und Handlungskonzepte zu reagieren. Dabei können SPD und junge 
Menschen wechselseitige Impulsgeber und Korrektive sein.

Mit den Beschlüssen von Nürnberg und der Programmdiskussion sind wir zwar 
weiter als die anderen Parteien, aber in der Gesamtschau fehlen ausgefeilte und fertige 
Konzepte. Daran weiterzuarbeiten, kann der Beginn einer neuen Gemeinsamkeit mit 
den Jugendlichen sein. Wenn die jungen Menschen spüren, daß wir mit ihnen offen, 
ernsthaft und ohne Denkverbote über die gegenwärtigen Zukunftsprobleme diskutieren 
und gemeinsam mit ihnen nach Lösungen suchen, können wir ein großes Stück Ver­
trauen und Engagement gewinnen.

An dieser Stelle sei nochmals das Papier der jugendpolitischen Kommission in Erin­
nerung gerufen. Hier heißt es: Die SPD wird das Vertrauen der jungen Generation so 
lange erhalten, »als sie sich bewußt ist, daß sie nur dann dauerhaft Vertreterin der Ju­
gend sein kann, wenn sie selbst das Vorbild dessen ist, was sie vertritt, also wenn An­
spruch und Wirklichkeit, Weg und Ziel sozialdemokratischer Politik eine Einheit 
bilden«.

IV.
Wollen wir junge Menschen erfolgreich für die SPD aktivieren, dann erfordert dies 
neben politischer Kraft und Ausstrahlung ebenso die Überprüfung und Veränderung 
unseres Innenlebens. Politik muß anders angeboten und anders gemacht werden als in 
den traditionellen Arbeitsformen. Wo finden sich junge Menschen in ihrer Individua­
lität, aber auch Emotionalität wieder? Unsere Parteiarbeit erscheint vielen Jugend­



liehen grau, bürokratisch und abgehoben von den Alltagssorgen und Wünschen der 
Mitglieder. Diese Vorwürfe mögen vielfach überzogen sein; aber die SPD muß diesen 
Vorbehalten in ihrer konkreten Arbeit begegnen. Und dies nicht nur auf der Ebene der 
Jungsozialisten, sondern in jedem Ortsverein, in jedem Unterbezirk. Jugendarbeit ist 
mehr als Juso-Politik, sie ist Aufgabe der gesamten Partei, die neuen Anforderungen 
an eine moderne SPD sind bei weitem nicht nur eine jugendspezifische Herausfor­
derung.

Der Ausbau politischer Kultur beginnt beim Abbau von Hemmnissen, die nicht nur 
Jugendliche von einer Mitarbeit abschrecken (z.B. Auflösung verkrusteter Strukturen, 
Sicherung transparenter Entscheidungsabläufe, Förderung jugendlicher Mitglieder).

Insbesondere im Umgang mit unserer eigenen Jugend, den Jungsozialisten, wird 
unser Verhältnis zur Jugend deutlich. In vielen Bereichen gibt es ein problematisches 
Nichtverhältnis von Jusos und SPD. Man ignoriert einander. Dadurch haben zwar in­
nerparteiliche Konflikte abgenommen, aber der fruchtbare Effekt kontroverser Diskus­
sionen zwischen Jusos und SPD bleibt aus. Wir dürfen Jusos nicht alleine lassen, wir 
müssen uns — im positiven Sinne — stärker mit ihnen auseinandersetzen und sie 
gleichzeitig bei ihrer Jugendarbeit unterstützen, sei es durch Neugründungen von Ar­
beitsgemeinschaften oder durch personelle Hilfe.

Viel Nachholbedarf besteht, um unsere politische Arbeit mit den Fähigkeiten, Inter­
essen und Bedürfnissen des einzelnen zu verbinden. Kulturelle Ausdrucksformen, we­
niger sture Versammlungen, kreative und handlungsorientierte Projekte sind hierfür 
die Stichworte. Nicht vergessen will ich das »mädchenorientierte Umbauprogramm«, 
wie es Jugendliche von den Parteien verlangen. Wir tun gut daran, eine stärkere Partizi­
pation und Repräsentanz von Frauen zu sichern. Die »Mädchen-Initiative« der Jungso­
zialisten und der AsF hat gezeigt, daß wir Zulauf bei Jugendlichen mit einer glaubwür­
digen Aktion zur Frauenemanzipation haben können, die zudem noch eine Vielfalt kul­
tureller und bedürfnisorientierter Handlungsformen verbindet.

In der Jugend gibt es eine große Bereitschaft zu zeitlich befiristeten und begrenzten 
Aktionsformen, auf Dauer und langfristige Mitgliedschaft angelegte Arbeitsweisen 
stoßen auf deutlich weniger Zustimmung. Die SPD muß dies berücksichtigen und sich 
über ihre traditionellen Organisations- und Veranstaltungsformen öffnen, damit partei­
nahen Jugendlichen in zeiüich begrenzten Projekten (z.B. Ferienaktionen, Schaffung 
von Jugendräumen) die Möglichkeit zur Mitarbeit geboten wird. Nur so können wir 
über unsere Ränder hinaus eine stärkere Verankerung im Jugendbereich erreichen.

In der Vergangenheit hat es in unseren Reihen nicht an einer Vielzahl von Jugendpa­
pieren und Vorschlägen zur Jugendarbeit gemangelt. Nun müssen wir daran arbeiten, 
bei Jugendlichen Vertrauen zu gewinnen. Denn am Tun, nicht am Reden werden wir 
gemessen.



Malte Ristau

Zur Zukunft der Jusos als Jugendverband
Die Diskussion über Veränderungen der Jugendphase als Herausforderung für die ei­
gene Arbeit hat mittlerweile auch den sozialdemokratischen Jugendverband erreicht. 
Die Einsicht verbreitet sich, daß die Jusos der späten achtziger Jahre »anders« sein 
werden (müssen) als diejenigen der zehn Jahre vorher: Sie werden (zum Teü wesent­
lich) jünger sein; sie haben andere Lebensumstände und prägende Erfahrungen; sie 
haben (zum Teil daraus folgend) veränderte Erwartungen an Organisationen; sie for­
dern mehr Handlüngsorientierung ein, sie wollen »tolle Programme« jetzt und hier in 
der Praxis überprüfen; der weibliche Anteil wird — möglicherweise erheblich — höher 
sein.

Ein Teil der Juso-Funktionäre hat das Problem schon auf das einprägsame Kürzel 
»ZAP« (=Zukunfts- und Aktionsprogramm Jugend) gebracht. Im Original-Ton: Alles 
verändert sich, die Jusos auch, moderne Jugendpoltik ist angesagt. ̂  Mag dieser An­
satz auch zum Teil holzschnittartig in seinen Therapievorschlägen vorschnell und damit 
schon verengend sein, der Bedarf an Neuorientierung in Konzeption und Praxis wird 
überall deutlich.^ Die Ergebnisse der Jugendforschung sprechen von verstärkten qua­
litativen Ansprüchen an Arbeit; von veränderten Geschlechterrollen; von »Freizeit« als 
Dimension der Wirklichkeitssuche und von dem hohen Stellenwert des Zusammen­
seins mit Gleichaltrigen. Die Jugendstudien weisen auch nach, daß sich die Lebensent­
würfe der Jugendlichen, die auf Grund vor allem der Ausweitung des Bildungssystems 
sich wesentlich von denen ihrer Eltern unterscheiden, zunehmend an der gesellschaftli­
chen Realität brechen. Die gesellschaftlich angebotenen Sinnstiftungen können vielen 
Jugendlichen kaum mehr die breite Palette von Krisenerfahrungen »erklären«. Dies ist 
eine zentrale Herausforderung für die Jusos.

Gebrauchswertorientierung contra bürokratisierte Jugendkonzerne

In immer neuen Wandlungen wurden in der Jugendforschung in den vergangenen 20 
Jahren Konzepte postuliert: von der »emanzipatorischen« über die »antikapitalistische« 
und die »bedürfnisorientierte« bis hin zur »alltagsorientierten« Jugendarbeit. Kaum 
einer der beteiligten Autoren ließ es sich nehmen, die Rechtfertigung für Kurskorrek­
turen durch die Indikation einer Krise zu sichern. Mit Phasenverschiebungen wurden 
die Konzepte auch in die Jugendverbände getragen bzw. dort weiterentwickelt, die ja 
tatsächlich in einer deutlichen, wenn auch lange ignorierten Legitimationskrise 
stecken.3 In Konkurrenz zu ihnen hat sich eine mitunter hochattraktive kommerzielle 
Angebotsstruktur entwickelt, deren Form und Inhalt auf eine professionell »durchge­
stylte« Konsum-Ästhetik zurückgreifen kann und in der Lage ist, »mit Glitterkram und 
marktgängigem Gedröhn am Puls des Geschehens zu bleiben« (Rainer Treptow).

Zugleich gehen immer mehr Jugendliche zu jeder Art institutionalisierter Jugendar­
beit auf Distanz. Zwar besteht ausweislich der Jugendstudien und allseits berichteter



Erfahrungen eine große Bereitschaft zu einem spontanen, zeitlich befristeten und mit 
begrenzten Verpflichtungen einhergehenden Engagement. Umgekehrt proportiomd zur 
wachsenden Bedeutung von direkten und öffentlichen Formen der Meinungsäußerung 
und Interessenvertretung, wie sie für Initiativen und »Bewegungen« typisch sind, trifft 
auf Dauer und langfristige Mitgliedschaft angelegte Arbeitsweise auf deutlich weniger 
Zustimmung. An die Stelle eines solchen, für die SPD und ihre Arbeitsgemeinschaften 
konstitutiven Mitgliedschaftsverständnisses tritt zunehmend eine »demonstrative Ge­
brauchswertorientierung« (Wolfgang Lenz).

Insbesondere die politischen und gewerkschaftlichen Jugendverbände tun sich 
schwer mit angemessenen Antworten und Ansätzen. Nicht aUe Probleme sind dabei 
den »Rahmenbedingungen« geschuldet. Bürokratische und als starr empfundene Orga­
nisationsstrukturen, (innerparteiliche) Genehmigungsprozeduren und ein ritualisiertes 
Verbandsleben decken sich nicht mit den Vorstellungen vom eigenen Leben und aJltäg- 
lichen Handeln und stehen dadurch phantasiefreudiger und experimentierfreudiger 
Jugendarbeit entgegen. Zugespitzt formuliert: Es ist nicht auszuschließen, daß die 
Jusos wie andere Jugendverbände vor ihnen zu kleinen »bürokratischen Jugendkon- 
zemen« (Benno Hafeneger) werden, und es gehört wenig Phantasie dazu, vorauszu­
sagen, daß traditionelle Papierproduktionen ä la ZAP diesen Zustand eher zementieren 
werden. Erforderlich ist eine »neue Beweglichkeit«, die verschiedene Elemente kombi­
niert — und zwar rasch.

Platz machen für die weibliche Hälfte

In der Jugendforschung, in der Bildungspolitik und in vielen Jugendorganisationen 
hieß das Schlüsselwort in den frühen siebziger Jahren »Emanzipation«, oder weniger 
ambitiös: Kompensation von Benachteiligungen. Außerhalb auch des linken Blick­
feldes blieb dabei — in den meisten Köpfen bis heute —, daß die geschlechtsspezifische 
Gesellschaftsteilung altersspezifische Jugendphänomene derart überlagert, daß es 
kaum möglich ist, von »den Jugendlichen« zu sprechen.

Der Einsicht des 6. Jugendberichts, daß sich auch der Alltag der Jugendorganisa­
tionen nicht an den Lebenswelten und Lebensplänen von Mädchen orientiert, begeg- 
neten die Jusos zunächst mit einer recht abstrakt geführten aber notwendigen Quotie­
rungsdebatte. Die von den Jusos initiierte, von der ASF, den Falken und dem AWÖ-Ju- 
gendwerk mitgetragene Initiative »Zukunftschancen junger Frauen und Mädchen« 
(sog. Mädcheninitiative) war dann der erste bundesweite systematische Versuch, In­
halte und Arbeitsformen umzukrempeln, sowohl die Jusos selbst als auch außen etwas 
zu verändern. — Den Anstoß gaben Frauen, die die neue Frauenbewegung der sieb­
ziger Jahre miterlebt und deren Forderungen in die Parteien und Institutionen getragen 
haben sowie Jungsozialistinnen, die früh politisiert und engagiert, nach einer qualifi­
zierten Ausbildung oder einem Hochschulstudium ohne große Hoffnungen auf eine 
adäquate Beschäftigung auf der Straße standen. Jetzt etwas unternehmen, um die er­
reichten Fortschritte nicht aufs Spiel zu setzen und nicht zur Resignation verkommen 
zu lassen, das wollten alle.



Im Verlauf der Kampagne, die — ein Novum bei den Jusos — in allen Bezirken auf 
allen Ebenen umgesetzt wurde, wurden die Forderungen zunehmend auch auf die ei­
gene Situation bezogen, Sichtweisen, Diskussionen und Verhalten bei den Jusos kri­
tisch überprüft. Ergebnis:
»Das durchgängig negative Gefölle im gesellschafthchen Machtverhältnis von Männern und Frauen 
kommt nach wie vor auch in der Juso-Organisation zum Ausdruck.« (Ruth Winkler, stellv. Juso-Bun- 
desvorsitzende, auf dem Juso-Bundeskongreß 1986)

Die »großen« Konferenzreden, die Repräsentanz nach außen, die Zuständigkeiten für 
zentrale Arbeitsfelder sind nach wie vor männliche Domänen. Es entspricht auch den 
Erfahrungen in anderen Jugendverbänden, daß die Frauen immer noch zuständig sind 
für die stillschweigenden Kleinarbeiten und die atmosphärischen Funktionen«. Sub­
tiler als offene Formen der Diskriminierung verletzen immanente patriarchale Struk­
turen (z.B. in der Sprache, in der Themenwahl) das Selbstwertgefühl vieler junger 
Frauen. Die Nicht-Praxis vieler Männer, die die Frauen ins Leere laufen läßt, die Dop­
pelbelastungen und strukturelle Benachteiligungen (z.B. Repräsentanz im hauptamtli­
chen Bereich), Unerfahrenheit und fehlende Kompetenz in vielen Untergliederungen 
sind blockierende Elemente. Ungeachtet der Quotierung, gut besuchter Veranstal­
tungen, vieler Aktionen und Publikationen — der Fortschritt ist auch bei den Jusos eine 
Schnecke.

Ein mädchenorientiertes Umbau-Programm soll den Prozeß beschleunigen. Eine 
stärkere Partizipation an zentralen Verbandsentscheidungen und Repräsentanz soll 
durch »qualitative Quotierungen«, d.h. Besetzung von Schlüsselressorts und hauptamt­
lichen Stellen erreicht werden. »Tabuisierte und diskriminierte« Themen wie Sexua­
lität, Rollenverhalten, Gewalt sollen künftig einen höheren Stellenwert bekommen. Im 
Austausch auch mit anderen Jugendorganisationen wird über Bildungskonzepte und 
Mädchengruppenarbeit diskutiert. Es sind alles kleine Schritte, aber die Jusos werden 
bei Strafe der Bedeutungslosigkeit nicht umhin können, sich den skizzierten Anforde­
rungen zu stellen.^

Kulturelle Innovation — Wir müssen den Juso-Alltag ändern

Jugendliche sind auf der Suche nach vielföltigen, abwechslungsreichen Angeboten; sie 
suchen solidarische Kontakte und offene Gespräche über sie interessierende Fragen; 
sie suchen Möglichkeiten, wo sowohl technisch-handwerkliche Fähigkeiten einge­
bracht werden können wie kreativ-intellektuelle. Ihre verunsicherten Zukunftsmög­
lichkeiten machen Lern- und Erfahrungsschancen für einen selbstbestimmten, eigen- 
initiativen, verantwortlichen Umgang mit derü eigenen Leben und dem gesellschaftli­
chen Umfeld wichtig.

Das Repertoire und die Möglichkeiten des SPD-Nachwuchses stehen bislang nur in 
einem ungenügenden Verhältnis zu den Alltagssorgen und Wünschen der Jugendli­
chen. Die Antwort kann nicht sein, daß die bisherigen Aktivitäten quantitativ ausge­
dehnt werden, es muß vielmehr ein Bündel von Maßnahmen entwickelt und erprobt 
werden. Mein Versuch einer Antwort geht daher in eine Richtung, die »kulturelle Inno­



vation« genannt wird.® »Kulturell« kennzeichnet den Ansatzpunkt und die Richtung 
der Innovation. Und zwar indem kulturelle Ausdrucksform, die Verbandskultur und 
die facettenreiche Jugendkultur (Stellenwert von Cliquen, Musik, Comics etc.) gleich­
zeitig inhaltliche Bezugspunkte und Methode sind. Das heißt:
— Die Arbeitsformen werden in Richtung kultureller Ausdmcksmöglichkeiten und 

neuer Medien verändert. Es gibt wesentlich mehr kulturelle Ausdrucksformen als 
wir im Kopf haben.

— Das innerverbandliche Leben (z.B. Konferenzen) wird so verändert, daß es den Le­
bensformen und -wünschen Jugendlicher besser entspricht.^

— Es wird auf den unterschiedlichen Ebenen mehr in konkreten handlungsorien­
tierten Projekten gearbeitet.

— Es werden mehr öffentlichkeitswirksame und kreative Aktionen durchgeführt.

Identität nach innen — Profil nach außen

Früher wiesen die meisten Jugendorganisationen sowohl nach innen wie nach außen 
eine deutlich erkennbare, wenn auch nicht immer homogene, Identität auf: einen Ri­
tual-, Symbol- und Aktivitätenbestand, der für die (potentiellen) Mitglieder einen 
hohen Grad an intellektueller, emotionaler und verhaltensbezogener Identifikation, 
Verbindlichkeit und Wiedererkennen garantierte und zur Mitarbeit qua Orientierung 
einlud. Dies hat sich entscheidend verändert. Aktivitäten und Verhaltensstile von Ju­
gendverbänden haben sich angeglichen (vgl. zum Beispiel die Friedensaktivitäten), mit 
dem klaren Profil scheint mitunter auch der »rote Faden« verlorengegangen zu sein.^ 

Notwendig ist es, perspektivisch ein klares Juso-Profil zu formulieren: dieses muß 
konkurrenzföhig sein, d.h. dort wo es um heiße Themen, um Problemsituationen und 
Engagement geht, muß es überzeugen können. Die Ausstrahlungskraft der Jusos in der 
»Mehr-Demokratie-wagen«-Phase der SPD Ende der sechziger, Anfang der siebziger 
Jahre ergab sich daraus, daß sie angesichts der umfassenden, zerfallenden und in 
Sekten verkümmernden außerparlamentarischen Bewegung fast konkurrenzlos inhalt­
liche Impulse und anpolitisierte Jugendliche aufhehmen konnte. Anknüpfend an die 
durch Willy Brandt glaubhaft vermittelte SPD-Politik (z.B. Bildungsreform, natürlich 
auch die Ostpolitik) konnten die Jusos ihre über die Mehrheits-Position der Mutter­
partei hinausgehenden Forderungen vermitteln und dafür mobilisieren.

Innerhalb des SPD-Jugendverbandes bahnt sich derzeit eine Grundsatzdiskussion 
darüber an, ob es heute möglich ist, Profil durch eine eindeutige Prioritätensetzung 
»Jugendpolitik« oder durch eine gleichberechtigte Fortführung der zum Teil ziemlich 
naturwüchsig entstandenen Arbeitsfelder zu gewinnen. Ich halte dies für eine falsche 
und außerordentlich unfruchtbare Alternative, die nur die Handlungsfähigkeit der 
Jusos lähmen kann. Völlig unumstritten sollte sein, daß die Jusos wieder verstärkt Po­
litik mit und für Jugendliche machen. Das hat didaktische und methodische Konse­
quenzen, von denen ich einige oben benannt habe. Das heißt auch, daß sie in ihrer Ziel- 
gruppenansprache Medien einsetzen, die einerseits verständlich, andererseits anspre­
chend aufgemacht sind.



All dies jedoch ist vereinbar mit einem konzeptionell durchdachten Arbeitsfeldan­
satz (Frauenemanzipation, Arbeit und Umwelt, Internationale Solidarität usw.), ist 
sogar mit diesem untrennbar verknüpft, wenn die Jusos tatsächlich die Diskrepanz zwi­
schen Zukunftswünschen und Krisenerfahrungen von Jugendlichen zum strategischen 
Ansatzpunkt nehmen. Eine jugendpolitische Monokultur würde demgegenüber nicht 
nur die Gefahr des pragmatischen Versinkens bedeuten und damit die Jusos als demo­
kratisch-sozialistische Richtungsorganisation absehbar demontieren, sondern auch 
den gesellschaftlichen Tendenzen nicht entsprechen. Sind doch alle Tendenzen domi­
nant nicht nur für Jugendliche (z.B. Pluralisierung von Lebensformen), sondern auch 
nur so beeinflußbar. Die z.B. vom Uwe Kremer ausgegebene Bestimmung der Jugend 
als künftigem zentralen Subjekt der Veränderung (»Trägerin der Zukunft«) schließlich 
ist nicht nur ausgesprochen unseriös abgeleitet — sie bagatellisiert konsequent 
Klassen/Schichten- und Geschlechterverhältnisse^® —, sondern darüber hinaus auf 
Grund von Änderungen in der Altersschichtung der Bevölkerungsstruktur auch noch 
strategisch deplaziert. So wird nach allen bekannten statistischen Modellrechnungen in 
den nächsten Jahren die Zahl der 15- bis 21jährigen um fast 50 Prozent sinken. Am Bei­
spiel einer Stadt konkretisiert: 1983 gab es in Hannover knapp 125000 15- bis 
29jährige. Im Jahre 2000 werden es nur noch knapp 59000 sein. Auch — aber nicht nur 
deshalb — wird die Organisation generationsübergreifender Kommunikation innerhalb 
wie außerhalb der SPD notwendig sein. »Jugendpolitische Orientierung« ist auf der 
Ebene der praktischen Umsetzung eine Selbstverständlichkeit, ja eine »Banalität« 
(Peter Reif, Jusos RH).

Der sozialdemokratische Jugendverband kann sein Profil weiterhin aus eben dieser 
Funktion beziehen: Auf dem steinigen Wege zum Demokratischen Sozialismus der 
Mutterpartei immer einige mutige (manche sagen auch: provokative) Denk-Schritte 
voraus zu sein, im Sinne der Doppelstrategie deshalb auch Scharnier zu sein zwischen 
Basisprotest und parlaments-orientierter Partei. Die Politik muß sich stringenter und 
phantasievoller als bisher in klar umrissenen und auf eine Handvoll Schwerpunkte kon­
zentrierter Arbeitsfelder vollziehen: entwickelt aus Gesellschaftsanalyse, historisch­
gewachsener sozial-demokratischer Identität und Bedürfnissen Jugendlicher gleicher­
maßen. Wen wundert’s, daß Solidarität mit den Schwachen in der Peripherie aus allen 
drei Bezugspunkten hergeleitet werden kann?

Es hat sich bei der Mädcheninitiative gezeigt, daß Jusos, wenn sie denn auf die ei­
gene Kraft setzen, in der Lage sind, ein Arbeitsfeld zu entwickeln und zu besetzen. 
Zum ersten Mal seit vielen Jahren sind die Jusos nicht thematisch und aktionsmäßig 
hinter Ideen und anderen Organisationen hergelaufen, sondern haben selbst Vorgaben 
gemacht. Der große EntwicMungspolitische Kongreß vom Herbst 1986 hat deutlich ge­
macht, daß auch in diesem Arbeitsfeld eine ähnliche Entwicklung möglich ist, wenn 
sie denn gewollt und zielstrebig gefördert wird; ähnliches gilt für den Umwelt-Bereich. 
Die Schüler- und Studentendemonstrationen der vergangenen Monate haben — in all 
ihrer Kurzatmigkeit — doch zweierlei gezeigt: Zum einen ist der Bildungsbereich hin­
sichtlich Politisierung und Engagement wieder für Überraschungen gut. Zum anderen 
ist es den Juso-Hochschulgruppen und den Juso-Schüler/innen wieder gelungen, in­



nerhalb der Proteste Profil zu zeigen. Eine organisatorische Stärkung dieses Vorfeldes 
durch die SPD und Jusos ist wesentlich wichtiger als abstrakte jugendpolitische De­
batten.

Es bleiben noch viele Fragen offen, z.B. die Frage nach spezifischen Konsequenzen 
für Arbeit auf dem Lande. Auch die Frage nach der Entwicklung von Strategien zum 
kritischen Umgang mit neuen Technologien, gerade weü sie einen immer höheren Stel­
lenwert in allen Alltagsbereichen von Jugendlichen einnehmen, darf nicht ausgeklam­
mert werden. Dazu gehört auch die Frage der (Weiter-)Qualifikation von Haupt- und 
Ehrenamtlichen, die als Multiplikatoren arbeiten. Einige dieser Fragen sollten z.B. auf 
jugendpolitischen Foren der SPD im Rahmen der Programmdebatte behandelt werden.

Nicht nur die SPD, auch die Jusos haben ihre Bewährungsprobe noch vor sich. Sie 
werden jeweils den Nachweis erbringen müssen, daß es ihnen ernst ist, gegen neo-kon- 
servative Zugriffsversuche Alternativen zu setzen, die für Jugendliche sowohl das An­
gebot einer demokratischen Alltagskultur als auch überzeugende inhaltliche Perspek­
tiven eröffnen.

Anmerkungen

1 Zur Kritik vgl. Malte Ristau, Thesen zum Umgang mit ZAR Ms. zu beziehen über Jusos, M. Ri­
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Profil«, in: NG/FH September 1987.
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beit in Bayern«, hg. vom Bayerischen Landesjugendring, München 1985, vgl. auch Benno Hafen­
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8 Praxisbeispiele in: »Was haben wir angerichtet?« Drei Jahre gewerkschaftlicher Jugendarbeit, hg. 
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9 Wurde noch 1984 von »anders arbeiten« und »siimvoll leben« gesprochen so heißt es heute bei den 
Jusos schlicht »Leben, Arbeit, Zukunft«. Profil bedeutet dies nicht, da dieser Spruch bei Grünen 
wie Junger Union, bei SDAJ wie Julis gleichermaßen vorstellbar ist, zugegebenermaßen anders ge­
füllt wird — aber welche(r) Jugendliche liest schon dicke Broschüren?

10 Es sind primär Klassen- Schichten- und Geschlechterverhältnisse, die die Erfahrungen struktu­
rieren, die die Jugendlichen mit ihren Existenzproblemen machen. Sie bestimmen das materialle 
und kulturelle Milieu, sie definieren (geschlechtsspezifische) Rollen und Pflichten, Sprache und 
Geselligkeit, Bedeutung von Arbeit und Autorität, sie strukturieren Lebenschancen usw.

11 Zur inhaltlichen Bestimmung vom »Juso-Sozialismus« vgl. das gleichnamige Arbeitsheft Nr.75 
(Juli 87), zu beziehen über Juso-HSG, Ollenhauerstr. 1, 53 Bonn.



Uwe Kremer/Susi Möbbeck

Anspruchsvoll und offensiv — 
die jugendpolitische Orientierung

I
Wir verstehen »Jugend« und unseren jugendpolitischen Ansatz als eine strategische 
Schnittstelle für die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse und die Klassenlandschaft in 
den neunziger Jahren. Wie diese Landschaft aussehen wird, entscheidet sich maßgeb­
lich über den Generationenwechsel. Und wie dieser Generationenwechsel verläuft, 
wird wiederum von den heutigen gesellschaftlichen Entwicklungen und eben auch von 
unserem eigenen Eingreifen bestimmt. »Generation« und »Jugend« stehen scheinbar 
quer zum Klassenbegriff. Doch je eher die nachwachsende Generation in der Jugend­
phase gemeinsame Merkmale gegenüber den Erwachsenen herausbildet — im Stil, in 
der Bildung, in den Ansprüchen usw. — und je stärker sie gleichzeitig mit tiefgrei­
fenden gesellschaftlichen Umbrüchen und Herausforderungen konfrontiert ist, desto 
bedeutsamer wird der Generationenwechsel für die Entwicklung der Klassenland­
schaft und der Gesellschaft. Dies ist die heutige Situation. Umgekehrt wird damit die 
Jugend selbst zu einem entscheidenden Terrain der gesellschaftlichen und Klassenaus­
einandersetzungen .

n
Der nachwachsenden Generation ist allerdings auch gemeinsam, daß eine enorme Dif­
ferenzierung in den Lebensstilen, in den Berufsperspektiven, in der Durchsetzung von 
Ansprüchen usw. anzutreffen ist. Diese Differenzierungen — zum Teil auch Gegen­
sätzlichkeiten — sind von der sozialen Herkunft und Lage, vom regionalkulturellen 
Umfeld (z.B. Stadt/Land) und vor allem geschlechtsspezifisch geprägt. Der zentrale 
strategische Punkt aber ist, daß sie sich in einem doppelten Zusammenhang bewegen, 
in dem Klassen- und Generationsspezifik verschränkt sind. Erstens wird die überwälti­
gende Mehrzahl der Jugendlichen später lohnabhängig tätig (wenn nicht arbeitslos) 
sein. Zweitens ist die eigenständige Jugendphase nüt ihrer gewachsenen Generations­
spezifik selbst ein Erfolg der Arbeiterbewegung und ihrer Reformpolitik, der heute 
durch ökonomische Krisen und rechte Gegenreform in Frage gestellt wird. Insofern 
verläuft die entscheidende Konfliktlinie weder zwischen den Generationen noch inner­
halb der Jugend, sondern zwischen der Jugend, der Arbeiterbewegung und den Re­
formkräften auf der einen und der herrschenden Klasse bzw. den Rechtskräften auf der 
anderen Seite.

III
Die jugendpolitische Orientierung mit ihrer starken Betonung genrationsspezifischer 
Merkmale und Ansprüche baut auf zwei Grundlagen auf: Erstens auf dem Konzept der



»Gewerkschaftlichen Orientierung«, der gemeinsamen Interessenvertretung verscMe- 
dener Teile der Lohnabhängigen und der wachsenden Verbindung von Arbeiterklasse 
und Intelligenz. Diesem Konzept liegen objektive Tendenzen der wissenschafllich- 
technischen und Ökonomisch-sozialen Entwicklung zugrunde, die sich in der nach­
wachsenden Generation am stärksten niederschlagen. Der gemeinsame Kampf der ar­
beitenden und lernenden Jugend um Arbeit und Bildung bildet daher den Kern der ju­
gendpolitischen Orientierung. Die zweite Grundlage ist der Feminismus: Mit der Ent­
wicklung eigenständiger Spielräume in der Jugend und generationsspezifischer An­
sprüche rücken gerade in der nachwachsenden Generation überkommene Formen der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, patriarchalische Verhaltensweisen und Ideolo­
gien sowie die Ansprüche der jungen Frauen in den Mittelpunkt der Auseinanderset­
zungen innerhalb der Jugend. Auf Grund der bedeutenden generations- und ge­
schlechtsspezifischen Merkmale und Ansprüche läuft das jugendpolitische Konzept 
damit auch auf eine qualitative Erweiterung der »Gewerkschaftlichen Orientierung« 
hinaus.

IV
Die jugendpolitische Orientierung ist der Versuch, unter den heutigen Bedingungen 
den Generationenwechsel zu beeinñussen und die gemeinsamen Interessen und An­
sprüche von Jugendlichen in den Vordergrund zu rücken. Hierfür gibt es zwei strategi­
sche Eckpfeiler: Erstens müssen vordringliche reformpolitische Sofbrtmaßnahmen in 
den Mittelpunkt gerückt werden, um der sozialen Aufspaltung und Abdrängung von 
Jugendlichen zu begegnen (Soziale Mindestsicherung, Beschäftigungsprogramme, 
Umlagefinanzierung, Quotierung u.a.m.). Zweitens läßt sich der Kampf gegen die so­
ziale Spaltung der zukünftigen Lohnabhängigen nur führen, wenn wir zugleich die 
Auseinandersetzung um die zukünftigen Arbeits- und Lebensperspektiven aufnehmen, 
an den entwickelten Ansprüchen von Jugendlichen ansetzen und auch jene einbe­
ziehen, die über vergleichsweise gesicherte Perspektiven in den modernen Sektoren 
der Industrie und der Dienstleistungen verfügen. Über die traditionelle Vorstellung von 
Interessenvertretung hinaus setzen wir auf eine Radikalisierung von Ansprüchen an das 
eigene Leben, die Umwelt und die Gesellschaft, aber auch an die eigenen Organisa­
tionen. Die Verbindung dieser beiden Eckpfeiler — Sofortmaßnahmen und Entwick­
lung gestiegener Ansprüche — ist die wohl größe Herausforderung für das Gesamt­
konzept.

V
Der strategische Bezug der jugendpolitischen Orientierung auf die künftigen gesell­
schaftlichen Kräfteverhältnisse bleibt abstrakt, wenn keine Aufgabenstellung für die 
kommenden Jahre entwickelt wird. Unser Ziel besteht darin, die Entwicklung einer 
Interessen- und selbstbewußten demokratischen Jugendbewegung zu unterstützen. Das 
Engagement hunderttausender von Jugendlichen in den verschiedenen demokratischen 
Bewegungen und den Interessenvertretungen und die jüngsten Schüler/innen- und Stu­
denten/Studentinnen-Proteste sowie die Lehrlingsaktionen im Stahl- und im Post­



bereich zeigen, daß dies kein willkürlich gewähltes üliisionäres Ziel ist, sondern eine 
realisierbare Aufgabe. Denn es ist ihre Aufgabe, der fortschrittlichen Jugendverbände, 
dem spontanen Protest Kontinuität und Zielorientierung zu verschaffen. Dies setzt aber 
auch eigenständige Kampagnen- und Aktionsföhigkeit der Jusos voraus. Sie sind ge­
genwärtig noch völlig unterentwickelt: Eigenständige Jugendaktionen des Verbandes 
und die Unterstützung der Jugendbewegung müssen in Zukunft stärker miteinander 
verzahnt werden.

VI
Wenn die Jungsozialistinnen und Jungsozialisten ihre Aktionsfähigkeit entwickeln und 
politische Orientierungen vermitteln wollen, so müssen wir die die eigene Organisa­
tion schrittweise, aber gründlich umbauen. So wichtig die organisatorisch-technischen 
Rahmenbedingungen sind: Das Hauptziel besteht darin, die Fähigkeiten, Kompetenzen 
und Ansprüche der jüngeren Genossen und vor allem der Genossinnen auszuschöpfen 
und weiterzuentwickeln, Phantasie und Selbstbewußtsein zu mobilisieren. Dies ist 
auch eine der zentralen Aufgaben der Herbstkampagne 1987, des Zukunfts- und Ak­
tionsprogramms und der konsequenten personellen Verjüngung und Feminisierung un­
seres Funktionärskörpers. Es zeigt sich immer deutlicher: Dort, wo diese drei Mo­
mente miteinander verbunden werden und vor allem junge Genossinnen die zentrale 
Rolle spielen, können wir die größten Fortschritte auf dem Wege zu einer anspruchs­
vollen jugendpolitischen Offensivpolitik verzeichnen. Es kommt in Zukunft vor allem 
darauf an, auch die innerverbandlichen Ansprüche z.B. an den Einsatz moderner tech­
nischer Möglichkeiten, an Design und Ästhetik, an die Theoriebildung und Program­
matik, an die bewußte Gestaltung von Aktionen hochzuschrauben und zu mobilisieren, 
als neben zeitliche begrenzten Kampagnen eine regelrechte jugendorientierte Infra­
struktur aufzubauen. Das geplante »Jugend & Technik«-Projekt ist dafür ein gutes 
Beispiel.

vn
Mit der jugendpolitischen Orientierung verfolgen wir weiterhin das Ziel, einen Beitrag 
zur Veränderung der SPD zu leisten. Die SPD steht — wie auch die Gewerkschaften — 
vor der Aufgabe, sich auf die Veränderungen der Sozialstruktur, der Arbeits- und Le­
bensweisen, der Wertorientierungen und Ansprüche einzustellen. Darauf nimmt auch 
unser jugendpolitischer Ansatz Bezug, auch dann, wenn die Jusos mit ihren Bemü­
hungen noch weitgehend allein stehen und innerparteilich mit einer Mischung aus all­
gemeinen Absichtsbekundungen, organisatorisch-finanziellen Einschränkungen, stän­
digem Wehklagen über unseren Verband und gleichzeitiger faktischer Ignoranz kon­
frontiert sind. Es ist unsere Aufgabe und es ist die Aufgabe der Parteilinken, den ju ­
gendpolitischen Ansatz in der Debatte um ein neues Grundsatzprogramm, um die zu­
künftige Reformpolitik und die Erneuerung der Partei zu verankern. Dies ist auch der 
einzig sinnvolle Weg, um der Identitätskrise zu begegnen, die viele unserer Genos­
sinnen und Genossen, unserer Sympathisantinnen und Sympathisanten im Spannungs­
feld zwischen »rot« und »grün« durchmachen.



vni
Die jugendpolitische Orientierung ist in unseren Augen kein Ersatz für unseren soziali­
stischen gesellschaftspolitischen Ansatz und unser Selbstverständnis als Richtungsor­
ganisation. Im Gegenteil: Die langsam anlaufende Strategiedebatte muß eng mit dem 
jugendpolitischen Konzept verknüpft werden. Unser Ziel besteht darin, eine moderne 
sozialistische Konzeption für die neunziger Jahre zu entwickeln, die den anhaltenden 
Abwehrkampf gegen die globalen und gesellschaftlichen Krisen und gegen die neokon­
servative Gegenreform mit der Vorstellung einer hochentwickelten sozialistischen 
Arbeits- und Lebensweise verbindet und die entscheidenden Zwischenschritte be­
nennt. Die jugendpolitische Orientierung ist für uns eigentlich nichts anderes als die 
praktische Seite des ganzen Unterfangens, an der wir unsere inhaltlich-theoretische 
Entwicklung immer wieder überprüfen können. Es geht um die theoretischen und 
praktischen Ansätze und Instrumente, mit der die heute nachrückenden Genossinnen 
und Genossen diesen Verband in den neunziger Jahren führen und in die gesellschaftli­
chen Kräfteverhältnisse eingreifen können. Die Impulse der Linkswendung unseres 
Verbandes im Jahre 1969 sind aufgebraucht. Wir brauchen einen neuen Schub — fiir  
einen modernen sozialistischen Jugendverband.

Hillevi Burmester

Feministische Mädchenarbeit

Warum ist feministische Mädchenarbeit notwendig?

Jugendarbeit sollte eigentlich Jungen und Mädchen ansprechen. Schaut man/frau je­
doch genauer hin, so gibt es ein Angebot, welches sich hauptsächlich an Jungen 
richtet: Kicker und Billard, Tischtennisraum und Werkstätten sind Domänen der 
Jungen. Hier beweisen sie Kjaft und Geschicklichkeit. Die erste Hürde für Mädchen 
ist bereits der Eingangsbereich: Hier sind sie vollständig der Be- und Verurteilung 
durch die Jungen ausgesetzt. Es wird für das Leben gelernt — der Objektstatus gehört 
für Frauen dazu.

Das sich die meisten Angebote an Jungen richten, hängt auch damit zusammen, daß 
sie, sind sie unzufrieden, Ärger machen. Mit Mädchen ist da besser fertig zu werden. 
Sie kommen häufig als »Freundin von« oder höchstens zu zweit und unterwerfen sich 
den Maßstäben der Jungen.

Das Bewußtsein über die geschlechtsspezifische Begrenztheit der Angebote ist auf 
seiten der Jugendarbeiter(innen) oft nicht vorhanden. Der geringe Anteil von Frauen 
erschwert die Aufarbeitung des Mangels.



Frauen, die feministische Mädchenarbeit machen wollen, haben daher viele Hürden 
zu nehmen. Das Arbeitsteam muß gemeinsam entscheiden, daß Mädchenarbeit mit 
speziellen Angeboten nur für diese gemacht werden soll. Bei der herrschenden Mit­
telknappheit bedeutet dies, daß Jungen sich in bezug auf Rävmie, Zeit und Ansprech- 
partnerinnen einschränken müssen. Im besten Fall bleibt ihnen das Jugendzentrum für 
einen Tag verschlossen. Ohne Einigkeit im Team und eine entsprechende Vertretung 
der Einschränkung gegenüber den Jungen, ist so etwas nicht machbar. Widerstand von 
seiten der Mitarbeiter würde den vorhandenen Unmut der Jungen schüren. Mit diesem 
Unmut haben die Mädchen so und so zu kämpfen. Es ist nicht selbstverständlich für 
Jungen, hinzunehmen, daß ihnen bestimmte Angebote nicht offenstehen. Dagegen 
wehrt man sich, indem Mädchen, die mitmachen als Emanzen »verschrien« werden. 
Sie senken sozusagen ihren »Marktwert«.

Ansätze feministischer Mädchenarbeit

In Kindergruppen bewirken die Probleme zwischen den Geschlechtern noch kein Ver­
schwinden der Mädchen. Mit der ersten Konfrontation mit dem Rollenbild der Frau in 
etwa im Jugendzentrumsalter beginnend, ziehen Mädchen sich aus den gemeinsamen 
Zusammenhängen zurück, erst als »Freundin von« tauchen sie wieder auf. Das macht 
es notwendig, daß Mädchen sich, ohne ständigen Zwang, sich den Jungen darstellen zu 
müssen, mit diesem Rollenbild auseinandersetzen können. Eine geschützte Umgebung
— keine männlichen Betreuer und keine Jungen — ist Voraussetzung für erfolgreiche 
Mädchenarbeit.

Diese in Gang zu bekommen, ist nicht einfach. Mädchen wirken zurückgezogener, 
sind höflicher und lassen sich nicht so schnell auf ein Gespräch ein. Konkrete Ange­
bote, wie Jazzgynmastik, Arbeiten mit Video, Mädchenfeste o.ä. machen es den Mäd­
chen leichter. Durch gelungene Aktivitäten entsteht Vertrauen, von dem aus weitere 
Aktivitäten, auch in den noch von Jungen dominierten Bereichen angegangen werden 
können. Von einer als lustvoll erlebten gemeinsamen Freizeitgestaltung ausgehend, 
können Probleme aus den einzelnen Lebensbereichen der Mädchen angegangen 
werden. Dabei den Mädchen die Notwendigkeit von Unabhängigkeiten, Selbständig­
keit und Beruf klarzumachen, ist gerade angesichts von Ausbildungsproblemen und 
Arbeitslosigkeit, neuer Mütterlichkeit und Flexibilisierungsbestrebungen ent­
scheidend.

Roter Faden der feministischen Mädchenarbeit müssen die Förderung des Selbstbe­
wußtseins und Erhöhung des Selbstwertgefühls sein. Guter und bewährter Einstieg ist 
z.B. ein Selbstverteidigungskurs. Dadurch kann das Gefühl der Hilflosigkeit gegen­
über Jungen und Männern verringert werden. Die Mädchen können sich gegen die 
auch in Jugendzentren alltägliche Anmache von Jungen zur Wehr setzen.

Und was hat das mit Juso-Arbeit zu tun?

Vom Beschluß, Frauenunterdrückung auch in den eigenen Reihen zu bekämpfen, bis zu 
dessen Umsetzung ist es ein weiter Weg. Daß die vorhandenen Strukturen Frauen nicht



gerade motivieren, dabei zu bleiben, geht fast jede/m /r über die Lippen. Aber was 
tun?

Das eine oder andere ist bereits beschlossen und wird umgesetzt: z.B. die Quotie­
rung oder Behandlung von Frauenthemen.

Aber auch in dieser Frage lohnt es nicht, über den sozialistischen Tellerrand zu 
schauen und Feministinnen auf die Finger zu gucken, um von ihnen zu lernen. Femini­
stische Mädchenarbeit hat dort, wo sie praktiziert werden konnte, einen qualitativen 
und quantitativen Fortschritt für die Jugendarbeit gebracht. Da feministische Mäd­
chenarbeit genauso wenig wie andere pädagogische Konzepte Grundlage von Juso-Ar- 
beit sein kann, gilt es, Überschneidungen und Differenzen zu erkennen, damit 
man/frau sieht, was sich aufgreifen läßt.

In der Regel sind Jungsozialistinnen dem typischen Jugendzentrumalter entwachsen. 
Sie haben eine (bewußte) Entscheidung getroffen, sich in dieser politischen Jugendor­
ganisation zu engagieren. Ein Tref^unkt, der Freizeitangebote macht, reicht ihnen 
nicht. Jungsozialistinnen wollen etwas bewirken.

Diese politische Motivation zu nutzen, gelingt nicht immer. Viel steht dem im Wege: 
Die politische Großwetterlage, die Politik der SPD, das Verhalten des örtlichen Abge­
ordneten/Bürgermeisters o.ä. — neben dem fehlenden Bewußtsein, natürlich. So gibt 
es viel »Schwund« bei den Jungsozialistinnen.

Vor allem junge Frauen gehen schnell wieder, wenn sie feststellen mußten, daß sich 
Juso-Arbeit in regelmäßigen Diskussionsabenden mit an/abschließendem Kneipenbe­
such erschöpft. Glücklicherweise ist das nur noch die Ausnahme-Juso-AG.

Der Wunsch, etwas tun zu wollen und zu wissen, warum, ist bei jungen Frauen be­
sonders stark. Überall dort, wo aus Diskussionsergebnissen Aktivitäten zu deren Um­
setzung erarbeitet und auch durchgeführt werden, steigt der Frauenanteil. Wo die ideo­
logischen Auseinandersetzungen zum Zwecke geführt werden, zu beweisen, daß man 
die richtige Linie hat, verschwinden sie bald von der Bildfläche.

Kommt es zu Aktionen, ist die Verteilung der Redenden und Handelnden zwischen 
den Geschlechtern meist eindeutig. Über die Quotierung kann diese Trennung hoffent­
lich ein Stück aufgebrochen werden. Doch seitdem sie beschlossen ist, reden alle 
davon, daß dieses formale Mittel alleine nicht ausreicht.

Wichtigster Ansatzpunkt ist noch immer die eigenständige Frauenarbeit. Genau wie 
in der Mädchenarbeit im Jugendzentrum, muß es in der Juso-Arbeit für junge Frauen 
Räume, Zeit und Unterstützung geben, sich ohne Jungen und Männer zu treffen.

An sich sollte es in Juso-Kreisen vorausgesetzt sein, daß Frauenarbeit zu machen 
kein »Makel« für Frauen ist. Die Realität sagt leider etwas anderes. Auch hier können 
Frauen als Emanzen »verschrien« werden, müssen sie sich ihren eigenständigen Be­
reich erkämpfen und verteidigen. Frauengruppen sind notwendig, um die Schwierig­
keiten mit den herrschenden Politikformen nicht als persönliches Versagen zu be­
greifen. In ihnen besteht die Möglichkeit, Erlebtes mit gesellschaftlich bedingten frau­
enunterdrückenden Strukturen in Verbindung zu bringen. Die Aussage, »Frauenunter­
drückung betrifft mich nicht«, mag subjektiv so gesehen werden wollen, tatsächlich ist 
jede Frau davon betroffen. Macht frau sich hier nur fit, um männlich geprägte J u s o ­
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Strukturen zu überstehen? Sicher geben Frauengruppen auch dafür Rückhalt. Vor 
allem fördern sie Selbstbewußtsein und machen es damit möglich, Ansprüche in der 
gemischten Arbeit anzumelden, Vorstellungen und Ideen einzubringen.

Die Förderung von Selbstbewußtsein und Erhöhung des Selbstwertgefühles von 
jungen Frauen sollte zur Richtschnur von Juso-Arbeit werden. Und warum nicht auch 
Selbstverteidigungskurse anbieten? Wo sie bisher stattgefunden haben, auf Kon­
gressen, Wochenendseminaren usw. haben sie großen Anklang gefunden.

Juso-Frauenarbeit braucht genau wie die Mädchenarbeit in Jugendzentren einen 
langen Atem. Bis aus ein, zwei Frauen eine Frauengruppe geworden ist, stand mancher 
Geduldsfaden kurz vorm Zerreißen. Deshalb müssen interessierte junge Frauen um so 
besser von der jeweils höheren Ebene betreut werden. Musterflugblätter, vorbereitete 
Diskussionsschwerpunkte samt Vorschlägen für Aktivitäten, Frauenseminare und - 
camps könnten Hilfen sein.

Die Mädcheninitiative

Mit der Mädcheninitiative ist der erste Schritt getan, Juso-Arbeit mit Mädchen und 
jungen Frauen zu machen. Anknüpfend an den Erfahrungen mit Widerständen gegen 
Frauenarbeit bei den Jusos, begann die Initiative von oben. Damit setzte sie sich ein 
Stück in Widerspruch zu feministischen Prinzipien: Frauen beginnen Aktionen aus 
ihrer Betroffenheit heraus. Mit dem zusätzlichen Problem des auf Bundesebene einge­
grenzten Teilnehmerinnenkreises behaftet, ist es trotzdem gelungen, in fast allen Glie­
derungen Aktivitäten zu diesem Thema zu initiieren und darüber neue Frauen zu ge­
winnen.

Um sie jedoch dauerhaft für die Arbeit zu gewinnen, müßte einiges passieren (s.o.). 
Auch das in der Initiative geprobte, projektorientierte Arbeiten, mit all seinen zur all­
täglichen Juso-Arbeit alternativen Formen ist weiterzuentwickeln.

Die Möglichkeit, mit solchen bundesweiten Initiativen neue Frauen anzusprechen, 
ist vorhanden. Doch die Frage, welche Perspektiven ihnen nach dem Besuch z.B. des 
Mädchentages im Ollenhauerhaus an den jeweiligen Wohnorten geboten werden kann, 
bleibt vorerst offen.

Die mit dem Jugendprojekt aufgegriffene und weiterentwickelte Idee einer Projek­
tarbeit für den gesamten Verband, sollte in einem Frauenprojekt weitergeftihrt werden. 
Die Erfahrungen aus der Mädcheninitiative und aus feministischer Jugendzentrumsar- 
beit sollten dafür nutzbar gemacht werden.
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Abi-Deform — Schüler aktiv für Ansprüche 
an Leben und Zukunft

In den letzten Monaten sind nach den Schüler- und Studenten-Bewegungen in Frank­
reich und Spanien nun auch hier in der BRD massenhaft Schülerinnen und Schüler 
aktiv geworden, sind auf die Straße gegangen, haben Unruhe in die Schulen gebracht.

Auf die alle überraschende Demo der 15000 in Hannover am 11. März folgten zwei 
große Wellen des Protestes zu den jeweiligen Kultusministerkonferenzen vom 2. bis 4. 
April und 11,/12. Juni. Am 11. Juni beteiligten sich über 300000 Schülerinnen und 
Schüler an über 1000 Schulen am ersten bundesweiten Schulstreik der BRD-Ge- 
schichte.

Ansatzpunkt rechter Bildungspolitik und der Bewegung war in der BRD wie in 
Frankreich die Frage des hochschulberechtigenden Abschlußzeugnisses, des Abiturs 
bzw. des Baccalauréat.

Wir sollten allerdings eine übertriebene Gleichsetzung der Bewegungen vermeiden; 
die Zentralisierung des französischen Bildungswesens, sein größerer Modemitätsrück- 
stand und die durchaus unterschiedliche politische Ausgangskonstellation müssen hier 
berücksichtigt werden.

Angriffspunkt rechter Bildungspolitik ist hier wie da die Stellung des Abiturs. Für 
die Privilegierten ist es eine Entwertung, daß immer mehr einen solchen Abschluß er­
werben. Ihre Strategie dagegen ist eine geteilte: Zunächst versuchen sie es über die 
massive materielle Absicherung ihres Bildungsprivilegs durch BAFöG-Kahlschlag, 
Abbau der Lehr- und Lernmittelfreiheit, Studiengebühren etc. Das alleine aber geht 
ihnen zu langsam. So bauen sie auf der einen Seite an den Hochschulen neue Hürden 
auf, führen Eingangsprüfungen ein und versuchen, das Massenstudium materiell aus­
zutrocknen. Andererseits versuchen sie die Zahl der Abiturienten einzuschränken, um 
so den privilegierenden Charakter des Abiturs zumindest teilweise wiederherzustellen. 
Dazu kommt die weitere Differenzierung durch »D-Zug-Klassen«, mit der zwei 
Klassen von Abiturienten geschaffen werden sollen und die Fortsetzung dieses Prin­
zips an den Eliteunis und in Aufbaustudiengängen.

Der Kompromiß von 1972

Mit der Vereinbarung über die gymnasiale Oberstufe von 1972 formulierten die Kultus­
minister zwar noch das Fernziel der Integration allgemeiner und beruflicher Bildung, 
faktisch jedoch schrieben sie die Teilung des Bildungs- und Ausbildungswesens in 
einen hochschul- und einen berufsqualifizierenden Teil für einen größeren Zeitraum 
fest. Freilich vergaßen sie nicht, dem Gymnasium vorsorglich zu attestieren, es be­



fähige durch seine Oberstufe sowohl zum Studium wie zu einer Lehre, damit den Gym­
nasiasten weiterhin »alle Türen offenstehen«.

Den »Bildungsnotstands«-Theoretikern und verstärkt akademische Intelligenz nach­
fragenden Unternehmern taten die Kultusminister rnit dieser liberalen Variante der Bil­
dungsreform Genüge und entschieden sich zugleich gegen den schnellen Weg zur inte­
grierten Gesamtoberstufe, wie ihn Nordrhein-Westfalen und Hessen bereits begonnen 
hatten. Das erklärt auch, warum sich für diese Variante relativ einfach ein Konsens mit 
den CDU/CSU-Ministern erreichen ließ. Die soziale Öffnung der Schulen und Hoch­
schulen war — nicht zuletzt durch das BAFöG — eingeleitet und es kam ihnen nun 
darauf an, das Gymnasium gegenüber den Gesamtschulen abzusichem.

Mit der Entscheidung für die Reform des Gymnasiums und gegen die konsequente 
Integration der Bildungsgänge, war der Kampf für Chancengleichheit wieder einmal 
bei einem individuellen Aufstiegsversprechen angelangt. Statt des integrierten Bil­
dungsganges für alle gab es nun für eine inunerhin beträchtliche Anzahl von Arbeiter­
kindern die Chance auf Abitur, Studium und Aufstieg in die lohnabhängigen akademi­
schen Mittelschichten.

Der Anteil der Abiturientinnen und Abiturienten stieg und stieg, neue Gymnasien 
entstanden, eine ganze Generation Gymnasiallehrer mit einem neuen pädagogischen 
und z.T. auch politischen Anspruch und die engagierten Schülerjahrgänge der siebziger 
Jahre gaben diesem Schultyp ein ganz neues Profil. Fast hatte es den Anschein, als 
hätte die Arbeiterbewegung nie etwas anderes gefordert als »Abitur für alle!«

Dabei war die SPD schon auf dem Mannheimer Parteitag 1906 bei der Forderung 
nach einer integrierten Sekundarstufe II angekommen, wenn man das damals schon so 
genannt hätte. So hieß es in den bildungspolitischen Mannheimer Leitsätzen;

»Errichtung von Fach- und Fortbildungsanstalten für die schulentlassene Jugend ohne Unterschied des 
Geschlechts. Obligatorischer Besuch dieser Schulen während der Tageszeit bis zum 18. Lebensjahr. 
Einführung von Arbeitsunterricht in allen Schulen. Errichtung von Lehrwerkstätten. Pflege der künst­
lerischen Bildung.«

Dieser SPD wäre es wohl kaum in den Sinn gekommen, den Besuch des Latein- und 
Griechischgymnasiums für alle zu fordern. Die Durchdringung aller Lebensbereiche 
durch die Ergebnisse und Auswirkungen der wissenschaftlich-technischen Revolution, 
die Veränderung von Arbeits- und Lebensweise und der gesteigerte Anspruch des Kapi­
tals auf eine weit größere Anzahl akademisch gebildeter Lohnabhängiger führten dazu, 
daß ein immer höherer Bildungsanspruch aller Unmittelbar einleuchtend und gesell­
schaftlich nahezu konsensiahig wurde.

Vor diesem Hintergrund sahen und sehen auch die Rechten die Notwendigkeit, allge­
meine und berufliche Bildung und Ausbildung in ein neues Verhältnis zu setzen. Auch 
dadurch wurde die 72er-Regelung notwendig — schließlich waren auch die Kapitalver­
bände in der Lage festzustellen, daß sie mit den »traditionellen praxisfernen Akademi­
kern oft wenig anfangen konnten«. Mit der rechten Offensive ab Mitte der siebziger 
Jahre — einmündend im umfassenden »Wende«-Konzept — setzten die Kapitalverbände 
und ihre Politiker denn auch kaum mehr auf ein Auflösen dieses Widerspruchs im 
staatlichen Schulsystem.



Die Situation heute

Im Rahmen ihrer Politik von Rotstift, Elitebildung und Privatisierung löst sich das Pro­
blem denn auch anders; schließlich sind mittlerweise soviele Abiturienten auf dem Ar­
beitsmarkt, daß man auswählen und Anforderungen stellen kann. Da die beliebte An­
forderung »Berufspraxis« ja schließlich nicht von jedem und von vornherein verlangt 
werden kann, bauten die Monopolverbände und Einzelunternehmen mit beträchtli­
chem Aufwand das System betrieblicher und überbetrieblicher, aber ihren Interessen 
verpflichteter Weiterbildung aus (mal auch staatlich oder vom Arbeitsamt finanziert). 
Die Kapitalseite überläßt also den Arbeitskräften das Erlangen und Anbieten von vie­
lerlei Kenntnissen und Qualifikationen auf dem freien Markt, das heißt, dem indivi­
duellen Risiko des einzelnen. Und wer dann seinen Kurs in Computern, in praxisorien­
tierter Fremdsprachenanwendung oder anderem nicht gemacht (und bezahlt) hat, ist 
eben selber schuld — dann bekommt er eben keine Arbeit. Am besten also, wenn jeder 
für seine Bildung selber blecht — vielleicht noch dem selben Konzern, der dann die 
Arbeitskraft wieder ausbeuten darf.

Rechte Gesellschaftsformierung wie sie bei uns als Wende betrieben wird, verträgt 
sich schlecht mit integrierten staatlichen Bildungsgängen. Rechte Gesellschaftsformie­
rung braucht die Vereinzelung, verteilt die Risiken an alle — außer an Kapital und pri­
vilegierte Eliten.

Der Kampf gegen Abi-Deform ist zugleich ein Kampf um die Ansprüche, die die 
meisten Jugendlichen heute angesichts des reichen Landes, in dem sie aufwachsen, for­
mulieren und die sie sich bis heute so gut wie gar nicht von rechten Ideologen ausreden 
lassen. So bedeutet die Auseinandersetzung um die freie Fächerwahl in der Oberstufe 
zunächst einmal auch eine Auseinandersetzung darum, ob weiterhin in dieser Gesell­
schaft eine Fülle von Lebensentwürfen, Stilen und Neigungen gelebt werden darf oder 
nicht.

Hier liegt eine recht undifferenzierte Ablehnung des stärkeren Gewichts der Natur­
wissenschaften, die doch heute angesichts der wissenschaftlich-technischen Revolu­
tion und der Notwendigkeit ihrer sozialen Beherrschbarkeit einer breiten gewerk­
schaftlichen und gesellschaftlichen Diskussion notwendig ist. Durch offensivere Dis­
kussion müssen Alternativkonzepte in die Diskussion gebracht werden. Das bloße Po­
lemisieren gegen eine Ausrichtung von Bildung »an den Interessen der Wirtschaft« 
kommt über ein grün-sozialliberales »G&nöle« nicht hinaus. Vielmehr muß deutlich ge­
macht werden, daß diese »Wirtschaft« zwei Seiten hat und eine stärkere Betonung von 
Technik und Naturwissenschaften — z.B. ein obligatorischer Computerunterricht — 
nicht per se negativ ist, sondern bei einer Gestaltung im Interesse der arbeitenden Men­
schen angebracht ist.

Jugendliche stellen heute ganz vehement den Anspruch, selbst zu bestimmen, was 
sie leisten und wie sie leben (auch; wie sie Bewegung gestalten). Das äußert sich in 
ihrer Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen, im Musikgeschmack, in Hobbies, in der 
Freizeitgestaltung. Aber der Anspruch, das Leben auch im Bereich von Beruf und Ar­
beitswelt selbst zu gestalten, ist trotz Arbeitslosigkeit und schärferem Wind von rechts



kaum kleiner geworden. Jugendliche wollen einen Beruf, der auch Spaß und Befriedi­
gung bringt.

Und das äußert sich dann auch in dem Anspruch, sein Abi mit Musik machen zu 
können, oder nur mit Sprachen, oder mit Deutsch und Geschichte — je nachdem.

Eine Normierung läßt diese Gymnasiastengeneration nicht zu. Ihre Sozialisation 
weist ein einmaliges Maß an Individualitätsanspruch auf, der zugleich ein Anspruch 
ist, diese Indiviudalität gesellschaftlich ausleben zu dürfen. Dementsprechend kann 
eben dieser Anspruch auf Entwicklung, auf Zukunft nicht vereinzelt durchgesetzt 
werden, sondern nur politisch — und das scheinen viele Jugendliche zumindest zu 
ahnen.

Als reiner Abwehrkampf hat die Auseinandersetzung gegen Abi-Deform wenig 
Chancen, allein weil die Möglichkeiten der Rechten, die nach ihrer Meinung überzäh­
ligen Abiturienten auszusondern, vielfältig sind.

Um Massenbewegung kämpfen — Perspektive schaffen

Der Kampf ums Abitur in den letzten Monaten ist eine machtvolle Bewegung gegen 
rechts gewesen, eine Bewegung, der es bislang auch gelungen ist, die Kultusministerei­
nigung zu verhindern. Fraglich ist jedoch, ob es tatsächlich gelingt, sie weiterzuent­
wickeln zu einer dauerhafteren Jugendbewegung, um die Ansprüche an Leben, Arbeit 
und Zukunft — oder ob das, was gewesen ist, ein kurzfristiges Aufflackem war. Das 
hängt natürlich davon ab, wie wir mit den Chancen umgehen, die sich bieten.

Innerhalb der SPD haben sich deutlich zwei Linien von Bildungspolitikern heraus­
kristallisiert. Es ist insbesondere Verdienst der Schülerbewegung, daß der z.B. bei 
Hans Schwier vorhandene Wille zum Kompromiß sich nicht durchsetzen konnte und 
die harte Linie von Joist Grolle bislang tatsächlich die Einigung verhinderte, die ange­
sichts der Kräfteverhältnisse und aller bekannt gewordenen »Einigungspapiere« von 
der Beamtenebene ein weitgehendes Einschwenken auf die Vorstellungen der Rechten 
bedeuten würde.

Wichtig ist nun, um eine Vertiefung der Bewegung, um klarere Inhalte kämpfen 
müssen ohne dabei die erreichte Breite aufzugeben. Wichtiges Vehikel dazu kann die 
Aktionsform des »Schülervotums« sein, einer Abstimmung an den Schulen mit dem 
Kern-Thema »Abi-Deform«, die auch andere in den Bundesländern akute Themen mit- 
einbezieht.

In den Diskussionen ist herausgearbeitet worden, welchen Zweck Abi-Deform ver­
folgt: die verschärfte Selektion in der gymnasialen Oberstufe, das »Abschießen« vieler 
Schülerinnen und Schüler durch verschärfte Leistungsanforderungen. Oft ist schon be­
griffen, daß es nicht darum geht, daß mehr auf dem Gymnasium gelernt werden soll, 
sondern daß weniger aufs Gymnasium gehen sollen. Gerade wenn wir offensiv immer 
wieder die Verbindungslinien zu BAfÖG, zu den Hochschulkämpfen, zur Rotstiftpo­
litik, zu »D-Zug-Klassen« und zum Schulalltag ziehen, in dem nicht gefördert, sondern 
ausgelesen wird, wird deutlich, daß es hier um die Konfrontation einer Politik für we­
nige nüt dem legitimen Anspruch auf qualifizierte Bildung für alle geht. Diesen An-



spmch auf Bildung für alle müssen wir auch in den Diskussionen zu Ende formulieren, 
müssen sagen, daß wir die Integrierte Gesamtschule und die Integrierte Oberstufe 
wollen. Wenn wir uns an diesen Fragen vorbeidrücken — oder wenn die Genossinnen 
und Genossen an den Schulen nicht gelernt haben, damit offensiv umzugehen —, 
werden wir uns in Widersprüchen, Inkonsequenz und Opportunismus verstricken.

Wir wissen in der Tat, daß unsere Forderung nach Bildung für alle auch bedeutet, 
daß alle die Möglichkeit haben müssen, sich den wissenschaftlich-technischen Fort­
schritt umfassend anzueignen. Wir wissen, mit einer Abwehrhaltung gegen Naturwis­
senschaften und dem bloßen Schreckgespenst »Mathe im Abi« werden auf Dauer rück­
schrittliche Elemente in diese Bewegung eingebaut.

Hier sind wir gefordert, zum einen die Funktion von Abi-Deform (Auslese durch 
Mathe, Literaturunterricht etc.) klarzustellen. Zum anderen: offensiv zu vertreten, daß 
wir sehr wohl dafür sind, mehr zu lernen, daß aber der traditionelle Gymnasial-Unter- 
richt in keiner Weise in der Lage ist, den neuen Anforderungen gerecht zu werden. An­
ders leben, anders lernen (und: anderes lernen), anders arbeiten, das muß Thema von 
Diskussionen werden.

Gerade Aktionsformen wie Schulbesetzungen mit selbstorganisierten Workshops, 
mit alternativem Unterricht dürfen nicht bei »Laber-Workshops« stehenbleiben, son­
dern können deutlich machen, was wir wollen — eine integrierte Form von Bildung, 
die Theorie und Praxis, Hand- und Kopfarbeit zusammenführt.

Das kann z.B. die Diskussion über Volkszählung mit dem Computer verbinden, das 
kann »von unten« mit Betriebsräten organisierte Betriebsbesuche bedeuten, das kann 
eigenständiges Forschen im Bereich der Umweltzerstörung bedeuten.

Die Schülerbewegung muß sich diese Aktionsformen, muß sich Projekte und die 
Verbindung von Praxis und Naturwissenschaften mit gesellschaftlicher Verantwortung 
noch viel stärker und selbstverständlicher aneignen, um den Anspruch »Für eine 
Schule, die Spaß macht!« aufzugreifen, ohne dies in der inhaltlichen Beliebigkeit und 
im Utopismus mancher »Schülerschulen«-Konzepte zu belassen, die Unterrichts­
formen abgehoben von Inhalten betrachten.

Wir sehen, daß Integration allgemeiner und beruflicher Bildung, daß das Lernen in 
Projekten, das Lernen durch Eigenverantwortung nicht nur »Spaß macht«, sondern 
auch objektiv das dem Stand der Produktivkraftentwicklung immer angemessenere 
Lernen ist.

Für eine demokratische Schule

Allen Schülerprotesten der vergangenen Monate war auch der Anspruch auf eine de­
mokratische Schule zu eigen, auf das Recht der Schülerinnen und Schüler zur Mitge­
staltung von Schule und Bildungspolitik und ihr Wille zum Eingreifen.

Auch hier können wir zum Thema machen, daß Bildungspolitik nicht Sache von elf 
Kultusministern sein darf, sondern Schülerinnen und Schüler sowie ihre Schülerver­
tretungen demokratisch beteiligt werden müssen, daß alle Schülerinnen und Schüler 
sich an der Umgestaltung des Bildungbereiches beteiligen können. Damit themati­



sieren wir zugleich den Anspruch der Jugend insgesamt, positiver Träger des gesell­
schaftlichen Umbruchs zu werden und nicht Spielball rechter Gesellschaftsformie­
rung. Gerade dort, wo die Diskussionen an den Schulen noch nicht so weit fortge­
schritten sind, kann die Forderung nach einem »Moratorium« mobilisierend wirken, 
also die Forderung, daß erst entschieden werden darf, wenn breite Diskussion und In­
formation stattgefunden hat.

Die gegenwärtige Bewegung hat — wie andere demokratische Bewegungen — einen 
deutlichen Mangel an Vorstellung, wie und von wem ihre einmal aufgestellten Forde­
rungen realisiert werden sollen.

Das Bündnis mit der Arbeiterbewegung und der Friedensbewegung ist in den Dis­
kussionen zwar nicht unstrittig verankert, aber doch im Zentrum aller überhaupt beste­
henden Perspektiv-Vorstellungen.

So verbessert sich die Zusammenarbeit mit dem DGB und den Einzelgewerkschaften 
stetig, sehen mehr und mehr Schülerinnen und Schüler den Zusammenhang ihrer 
Kämpfe mit denen der Arbeiterbewegung gegen rechte Gesellschaftsformierung, So­
zialabbau uns für eine Perspektive der Arbeit. Der Zusammenhang im Sozialabbau- 
Aufrüstung ist fast schon Allgemeingut unter Schülerinnen und Schülern geworden. 
Wir sollten die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften zielbewußt weitertreiben und 
möglichst fest verankern, wo möglich, auch im Zusammenhang mit dem Engagement 
von Eltern.

Trotz der recht konsequenten Haltung der SPD-Minister zur Abi-Deform in Saar­
brücken und Dortmund ist das Aufzeigen einer politischen Perspektive mit dieser 
Partei weiter schwierig. Insbesondere die zu erwartende Tendenz, nun in West-Berlin 
zu einer Einigung zu kommen, macht es uns da nicht einfacher. So gilt es, die Brüche 
in der SPD auch öffentlich zu machen, deutlich zumachen, daß der Kampf um die So­
zialdemokratie und ihre Bündnisfähigkeit mit den Grünen auch für diese Auseinander­
setzung entscheidend ist.

Es gibt keinen anderen Weg, als ein konsequentes Bildungsreformkonzept für die 
SPD zu entwickeln und in ihr zu verankern. Dazu müssen wir Ansätze — wie das Pa­
pier »Bildung in Freiheit, Gleichheit, Solidarität« — aufgreifen und verankern.

Jugendpolitische Orientierung heißt, daß der gesamte Verband sich Fragen von Bil­
dung und Ausbildung aneignet und sie weiterentwickelt. Jugendpolitische Orientie­
rung heißt, präsent sein, Schülergruppen und -Arbeitskreise neu zu gründen, Genos­
sinnen und Genossen in den Schülervertretungen und Aktionskomitees zu unter­
stützen, neue Genossinen und Genossen in den Schulen aufzunehmen und in den Ver­
band einzuführen, aus der Bewegung heraus die Erneuerung des Verbandes zu be­
treiben.

Das heißt, Jusos müssen in die konkret ablaufenden Klassenkämpfe und Umbrüche 
im Bereich der Jugend — also auch der Schülerinnen und Schüler eingreifen und orien­
tierend wirken.

Dieser Anspruch an den Verband kann gerade vom Schülersektor und aus der Bewe­
gung heraus thematisiert werden, um so Bestandteil der Erneuerung unseres Verbandes 
und damit auch der SPD zu werden.



Volkszählurig

Christoph Butterwegge

Bilanz und Perspektiven der Boykottbewegung

Im Frühjahr 1987 unternahm die Bundesregierung, assistiert von den Landeskabinetten 
und Verwaltungen »vor Ort«, nach 1983 den zweiten Versuch einer zwangsweisen Total­
erhebung der Bevölkerung. Schon bald bildete sich wieder eine breite überparteiliche 
Protestbewegung, die zum Boykott der »Volkserfassung« bzw. »Volksaushorchung« auf­
rief. Nach einer vielbeachteten, kontroversen Diskussion über die Volkszählung ist es 
in letzter Zeit merklich ruhiger um das Prestigeprojekt geworden. Das Medienecho 
verhallte, als die Regierenden den planmäßigen Vollzug der Zählung meldeten, und 
man ging einfach zur Tagesordnung über, obwohl die Boykottgruppen begründete 
Zweifel hinsichtlich der öffentlich verkündeten Rücklaufquoten anmeldeten.

Um überhaupt eine Bilanz der Volkszählung, des Boykotts und der Bewegung, die 
ihn propagiert und organisiert hat, ziehen zu können, muß man sich zunächst Klarheit 
darüber verschaffen, welche Aufgaben dem »Milliardending« im Konzept seiner Be­
treiber zugedacht waren. Folgende fünf Funktionen standen dabei im Vordergrund:

(1) Die Legitimationsfunktion. Volkszählungsdaten dienen nicht, wie die Bundesre­
gierung glauben machen wollte, als Grundlage für eine bessere Politik, sondern zur 
Rechtfertigung einer für die Mehrheit der Bevölkerung schädlichen Regierungspraxis 
des Abbaus sozialer Leistungen und Schutzrechte. Beispielsweise sind Rentenkür­
zungen leichter durchsetzbar, wenn die Volkszählung — wie erwartet — eine ungünsti­
gere Altersstruktur der Bevölkerung als staatlichen Planungen bisher zugrundegelegt 
nachweist.

(2) Private Profitmaximierung. Unternehmer- und Grundbesitzerverbände waren 
nicht zufällig unter den eifrigsten Befürwortern der Volkszählung ’87. Luxussanierung 
ganzer Siedlungen, Firmenverlagerungen in sogenannte Billiglohngebiete mit Fach­
kräftereserven und Werbekampagnen können auf der Basis einer Totalerhebung viel 
gezielter vonstatten gehen als unter Verwendung unvollständigen Datenmaterials. Die 
Frage nach der Miethöhe zeigt, daß statistische Daten nicht allen Bürgern gleicher­
maßen zugute kommen, wie die Regierungspropaganda behauptete (»Zehn Minuten, 
die allen helfen«), sondern nur denen, die sie auf Grund ihrer ökonomischen Macht­
stellung entsprechend benutzen können: Wohnungsbaukonzerne sind in der Lage, 
Mieten unter Hinweis auf jene vergleichbarer Objekte zu erhöhen — ihre Mieter 
können hingegen bei niedrigerem Quadratmeterpreis in der Umgebung nicht einfach 
weniger zahlen.

(3) Die weitere Militarisierung der Gesellschaft. Innerhalb der Friedensbewegung 
fand der Aspekt einer perfektionierten Krisen- und Kriegsplanung besondere Auf­



merksamkeit: Volkszählungsdaten könnten für Evakuierungspläne, Rekrutierungs­
zwecke (Sanitätspersonal), Standortentscheidungen der Bundeswehr u.ä. Verwendung 
finden.

(4) Herrschaftssicherung und soziale Kontrolle. Hierbei handelte es sich vielleicht 
um das wichtigste Motiv für die Volkszählung ’87, dehn durch die Möglichkeiten der 
elektronischen Datenverarbeitung (Computereinsatz), Verdatung und Vernetzung wird 
der Weg zum Überwachungsstaat gangbar. Man kann erfassen, wer mit wem zusam­
menwohnt, im selben Haushalt oder Wohngebiet, und erhält auf Grund kleinräumiger 
Bezugssysteme (»Blockseite«) ein genaues Bevölkerungsprofil — Herrschaftswissen 
par excellence! Der »gläserne Mensch« droht damit erstmals Wirklichkeit zu werden ...

(5) Disziplinierung und Dezimierung des außerparlamentarischen Protestpotentials. 
Wenn die Bevölkerung eine zwangsweise Totalerfassung über sich ergehen ließe, dann 
wäre sie auch — so das Regierungskalkül — bereit, weitere »Sicherheitsgesetze« und 
andere Maßnahmen der Bundesregierung zu tolerieren. Als Unterwerfungsakt käme 
die Volkszählung ’87 einer »Volkszähmung« gleich — Indiz für die Akzeptanz der 
Rechtsentwicklung (»Wende«) unserer Republik.

Zusammenbruch des Boykotts oder Erfolg der Bewegung?

Die Bundesregierung bot alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel auf, um die Volks­
zählung ’87 durchzuziehen. Sie verfolgte eine Doppelstrategie der Verdummung, Des­
information und Demagogie einerseits, der Drohungen (mit Buß- bzw. Zwangsgeldern 
in astronomischer Höhe), Diffamierung und Kriminalisierung andererseits.

Es war der teuerste Werbefeldzug in der BRD-Geschichte: »Waschmittelreklame«, 
unterlegt mit der Präsentation mehr oder weniger seriöser Kronzeugen für die Notwen­
digkeit und Harmlosigkeit des Regierungsvorhabens, trug keine Früchte, sondern sen­
sibilisierte die Menschen für das Thema »Datenschutz« und mobilisierte die Gegen­
kräfte und Kritiker der Volkszählung: Eine wachsende Zahl zweifelnder Bürger entzog 
der CDU/CSU/FDP-Regierung ihr Vertrauen und wollte dem Regierungslager einen 
»Denkzettel« verpassen.

Die Behinderung der Boykottgruppen sowie die Verteufelung und Verfolgung ein­
zelner ihrer Mitglieder waren gleichfalls kontraproduktiv. Indem die Behörden 
»Stärke« demonstrierten, stellten sie ihre argumentative Schwäche unter Beweis. Haus­
suchungen, Beschlagnahmungen und Bußgeldverfahren bewirkten in der Regel das Ge­
genteil dessen, was beabsichtigt war. Statt sich einschüchtern zu lassen, fragten viele 
Bürger/innen: Was ist das für ein Staat, der sich unsere Daten durch Zwangsmaß­
nahmen verschaffen will und in dem das Hochhalten eines Boykott-Transparents 
»Grüne«-Abgeordnete 8400 DM kostet? — In größeren Städten schlug den Boykott­
gruppen eine Welle der Sympathie entgegen, und der Kriminalisierung folgte die Soli­
darisierung mit den von staatlicher Repression Betroffenen auf dem Fuß. Aus Wut stieg 
die Bereitschaft zur Gegenwehr, auch wenn man sich — vor allem, aber nicht nur süd­
lich der Mainlinie — vielfach lieber verdeckt widersetzte und Formen des »weichen« 
Boykotts offener/öffentlicher Verweigerung vorzog.



Die Erhebungsstellen waren organisatorisch überfordert, Zähler/innen ihrer Auf­
gabe häufig nicht gewachsen. Mancherorts wurde aus der »Not« eine Tugend gemacht; 
durch eine Hinhalte-, Verzögerungs- und Salamitaktik sollte Zeit gewonnen, den Boy­
kottgruppen das Wasser abgegraben und erreicht werden, daß sich die Bewegung tot­
lief. In der Tat ließ das öffentliche/veröffentlichte Interesse rasch nach, und andere 
Themen verdrängten die Volkszählung aus den Massenmedien.

Viele Stadtteilinitiativen warteten lange Zeit vergeblich auf die Zähler/innen und 
eine nennenswerte Menge von Erhebungsbögen, deren Abgabe bei den Sammelstellen 
als einziges zuverlässiges Erfolgskriterium gelten konnte. Um so schneller wurden von 
der Gegenseite Erfolgsmeldungen in die Welt gesetzt — teils purer Zweckoptimismus, 
teils Propagandamärchen!

Volkszählung ’87 — eine chronique scandaleuse: Da wurden Sammelstellen der Boy­
kottgruppen auf den Kopf gestellt und von Polizisten mit der absurden Begründung 
nach Flugblättern durchsucht, »Gefahr« sei im Verzug. Bürgermeister, Finanzbeamte 
und Postboten fungierten als Zähler in ihrem Amtsbereich/Zustellbezirk — Menschen 
gegenüber, mit denen sie dienstlich zu tun haben! Insassen einer Haftanstalt wurden 
mit der Drohung einer Urlaubssperre zum »freiwilligen« Ausfüllen der Fragebögen 
veranlaßt.

Polizeiübergriffe, Pannen und Peinlichkeiten waren ein Grund mehr, sich seiner Aus­
forschung zu widersetzen. Mehrere Millionen Bundesbürger/innen ließen sich denn 
auch nicht erfassen, handelten gesetzwidrig und verhielten sich »ihrem« Staat gegen­
über illoyal. Kritisches Bewußtsein wurde geweckt, Aufklärung über das Wesen dieses 
Staates (»Fragt die Krupps, nicht die Krauses!«) betrieben und der Planungsdiskussion 
mit ihrer Forderung nach demokratischen Entscheidungen »von unten« statt technokra­
tischer Verplanung »von oben« ein neuer Impuls gegeben. Darin bestehen die blei­
benden Verdienste der Boykottbewegung.

Ausblick: Die Zukunft der Bewegung — eine Bewegung mit Zukunft?

Während die Statistischen Ämter mit einiger Verspätung an die Auswertung des Daten­
materials der Volkszählung ’87 gehen, ist es für die Boykottgruppen an der Zeit, ihrer­
seits ein vorläufiges Fazit zu ziehen und Klarheit über die Perspektiven der Bewegung 
zu gewinnen.

Die Volkszählung ist gescheitert! Eine »Sperrminorität« mündiger Bürger/innen hat 
verhindert, daß die Herrschenden mehr als »Datenschrott« bekommen. Die Legitima­
tionsfunktion der Volkszählung wurde erschüttert, Profitmaximierung und Militarisie­
rung werden nicht durch umfassende Datenbestände erleichtert; aus dem Weg zum 
Überwachungsstaat wurde ein Stein herausgebrochen; der damit einhergehende Diszi­
plinierungsversuch mißlang gründlich.

Die ganz große Koalition der CDU/CSU mit FDP und SPD wurde aufgebrochen. 
Sozialdemokratische Untergliederungen und Einzelgewerkschaften des DGB scherten 
aus der verkehrten Volksfront für das Prestigeprojekt der Bundesregierung aus und 
gingen auf Gegenkurs. Was die Boykottbewegung sonst noch bewirkt hat? Ihre Kritik



ging über bürgerlich-liberale Positionen und rechtsstaatliche Bedenken (Schutz der 
Privatsphäre, »informationelles Selbstbestimmungsrecht«), wie sie die Datenschutzbe­
auftragten einiger Bundesländer äußerten, weit hinaus. Die Privatsphäre gegenüber 
dem »Schnüffelstaat« zu schützen, war ein seltenes Motiv, sich zu engagieren. Viele 
Mitglieder der VoBo-Initiativen argumentierten grundsätzlicher; unterschiedliche, ja 
gegensätzliche Demokratiebegriffe und Staatsauffassungen stießen zusammen. In den 
Diskussionen wurde deutlich, daß nicht nur der (immer mögliche) Datenmz^brauch, 
vielmehr auch und gerade die ganz legale Nutzung des Datenmaterials Protest heraus­
fordert. Aus diesen Gründen war der Kampf gegen die Volkszählung ’87 nach dem Ta­
rifkonflikt um die Einführung der 35-Stunden-Woche (wenn man von der Raketenrü­
stung absieht) das wichtigste Feld der Auseinandersetzung zwischen Massenbewe­
gungen und Bundesregierung in diesem Jahr. Gleichwohl besteht die Gefahr, daß die 
Boykottgruppen noch vor Abschluß der Volkszählung auseinanderbröckeln.

Um dem leidigen Schicksal manch anderer Ein-Punkt-Bewegung zu entgehen, nach 
einer schweren Niederlage oder Erreichen des gesteckten Ziels wieder zu ver­
schwinden, müssen sich die Boykottgruppen zu einer Bürgerrechtsbewegung ent­
wickeln, die »ihr« Wirkungsfeld auf den Kampf gegen den Abbau demokratischer 
Grundrechte erweitert (Beschäftigung mit Überwachungsmechanismen in Staat, Wirt­
schaft und Gesellschaft; Verhinderung sogenannter Sicherheitsgesetze; Kontrolle der 
Polizei, ihrer Einsatzpläne und Strategien; Aufdeckung fragwürdiger Geheimdienst­
praktiken u.a.m.).

Statt sich in alle Winde zu zerstreuen, sollten die Aktiven der VoBo-Initiativen be­
müht sein, die vorhandenen Arbeitsstrukturen, Bündnis- und Diskussionszusammen­
hänge zu erhalten und sie für verwandte Zielsetzungen nutzbai' zu machen. Einen 
Hauptgrund für diesen Vorschlag bildet die gute Zusammenarbeit eines breitgefa- 
cherten Bündnisspektrums im Rahmen der Boykottbewegung. Ideologische Diffe­
renzen traten gegenüber dem gemeinsamen Kampfziel (Ver- oder Behinderung der 
Volkszählung ’87) zurück, und niemand wurde ausgegrenzt. Ein nur scheinbar abwe­
giges Beispiel dafür: Kein Mensch kam auf die Idee, daß Kommunisten in der Boykott­
bewegung fehl am Platze wären, weil UdSSR und DDR gleichfalls Volkszählungen 
durchführen ... Vergleiche mit der Friedensbewegung drängen sich geradezu auf. So­
wenig wie SDI war die Volkszählung isoliert zu betrachten. Die Raketenabwehr im 
Weltraum ist in eine übergreifende US-Militärstrategie der Überlegenheit und Er- 
stschlagsföhigkeit eingebettet, die Volkszählung nur auf dem Hintergrund einer be­
stimmten Strategie der Herrschaftssicherung und sozialer Kontrolle, mithin der Pläne 
für einen autoritären Überwachungsstaat, zu verstehen. Und wie die Friedensbewe­
gung nach der Raketenstationierung die dahinterstehende Kriegführungsstrategie pro­
blematisiert, so müssen sich die Boykottgruppen nach Abschluß der Volkszähung und 
möglicher Gerichtsverfahren konservativen Fomoierungsbestrebungen zu wenden. An­
satzpunkte dafür gibt es genug — von Überlegungen im Hinblick auf ein politisches 
Sonderstrafrecht für Teilnehmer an Sitzblockaden bis zur Aufrüstung der Polizei, vom 
Mißbrauch betrieblicher Personalinformationssysteme durch Unternehmensführungen 
bis zur Perfektionierung des politischen Spitzelwesens.



Österreich

Peter Pelinka

Abschied von der Vollbeschäftigung?

Jahrelang war der Erhalt der Vollbeschäftigung das zentrale Element des »Österreichi­
schen Wegs«. Seit einigen Jahren »nur« mehr die Erhaltung eines möglichst hohen Be- 
schäftigtenstandes und einer möglichst niedrigen Arbeitslosenrate. Rationalisierungs­
maßnahmen, weltweite Strukturprobleme — etwa im Stahlsektor —, die Priorität der 
Budgetsanierung und zuletzt ein kräftiger Konjunktureinbruch haben dazu beige­
tragen.

Ein Anfang 1987 erschienenes Buch (Emmerich Talos/Margit Wiederschwinger, 
Hrsg.; Arbeitslosigkeit. Österreichs Vollbeschäfiigungspolitik am Ende?, Verlag für 
Gesellschaftskritik) bietet als Ergebnis eines vom Wissenschaftsministerium gefor­
derten Forschungsprojekts »Krise und Arbeitslosigkeit« den bisher umfassendsten 
Überblick über die rot-weiß-rote Arbeitsmarktpolitik der vergangenen zehn Jahre. Der 
Wiener Politikwissenschaftler Talos ortet vier Phasen:
— Phase 1975/76: Vergleichsweise langsames Ansteigen der Arbeitslosigkeit im Ge­

folge der großen internationalen Wirtschaftskrise 1973/74.
— Phase 1977 bis 1981: Erhalt der Vollbeschäftigung durch den weiteren Einsatz staat­

licher Nachfrage- und Arbeitsmarktpolitik.
— Phase 1982/83; Ende der Vollbeschäftigungssituation^ starker Anstieg der Arbeits­

losigkeit, der auch durch Verdünnung des Arbeitskräfteangebots (weiterer Abbau 
der Ausländerbeschäftigung, Frühpensionierungen) nicht aufgefangen werden 
kann.

— Phase ab 1984: Vorrang der Budgetkonsolidierung vor der Beschäftigungspolitik. 
Talos geht davon aus, daß auf Dauer kein Land eine »Insel der Seligen« bleiben kann: 
seine Feststellung, daß die Beschäftigungspolitik im Koalitionsabkommen von 1987 
nicht mehr den allein herausragenden Stellenwert einnimmt wie zu Beginn der sieb­
ziger Jahre, »ist nicht mit der Annahme verbunden, daß unter den bestehenden gesell­
schaftlichen Verhältnissen eines international verflochtenen kapitalistischen Wirt­
schaftssystems bestehende Arbeitsplatzdefizite allein auf dem Weg einer national-staat­
lichen beschäftigungspolitischen Steuerung der Nachfrage nach und des Angebots von 
Arbeitskräften beseitigt werden kann«.

Gerade diesen internationalen Verflechtungen — konkret: der dramatischen interna­
tionalen Wirtschafts- und Beschäftigungskrise im Gefolge von Ölpreisschock und der 
neuen technischen Revolution (Mikrochips und dem damit verbundenen Rationalisie­
rungsschub samt Arbeitskräfteabbau) hatte sich Österreich lange Zeit relativ gut ent­



ziehen können. Es zählte mit Japan, Norwegen, Schweden und der Schweiz zu jenen 
OECD-Ländern, die Vollbeschäftigung auch unter diesen schwierigen intematioualen 
Bedingungen weitgehend aufrechterhalten konnten. Die Arbeitslosenrate betrug 1976 
zwei Prozent, dagegen in Großbritannien bereits 5,8; in Belgien 8,6; in den USA 7,7 
sowie in der BRD 4,6 Prozent. Aktive staatliche Arbeitsmarktpolitik, große Infrastruk­
turprojekte und regionale Förderungen trugen zur österreichischen Bilanz bei.

Auch die neuerliche wirtschaftliche Krise zu Beginn der achtziger Jahre überstand 
Österreich zunächst noch gut. Die Arbeitslosenrate betrug 1981 2,4, in den europä­
ischen OECD-Ländern lag sie bereits bei 8,2 Prozent. Hier griff — neben dem wei­
teren Anwachsen des Dienstleistungssektors und dem starken Abbau von Ausländem
— insbesondere die beschäftigungsstabilisierende Rolle der verstaatlichten Industrie. 
Dort wuchs zwischen 1973 und 1980 die Zahl der Beschäftigten um zwei Prozent, wäh­
rend die Industriebeschäftigten insgesamt um sieben Prozent abnahmen. Erstmals 
wurde noch ein anderes Instrument in die Debatte eingebracht: die Arbeitszeitverkür­
zung, 1975 mit der letzten Etappe der 40-Stunden-W©che und nun mit der generellen 
Urlaubsverlängerung auf vier Wochen auch in dieser Hinsicht wirksam. Wobei bereits 
gegen Ende der siebziger Jahre parallel Maßnahmen zur Verringerung der zuvor be-

paket 1977: Erhöhung der Vermögensteuer, Einführung des höheren Mehrwertsteuer­
satzes auf Luxusgüter, 1981 Erhöhung der Mehrwertsteuer auf Strom und Gas).

Freilich wurde es immer schwieriger. 1983 verlor Österreich endgültig seinen Status 
als VoHbeschäftigungsland (Arbeitslosenrate 4,5; OECD-Europa 10;2 Prozent), den 
nur mehr Japan, (He Schweiz und Norwegen halten konnten. Massenarbeitslosigkeit 
kennzeichnet erneut den internationalen Kapitalismus — mit besonderen Problem- 
gtuppen, die auch hierzulande vorhanden sind (Jugendliche, Frauen, Ältere) und mit 
gesellschaftlichen Auswirkungen , von denen wir (noch?) nicht voM erfaßt wurden; Ver­
elendung ganzer Stadtviertel und Regionen, bürgerkriegsartige Auseinandersetzungen 
kleinerer (»Fußfeallrowdies«) und großer Dimension (Rassenkrawalle in England und 
Frankreich), Anwachsen von Ausländerfeindlichkeit und anderen faschistoiden Er­
scheinungen.

Die sozialistische und die seit 1983 sozialistisch geführte Regierung nutzte das in den 
siebziger Jahren eingesetzte Hauptinstrument nicht mehr voll; die wachsenden Budget- 
pröbleme, auch die internationale Stahlkrise trafen vor allem die verstoatlichte Indu­
strie. Erstmals wurde ihr Beschäftigtenstand kleiner. Dennoch gab es mehrere Be- 
schäftigungsprogramme und spezifische neue Förderungen vor allem für Jugendliche, 
aber auch fur Früt^nsiomerungen zur Entlastung des Arbeitsiï^ktes. Die Tktsache 
galt weiter: Wer bei der Beschäftigungspolitik spirt, muß für Arbeitslosenunterstüt­
zungen und aw^re Transferzahlungen mela ausgeben.

Aber die »deficit-spending-poHcy«, das In-Kauf-Nehmen hëhereï Budgetverschul­
dung zwecks \fermeidung höherer Arbeitslosigkeit, war nicht mehr das Allheilmittel. 
Die seit Beginn der achtziger Jahre explodierenden Defizite hatten die Manövrierföhig- 
keit eingeschränkt, dazii kam Ende 1985 das VOEST-Desaster.; Dafür trat die Debatte 
um Arbeitszeitverkürzung immer mehr in den Vordergrund: Sozialmimister DalMnger



setzte sich immer stärker für eine möglichst rasche und möglichst umfessende Arbeits­
zeitverkürzung ein, Untemehmervertreter und ÖVP mauerten dagegen. Der Kompro­
mißkurs — kürzere Arbeitszeiten nur in branchenspezifischen Verhandlungen und im 
internationalen, also langsamen Gleichklang — half zwar, bestehende Arbeitsplätze zu 
erhalten, schuf aber keine neuen. Unbestritten (mit Ausnahme reaktionärer Kommen­
tatoren) ist, daß vor allem auf Grund der durch technische Weiterentwicklungen explo­
dierten Produktivität der Arbeit nicht zu wenig, sondern »zu viel« gearbeitet wird, daß 
also zur Wiedererlangung der Vollbeschäftigung eine stärkere Aufteilung der vorhan­
denen Arbeit nötig wäre, also kürzere Arbeitszeit für die einzelnen, um möglichst viele 
im  Arbeitsprozeß zu halten. Die Probleme liegen auf der Hand: Eine generelle Verkür­
zung der Arbeitszeit — wie nun auch vom ÖGB gefordert — über den Weg eines Gene­
ralkollektivvertrags müßte natürlich auch für den öffentlichen Sektor gelten, also das 
Budgetdefizit nicht gerade verkleinern, selbst wenn man dafür sinkende Unterstüt­
zungskosten in Rechnung stellt.

Keine leichte Situation: Einerseits hat die Regierung der Budgetkonsolidierung Prio­
rität eingeräumt, um mehr wirtschaftspolitischen Spielraum zu bekommen. Anderer­
seits birgt ein solcher Kurs die Gefahr höherer Arbeitslosigkeit in sich. So prognosti­
ziert das Institut für Höhere Studien für die Beibehaltung des strikten Sparkurses ein 
Anwachsen der Arbeitslosenrate bis Anfang der neunziger Jahre auf nahezu neun Pro­
zent. — Einerseits setzt der jetzige Kurs auf eine stärkere Eigenkapitalbildung der Un­
ternehmen und eine bessere Qualifizierung der Arbeitskräfte, also auf eine Wirt­
schaftsstärkung »aus sich selbst« und durch einen Modernisierungsschub via stärkere 
Verflechtung mit der internationalen Wirtschaft; andererseits steht gerade die wieder 
vor einem kräftigen Konjunktureinbruch, was sich zuletzt auch in pessimistischeren 
Wirtschaftsprognosen einheimischer Wirtschaftsforschungsinstitute niederschlug. — 
Einerseits wächst in besonders betroffenen Regionen Resignation oder Wut, sinkt das 
Vertrauen in »die Politik«, andererseits setzen bereits die klassischen Spaltungsmecha­
nismen ein, von denen die publizistische Kampagne der »Kronen-Zeitung« gegen »So­
zialschmarotzer« nur der sichtbarste und sicher nicht der letzte Höhepunkt war.

Sozialminister Dallinger macht sich wohl keine Illusionen. Jede Einschränkung des 
Arbeitsmarktinstrumentariums — Jugendprogramme, Qualifizierungsoffensive, Ak­
tion 8000, Sondermaßnahmen für Frauen — würde die Simation noch verschärfen. 
»Das macht eine Beschleunigung der Arbeitszeitverkürzung unumgänglich.« Seine Ar­
gumente:
— Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen hat festgestellt, daß bei einer Arbeits­

zeitverkürzung um fünf Stunden wöchentlich in drei Etappen die Beschäftigung 
neun Jahre nach dem ersten Schritt um bis zu 9,5 Prozent höher ist als ohne Arbeits­
zeitverkürzung.

— Nach Angaben der deutschen IG Metall resultiert aus der 1985 wirksam gewor ­
denen Arbeitszeitverkürzung auf 38,5 Stunden ein Beschäftigungsplus von zwei 
Prozent.

— Das Wirtschaftsforschungsinstitut kam 1985 zum Ergebnis, eine Arbeitszeitverkür­
zung im öffentlichen Dienst müsse nicht unbedingt viel kosten: Zwar steigt der Per-



sonalaufwand, dafür aber auch Lohnsteuer und Sozialbeiträge bei Wegfall von Ar­
beitslosenunterstützungen .

— Schließlich müsse man auch die Verringerung der Überstunden ins Auge fassen; 
Von den 4,7 Millionen, die derzeit in Österreich wöchentlich (!) geleistet werden, 
sind 2,7 Millionen regelmäßig über das gesamte Jahr verteilt. Ihre Ersetzung 
brächte — theoretisch — 65000 Zusatz-Arbeitsplätze.

Die Arbeitszeitpolitik ist für Dallinger aber nur eine Facette. Eine andere ist die Siche­
rung der Finanzierung des gesamten arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums. Da 
stellt er weiter zur Diskussion;

Das Arbeitslosengeld könnte nach einem längeren Bemessungszeitraum berechnet 
werden, etwa auf Basis der Beitragsgrundlage des gesamten letzten Jahres — bisher des 
letzten Monats. Der Abbau saisonaler Schwaiücungen und von Mißbrauchsmöglich- 
keiten wären so möglich. — Stärkere Überprüfung der »nahen Angehörigen«, die Ar­
beitslosengeld in Anspruch nehmen. Also jener Gatten, Kinder oder Geschwister von 
Unternehmern, die ebenso rasch im Betrieb angemeldet wie dann arbeitslos gemeldet 
werden. Nach Erhebungen in Salzburg und Tirol sind das in Fremdenverkehrsberafen 
nicht weniger als ein Viertel aller Arbeitslosenmeldungen. — Einführung eines Solida­
ritätsbeitrages (Arbeitsmarktförderungsbetrags) auch für Beamte, Freiberufler und 
Bauern, die keine Arbeitslosenversicherung zahlen. Denn; Die Arbeitsmarktforderung 
kommt zumindest indirekt allen zugute. Und schon jetzt wird aus der von Arbeitneh­
mern und Arbeitgebern finanzierten Arbeitslosenversicherung auch die Notstandshilfe 
finanziert, auf die als Sozialhilfeleistung alle Anspruch haben. — Die bloße Budgetsa­
nierung von der Ausgabenseite her ist arbeitsmarktpolitisch bedenklich. Der Staat för­
dert immer noch stark unproduktive Formen des Sparens und die explodierenden Ein­
kommen aus Kapitalvermögen werden vergleichsweise niedrig besteuert. Und Sparpo­
litik wirkt zweischneidig; Die Erschwerung vorzeitiger Pensionierungen etwa entlastet 
zwar die Pensionsversicherungen, erhöht aber vor allem die Jugendarbeitslosigkeit. 
Ebenso wirken Einsparungen von Planstellen im öffentlichen Dienst. — Um die Erwei­
terung der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen im Bereich der Vermittlung, Qualifi­
zierung und der Arbeitsbeschaffung vorzunehmen, ist die Erschließung neuer Finanz­
mittel unabdingbar. Denn allein um 1987 das Aktivitätsniveau von 1986 zu wieder­
holen, ist ein zusätzlicher Aufwand von einer Milliarde Schilling (ca. 140 Mio DM) er­
forderlich. Es wäre eine Illusion zu meinen, die steigende Arbeitslosigkeit könne ko­
stenneutral oder gar mit Aussicht auf Einsparungen bekämpft werden.

Die Ende August von Finanzminister Lacina bekanntgegebenen Budget-Sanie- 
rungspläne der Großen Koalition weisen freilich andere Züge auf; Verringerung des 
Defizits 1988 durch Konsumverzicht (keine Erhöhungen der Beamtenbezüge und der 
Pensionen, mit Ausnahme der Mindestrenten), durch Sozialabbau (Abschaffung der 
Heiratsbeihilfen, Überlegungen zur Einführung eines täglichen Selbstbehalts für jeden 
Spitalpatienten in Höhe von 50 Schilling und »Überdenken« der Gratis-Schulbuch-Ak- 
tion), aber auch durch die Abschaffung der meist von Begüterten genutzten Steuer­
schlupflöcher. Wobei die Einsparungen kaum Dallingers Arbeitsmarktpolitik zugute 
kommen, die bereits kräftig vom wendeartigen Koalitionswind zerzaust wurde.



Marxistische Theorie

Frank Heidenreich

Zu L̂ eben und Werk Antonio Gramscis

Am 28; Mai 1928, eine Woche nach dem letzten Reichstagswahlsieg der deutschen 
Linken , begann in Rom vor dem »Sondergerichtshof zum Schutz des Staates« ein politi­
scher Sehauprozeß ersten Ranges. 22 Gegner des faschistischen Regimes, darunter füh­
rende Kommunisten, waren der Vorbereitung eines bewaffneten Aufstands, verschwö- 
rerischer Tätigkeit und der Aufreizung zum Klassenhaß angeklagt. Einer von ihnen 
hieß Antonio Gramsci. Im Plädoyer erklärte der Staatsanwalt offen den Zweck seiner 
Verurteilung: »Auf zwanzig Jahre müssen wir dieses Hirn aktionsunföhig machen.«^ 
Das ürteil nach einwöchiger Verhandlung: 20 Jahre und 4 Monate Haft.

Nach Prozeßende wurde Gramsci in das Geföngnis von Turi in Süditalien überstellt. 
Vom Geföngnisarzt ist die Aussage überliefert, als Faschist wünsche er ihm nur den 
Tod. Da ihm die notwendige medizinische Betreuung verweigert wurde, verschlech­
terte sich seine seit der Kindheit angegriffene Gesundheit. Er litt schließlich unter Lun­
gentuberkulose, Arteriosklerose, einer tuberkulösen Wirbelsäulenentzündung und an 
einem schmerzhaften Magenleiden. Aber sein Gehirn funktionierte doch, wenn auch 
mit Ausnahme der Gespräche mit anderen Gefangenen abgeschlossen vom Leben, das 
draußen vor sich ging. Zwischen 1929 und 1935 fertigte Gramsei umfangreiche Stu­
dien, die Kerkerhefte. Er lehnte ein Gnadengesuch prinzipiell ab, weil er darin eine Ka­
pitulation sah. In ein Krankenhaus, das nicht einmal über die erforderlichen Speziali­
sten verfügte, wurde er erst eingeliefert, als es zu spät war. Die Haft war staatlicher 
Mord. Vor 50 Jahren, am 27. April 1937, starb Antonio Gramsci.

I.
Wer war dieser Mann, dessen intellektuelle Kraft der faschistischen Macht so geiShr- 
licb schien? — Zum Zeitpunkt seiner Verhaftung, die am 8. November 1926 in Verlet­
zung seiner Immunität als Parlamentsabgeordneter erfolgte, stand Antonio Gramsci an 
der Spitze der Kommunistischen Partei Italiens. Dahin gelangte er nach heftigen Aus­
einandersetzungen in der Partei, die seit ihrer Gründung im Januar 1921 von ultralinken 
Auffassungen beherrscht wurde und nach dem sogenannten »Marsch auf Rom« und der 
Ernennung Mussolinis zum Regierungschef am 29. November 1922 unter Bedingungen 
der Halblegalität arbeiten mußte.

Gramsci stammte aus einem Dorf Sardiniens, aus jenem industriell unentwickelten, 
a rt^n  »Süden« Italiens. Als Nino, wie die Familie und Freunde ihn nannten, das Gym­
nasium besuchte, stand er bald wie viele seiner Mitschüler unter dem Eindruck des



starken sardischen Nationalismus. Die Reichen auf dem Festland — das war der Klas­
senfeind des »sardismo«. Antonio und seine sechs Geschwister machten früh die Erfah­
rung der Armut, denn der Vater verlor Freiheit und Beamtengehalt im Zuge einer poli­
tischen Intrige unter der Anschuldigung der Unterschlagung. Ende 1908 zog er im die 
Kleinstadt Cagliari, um dort die Oberstufe des Gymnasiums zu absolvieren. Er teilte 
ein Zimmer mit seinem älteren Bruder Gennaro. Dessen Einkommen als Bud&aiter 
langte nicht für beide. Gennaro las die sozialistische Parteizeitung Avanti!, betätigte 
sich in der »camera del lavoro«, einem Trefl^unkt junger Arbeiter und Intellektueller. 
Nino war zuweilen dabei und wurde hier durch Diskussionen und unentwegte Lektüre 
mit sozialistischen Anschauungen vertraut.

Im Herbst 1911 verließ Antonio Sardinien. Trotz Unterernährung und körperlicher 
Schwäche hatte er die Aufnahmeprüfung für die Turiner Universität bestanden und ein 
Stipendium von höchstens 70 Lire monatlich, bei allen Einschränkungen zuwenig zum 
Leben. Hunger, Krankheit, versäumte Prüfungen, Verlust des Stipendiums — im Früh­
jahr 1915 mußte er sein Studium endgültig aufgeben. Nicht die Universität machte die 
Bedeutung Turins aus, sondern vor allem ihr Charakter als Industriemetropole, als 
»rote Kapitale« Italiens mit einem aktiven Proletariat. Schon vor Kriegsbeginn trat 
Gramsci hier der Sozialistischen Partei (PSI) bei, wo er sich in der Arbeiterjugend 
stark engagierte. Und er lernte gleichgesinnte Kommilitonen kennen, darunter IMmiro 
Togliatti^, Umberto Terracini und Angelo Tasca, mit denen er im Mai 1919 die Wo­
chenzeitung L ’Ordine nuovo als Sprachrohr des revolutionären Sozialismus und der 
Rätebewegung Italiens gründete.

Nach Abbruch des Studiums arbeitete Gramsci für verschiedene sozialistische Zei­
tungen. Er wurde hauptberuflich Parteiredakteur. Neben politischen Analysen schrieb 
er vor allem Beiträge zur Literaturkritik und Theaterrezensionen. Ein Grundzug seines 
Denkens, die Bedeutung des Kulturellen für revolutionäre Umwälzungen zu erfassen^ 
trat früh hervor. In einem Artikel vom Januar 1916 unter der Überschrift »socialismo 
e cultura« notierte er mit Hinweis auf Französische Revolution und Aufklärung, jeder 
Revolution gehe »eine intensive kritische Arbeit, der Ausstrahlung von Ideen auf Men­
schengruppierungen voraus« (Z 1987, 9).

Die italienische Sozialdemokratie nahm in der Kriegsfrage eine »neutralistische« 
Haltung ein, weder dafür noch dagegen. Seine erste wichtige Parteifunktion erhielt An­
tonio Gramsci 1917. Der Krieg war in seine letzte Phase getreten. Als eine spontane 
Hungerrevolte im August zu Straßenkämpfen führte, das Militär über Turin den Aus­
nahmezustand verhängte und die Leitung der örtlichen Parteiorganisation verhaftete, 
gelangte Gramsci vorübergehend in den zwölfköpfigen Provisorischen Vorstand der 
Turiner PSI-Sektion. Die Revolution erschütterte 1919 auch in Italien die alte Ordnung. 
In manchen Industriebetrieben bestanden damals gewerkschaftliche Vertrauensleute­
körper. Diese »commissioni interne« sollten nach Auffassung der Gruppe um den Or- 
dine nuovo die Keimform italienischer Sowjets bilden. Gramsci und Togliatti riefen 
auf, die »commissioni intemi« nach russischem Vorbild in Organe der proletarischen 
Macht umzubilden, die alle Arbeiter umfassen sollten. Turiner FIAT-Arbeiter wählten 
im September die ersten Fabrikräte (consigli di fabbrica). Im industrialisierten Norden



entwickelte sich die Fabrikrätebewegung zunächst günstig. Aber sie blieb doppelt iso­
liert: Die Bauern des Südens standen abseits, die Sozialistische Partei unterstützte sie 
nicht aktiv, und die Gewerkschaften suchten den Kompromiß mit den Unternehmern. 
Nach Betriebsbesetzungen in T\irin und dem Versuch der Arbeiter, die Leitung der 
Produktion in die eigenen Hände zu nehmen, brach die Bewegung im Herbst 1920 zu­
sammen. Wie in den übrigen westeuropäischen Ländern endete die soziale Krise in Ita­
lien nicht mit der revolutionären Machteroberung durch das sozialistische Proletariat, 
sondern in einer Periode der Rekonstruktion und Neuzusammensetzung des alten herr­
schenden Blocks. Die Niederlage der italienischen Arbeiter war auch ein Scheitern 
Gramscis, der zu den entschiedensten Propagandisten und Organisatoren der Fabrik- 
rätebewegung gehörte.

H.
Die Fabrikräte bewirkten gleichwohl die Stärkung der revolutionären Linken und eine 
wachsende Polarisierung innerhalb des PSI, der von einem weitgehend auf Parlaments­
arbeit fixierten marxistischen Zentrum beherrscht wurde. Die Partei war politisch 
handlungsunföhig, nicht imstande, die Arbeiter zu mobilisieren und neue Bündnispart­
ner zu gewinnen. Forciert durch die Kommunistische Internationale (KI), die auf 
ihrem II. Weltkongreß im Juli 1920 die Trennung von den rechtssozialdemokratischen 
und auch den marxistisch-zentristischen Kräften verlangte, standen auch die linken 
und marxistischen Strömungen im PSI vor der Frage: »Eroberung der Partei oder Ab­
spaltung des revolutionären Flügels?«

Gramsci betrachtete die Veränderung des PSI als strategisches Problem. »Für die Er­
neuerung der Sozialistischen Partei« — so lautete ein von ihm für die Parteileitung ver­
faßter Bericht der Turiner PSI-Sektion, der am 8. Mai 1920 im Ordine nuovo erschien 
(vgl. Z 1980, 59-67). Das Projekt einer kommunistischen Parteineugründung war in 
seinen Augen eine »partikularistische Halluzination«. Obwohl mit den Fabrikbeset­
zungen am 1. September 1920 in den Belegschaften jene radikale Stimmung an Einfluß 
gewann, welche die sofortige Trennung vom PSI verlangte, blieb er dabei, daß den 
kommunistischen Kräften im PSI nur Organisation und Disziplin fehlten, um »das Ge­
füge der Partei der Arbeiterklasse erobern und erneuern, dem allgemeinen Gewerk­
schaftsbund und der Genossenschaftsbewegung eine neue Richtung geben zu können« 
{R, 88). Das war drei Monate vor Gründung des Partito Comunista Italiano (PCI).

Der Zustand der kommunistischen Linken bestärkte Gramsci in seiner Position, 
denn in ihr dominierten keineswegs marxistische, sondern linkssektiererische Kräfte. 
Diese kommunistische Mehrheitsgruppe um den populären Amadeo Bordiga, die im 
Unterschied zur Gruppe um den Ordine nuovo und den Turiner Avanti! über eine lan­
desweit organisierte Fraktion verfügte, propagierte Wahlboykott und steuerte auf den 
Bruch mit dem PSI. Mitte Dezember 1920 griff Lenin in die Auseinandersetzungen^ 
ein und verlangte den Ausschluß der rechten PSI-Minderheit. Eine doppelt falsche 
Beurteilung der italienischen Verhältnisse lag dem zugrunde. Lenin verglich zum einen 
die dortige Lage mit jener in Rußland unmittelbar vor der Oktoberrevolution, während 
tatsächlich das Scheitern der Fabrikrätebewegung den Abschluß der akuten revolutio­



näre Krise markierte. Zum zweiten erwartete er einen Sieg der kommunistischen Frak­
tion auf dem bevorstehenden PSI-Kongreß und täuschte sich damit über die innerpar­
teilichen Kräfteverhältnisse. Der PSI-Parteitag vom 15. bis 21. Januar 1921 in Livorno 
lehnte den Ausschluß der Rechten ab, worauf die radikale Minderheit auszog und sich 
als kommunistische Partei konstituierte. Antonio Gramsci war ihr Mitbegründer und 
Mitglied des 15köpfigen Zentralkomitees — fast wider Willen.

Nach der Kl-Intervention äußerte Gramsci seine Einwände gegen den Kurs der Ab­
spaltung nicht mehr öffentlich. Später notierte er in einem Brieffragment, Livorno sei 
die Loslösung der Masse der italienischen Arbeiter von der KI und in dieser Hinsicht 
»zweifellos der größte Triumph der Reaktion gewesen« (zit. nach Togliatti 1962, 33). 
Die Spaltung des PSI, so wie sie stattfand, war auch unter Kommunisten anderer 
Länder umstritten — zusammen mit dem gescheiterten kommunistischen Aufstand in 
Deutschland im März desselben Jahres löste sie die erste Krise der KI aus. Gramscis 
Meinung, sie habe zu weit links angesetzt und müsse die Kommunisten isolieren, 
wurde von der KPD geteilt, die unter Führung Paul Levis'  ̂gerade erst die Verschmel­
zung mit der USPD-Linken und so den Übergang zur mehr als 300000 Mitglieder zäh­
lenden Massenpartei vollzogen hatte. 23 der 39 Mitglieder des KPD-Zentralaus- 
schusses mißbilligten die Grundsätze der PSI-Spaltung (vgl. Levi 1921, 91), weil diese 
ebenso zur Zerschlagung der vereinigten KPD führen mußten. Die KI hatte nach Li­
vorno die KPD mit der Erklärung provoziert, falsch sei nicht die italienische Entschei­
dung, sondern opportunistische Kritik daran.

Während Levi aus Protest gegen die Italien-Politik der KI von seinem Amt als Ko- 
Vorsitzender der KPD zurücktrat, akzeptierte Gramsci die entstandene Situation. Er 
konzentrierte sich auf die journalistische Arbeit und redigierte den Ordine nuovo — 
jetzt Parteiblatt der KPI — loyal gegenüber der Mehrheit. Erst die Einheitsfront-Politik 
der KI, die 1922 vor »Übertreibungen« in der Abgrenzung vom »Zentrismus« warnte^, 
und die Erfolge des italienischen Faschismus im selben Jahr drängten zur Reformulie- 
rung der Parteistrategie.

Im Mai 1922 begann für Gramsci eine neue Phase der politischen Arbeit als Vertreter 
des PCI im Exekutivkomitee der KI. In dieser Zeit wurde die Lage in Italien kompli­
zierter und die Politik des PCI immer unklarer. Obwohl die sozialistische Partei im Ok­
tober 1922 ihren rechten Flügel ausgeschlossen hatte, lehnte die PCI-Führung eine von 
der KI befürwortete Fusion mit dem PSI ab. Ihr Verbalradikalismus war Ausdruck 
einer in Wirklichkeit zahnlos gewordenen Politik und förderte die faschistische Trans­
formation des Staates noch indirekt. Die Partei erschöpfte sich in Polemik und Propa­
ganda (vgl. Togliatti 1962, 25). Als die Partei nach Verhaftungen zahlreicher Funktio­
näre im Februar, darunter auch Bordigas, ihre Linie beibehielt und die Organisation zu 
zerfallen begann^, bestimmte das Exekutiv-Komitee der KI auf einer Sitzung im Juni 
1923 die Ablösung der alten Leitung. Erstmals wurde eine neue I^rteiführung durch 
die KI damit gegen den Willen der Delegierten der betreffenden Partei ernannt. Auch 
die neue PCI-Spitze mit Togliatti und Tasca wurde nur wenig später verhaftet. Das war 
die Lage, als Gramsci im November 1923 mit der Bildung einer neuen Führungsgruppe 
beauftragt und von der KI nach Italien zurückgeschickt wurde.



III.
Mitte Mai 1924 traf Gramsci wieder in Italiea ein. Er glaubte sich vor einer Verhaftung 
auf Grund der parlamentarischen Immunität halbwegs sicher, die mit seiner Wahl zum 
Abgeordneten am 6. April 1924 verbunden war, und wohnte jetzt in der Hauptstadt. 
Eine Parteikonferenz im Mai 1924 zeigte der neuen ZK-Mehrheit, daß nicht sie, son­
dern immer noch Bordiga die Parteigliederungen hinter sich hatte. Am 18. August 1924 
schrieb Gramsci mit spürbarem Pessimismus an Julia:
»Die Partei... ist schwach und funktioniert insgesamt sehr schlecht. Ich bin Generalsekretär und Mit­
glied des Zentralkomitees; ich möchte auch die Leitung der Zeitung L ’Unita übernehmen, aber ich habe 
nicht die Kraft dazu.« (Zit. Fiori 1979, 165)

Eine unermüdliche Arbeit der Reorganisation begann. Kontakte mußten geknüpft, alte 
Verbindungen wiederhergestellt werden. Gramsci reiste durch das Land, um mit den 
Genossen zu sprechen und auf Konferenzen die politische Linie zu diskutieren. Ein 
junger Metallarbeiter, der Gramsci zum Tagungsort des illeg^en Regionalparteitags 
des sardischen PCI führte, beschrieb den Parteichef so;
»Ich sah ihn zum ersten Mal, aber ich hatte schon viel von ihm gehört und hatte ihn mir groß und stark 
wie einen Koloß vorgesteUt. Statt dessen kam ein kleiner, buckliger Mann, der anscheinend keinen Wert 
auf sein Äußeres legte: unrasiert, der ungeheure Haarschopf zerzaust, der Anzug ärndich und fleckig. 
(...) Wir machten einen langen Umweg auf Landstraßen außerhalb der Stadt. Er zeigte keine Müdig­
keit. Er war ein fröhlicher Kerl, machte Witze, lachte und sprach Sardisch mit mir.« (Zit. nach ebd., 
170)

Nach den Parlamentswahlen von 1924 verdoppelte der PCI seine Mitgliederzahl iimer- 
halb eines Jahres auf mehr als 25000 und gewann unter Arbeitern und Bauern an Ein­
fluß. Die Fortsetzung des »estremismo« mußte diese Konsolidierung geföhrden und den 
Faschisten leichtes Spiel ermöglichen. Denn der Flügel um Bordiga weigerte sich, für 
die Wiederherstellung der bürgerlichen Freiheiten einzutreten, weil er die Differenz 
zwischen faschistischer Diktatur und parlamentarischer Demokratie geringschätzte. 
Gramsci kritisierte zwar die »Tendenz der Ultralinken, die glaubt, jederzeit sei der Au­
genblick gekommen, um zum Frontalangriff gegen das Regime überzugehen« (Z 1980, 
134); aber auch er dachte noch 1925 den Sturz des Faschismus als identisch mit der 
Aufrichtung proletarischer Diktatur.

Erst zur Zeit des Lyoner Parteitags im Januar 1926, auf dem die Parteiführung end­
lich eine klare Mehrheit erzielte, begann Gramsci, zwischen antifaschistischer und an­
tikapitalistischer Politik zu unterscheiden. Ei meinte jetzt, daß der faschistische Vor­
marsch 1921 ¡22 hätte aufgehalten werden können. Faschismus sei nicht bloß als Instru­
ment der Bourgeoisie zu begreifen, sondern auch als soziale Bewegung.^ Die Frage 
nach einer wirksamen antifaschistischen Strategie war gestellt — nicht proletarische 
Diktatur, sondern die Organisierung der Massen der Arbeiter und der Bauern umriß 
die praktische Antwort.

Die politische Spaltung der Industriearbeiterschaft des Nordens entwickelte auch in 
Italien den Parteiengegensatz von Sozialisten und Kommunisten; 1922/23 hatte 
Gramsci zusammen mit Bordiga den Gedanken einer Fusion von PCI und PSI, wie sie 
die KI verlangte, als »liquidatorisch« abgelehnt. Als Parteiführer bewegte er sich in der



Beurteilung der Sozialdemokratie ganz im Rahmen der Positionen der KI. Auch er sah 
in der Sozialdemokratie vor allem den linken Flügel der Bourgeoisie, kein Gedanke an 
eine Einheitsfront von unten und von oben. Dagegen war das Problem der Bauern und 
des italienischen Südens jenes Terrain, auf dem Gramsci einen neuen Beitrag zur poli­
tischen Theorie des Marxismus leistete. In einer Gesellschaft wie der Italiens, wo die 
Bauern die Mehrheit der Bevölkerung bildeten, mußte der Gewinnung der bäuerlichen 
Massen eine Schiüsselrolle zukommen.

Im Herbst 1926 machte sich Gramsci an die Analyse der »süditalienischen Frage«. 
Die unvollendet gebliebene, 1930 veröffentlichte Schrift »stellt in gewissem Sinn den 
Übergang vom Journalismus der Jahre des aktiven Kampfs zu den Reflexionen der Ge- 
fängnisz;eit dar« (Fiori 1979,192). Sie ging der Frage nach, wieso der Süden trotz regel­
mäßigen Aufhihrs eine relativ stabile Stütze der alten Ordnung bleiben konnte. Die 
Antwort, in der Umrisse des für den Marxismus neuen Begriffs »historischer Block« 
sichtbar werden (vgl. KWM 3, 487), gibt der Zusammenhalt des Agrarblocks. »Der 
Bauer des Südens ist mit dem Großgrundbesitzer durch den Intellektuellen ver­
bunden.« (Z 1980, 207) Die Intellektuellen, die aus den Schichten der kleinen und mit­
tleren Dorfbourgeoisie entstammten, ließen Risse im »Agrarblock« nicht zu geföhrli- 
chen Brüchen werden. Gramsci erkannte, daß diese Intellektuellen wichtig waren, 
wollte die Art)eiterbewegung der italienischen Bourgeoisie die Bauern des Südens als 
Bündnispartner entziehen. Wo bestimmte Intellektuelle ihrerseits für ein Zusammen­
gehen mit den Arbeitern einzutreten begännen, sei es töricht, sie vor die Alternative zu 
stellen, entweder in die kommunistische I^rtei überzutreten oder rücksichtlose Be­
kämpfung zu erwarten. Fundamente der InteUektuellen-Theorie aus den späteren Ker­
kerheften werden sichtbar:
»Die IntellektuelleH entwickeln sich langsam, viel langsamer als jede andere soziale Gruppe, auf Grund 
ihres Wesens und ihrer geschichtlichen Funktion. Sie repräsentieren die gesamte kulturelle Tradition 
eines Volkes ...« (Ebd., 214)

IV.
Unmittelbar vor seiner Verhaftung nahm Gramsci zu den sich zuspitzenden Fraktions­
kämpfen innneiiialb der KPdSU Stellung. Er hatte den Bolschewiki lebendiges politi­
sches Denken attestiert und die Oktoberrevolution enthusiastisch begrüßt (vgl. R, 
23ff.). Wenn er sie in einem Artikel der nationalen Ausgabe des Avanti! vom 24. No­
vember 1917 als Revolution gegen das »Kapital« (la rivoluzione contro il Capitale) be- 
zeichnete, so wird einzuwenden sein, daß die Bolschewiki nicht Marx, sondern die in 
der n. Internationale vorherrschend gewordene Lesart des Marxschen Hauptwerks 
verwarfen. Aber im Gegensatz zu den Menschewiki, die weiter die sozialistische Revo­
lution in einem rückständigen Land wie Rußland für unmöglich hielten und so mit 
Ökonomismus ihre Passivität rechtfertigten, war Gramsci von den sozialistischen Per­
spektiven der russischen Revolution überzeugt. Er forderte die italienischen Arbeiter 
in ihrem eigenen und im nationalen Interesse zu Solidaritätsaktionen für Sowjetrußland 
auf (vgl. Z 1980, 67f.).



Bis 1924 hatten die Linken in der russischen bolschewistischen Partei seine Sympa­
thien, weil er in ihr den Garanten des proletarischen und antibürokratischen Charakters 
der Revolution sah. Die Beschäftigung mit der Bauemfrage und der Kampf gegen den 
Linkskurs Bordigas veränderten Gramscis Stellung grundlegend und veranlaßten ihn 
zur Unterstützung der ZK-Mehrheit der KPdSU um Bucharin und Stalin und ihrer vor­
sichtigen Bauempolitik; in den Kerkerheften notierte er später, die Parole von der »per­
manenten Revolution« (TrotzM) sei »der politische Reflex der Theorie des Bewegungs­
krieges« und Trotzki müsse daher »in gewisser Weise als der politische Theoretiker des 
Fiontalangriffs betrachtet werden ..., in einer Periode, in der dieser nur Niederlagen 
verursachen kann« {R, 346 bzw. 348).

Was Gramsci und die Mehrheit der italienischen Parteileitung seit Juli 1926 beunru­
higte, war die gefährliche Schärfe der Auseinandersetzung in der sowjetischen KP zwi­
schen der ZK-Mehrheit um Stalin und Bucharin und der oppositionellen Allianz um 
Trotzki, Kamenew, Sinowjew. Denn eine Spaltung der Führungsgruppe der Bolsche- 
wiki mußte Rückwirkungen auf die innerparteiliche Meinungsfreiheit in allen Kl-Sek- 
tionen haben. Am 14. Oktober 1926 schrieb Gramsci im Auftrag des PCI-Politbüros an 
das ZK der KPdSU. Der Brief sah das internationale Ansehen der sowjetischen KP in 
Frage gestellt. »Ihr lauft Gefahr, die führende Position der KPdSU zu degradieren und 
zu annullieren, diese durch den Impuls Lenins erworbene Funktion.« (Ebd., 123) Vor­
sichtig warnten die italienischen Kommunisten davor, daß der demokratische Zentra­
lismus als Organisationsprinzip sich in einen mechanisch-bürokratischen verwandeln 
könnte. Der Brief beschwor die ZK-Mehrheit, »exzessive Maßnahmen zu vermeiden« 
(ebd., 126).

Die Warnung verhallte ungehört, zumal Togliatti, der sich in Moskau befand und den 
Brief an den Adressaten weiterleiten sollte, ihn zurückhielt, weil er mit dem Inhalt 
nicht einverstanden war und die Zustinomung des PCI zu jedweden Maßnahmen gegen 
die Linksopposition forderte. Gramsci war über Togliattis »bürokratische« Eigenmäch­
tigkeit empört. Inzwischen hatte das sowjetische ZK Sinowjew als Vorsitzenden der KI 
abgesetzt und Trotzky und Kamenew aus dem Politbüro entfernt. Gramscis Stellung­
nahme bewirkte vor allem eines: Mißtrauen in Moskau. Die KI schickte einen Dele­
gierten nach Italien, um dem Politbüro des PCI die Lage zu erläutern. Eine Sitzung 
blieb ergebnislos, da Gramsci und andere Mitglieder nicht teilnehmen konnten: Die in­
nenpolitische Lage hatte sich nach einem gescheiterten Attentatsversuch auf Mussolini 
am 31. Oktober 1926 verschärft und kulminierte eine Woche später im faschistischen 
Staatsstreich und in einer Verhaftungswelle, der auch Gramsci zum Opfer fiel.

V.
Erst Anfang 1929 erhielt Gramsci Schreibzeug und seitdem unregelmäßig auch Bücher, 
die Piero Sraffa schickte. Die Quademi del Carcere umfassen 32 Hefte mit 2800 
Seiten. Sie behandeln die Geschichte Italiens, die herrschenden philosophischen Ten­
denzen der Zeit, Probleme des Marxismus, der Literatur(kritik) und des Journalismus 
sowie in Fortsetzung der Schrift über die süditalienische Frage die Geschichte der ita­
lienischen Intellektuellen und in diesem Kontext die Rolle der Partei.



Für die marxistisclie Theorie heute sind vor allem die postumen Schriften Gramscis 
von Interesse. Sein Hauptwerk umfaßt die Kerkerhefte, die Briefe aus der Gefangniszeit 
und die überlieferten und fixierten Gespräche mit Mithäftlingen. In ihm reflektierte er 
das Scheitern der sozialistischen Revolution im Westen Europas. Mitte 1920 hatte er 
die Illusionen der Bolschewiki über den nahen Sieg der Sowjetrevolution in Italien 
noch mehr oder minder geteilt:
»Warum sollen wir Pessimisten sein? Haben Sie nicht gesehen, daß in Italien seit ein paar Wochen der 
Anfang der Revolution da ist, und zwar der proletarischen Revolution? Und sie wird dort siegen, wenn 
nicht heute, so morgen.« (Protokoll USPD-Parteitag 1920, 153)

Der Vorsitzende der KI Sinowjew, der diese Sätze zu den Delegierten des USPD-Par- 
teitags im Oktober 1920 sprach, um sie von der Notwendigkeit des Anschlusses an die 
Dritte Internationale zu überzeugen, hegte keine Zweifel bezüglich der Chancen einer 
Sowjetrevoiution auch außerhalb Rußlands; diese Revolution würde »eine lange Etappe 
des Bürgerkriegs« durchmachen, sie könne »keinen anderen Weg« (ebd., 149) nehmen. 
Zehn Jahre später stellte sich Gramsci die Frage, warum der »Bewegungskrieg« im We­
sten versagt hatte und statt dessen die (faschistische) Konterrevolution marschieren 
konnte. Die Frage verwies ihn auf Unterschiede in den Strukturen des zaristischen 
Rußland und der entwickelten kapitalistischen Länder:
»Im Osten war der Staat alles, die zivile Gesellschaft (societä civile) steckte in ihren Anfängen, und ihre 
Konturen waren fließend; im Westen herrschte zwischen Staat und ziviler Gesellschaft ein ausgewo­
genes Verhältnis und, erzitterte der Staat, so entdeckte man sofort die kräftige Struktur der zivüen Ge­
sellschaft.«^

Gramsci entwickelt den Begriff der Hegemonie als analytisches Konzept und als strate­
gische Ortientierung. Staatstheoretisch bedeutsam ist Gramscis Unterscheidung zwi­
schen zwei »Ebenen« von Überbauten: societä civile und societä politica. »Die erstge­
nannte Ebene entspricht der ‘hegemonialen’ Funktion, die die herrschende Gruppe 
über die ganze Gesellschaft ausübt ...« (K, 61). Auf dem Terrain der zivilen Gesell­
schaft, in der Herbeiführung von Einverständnis und freiwilliger Unterordnung, finden 
die organischen Intellektuellen der herrschenden Klassen ihre entscheidende Aufgabe. 
Zu den hegemonialen Apparaten zählen »die sogenannten Privatorganisationen, wie 
Kirche, Syndikate, Schulen usw.« {Briefe, 169).

Die Formierung eines »neuen historischen Blocks« unter Führung der Arbeiterklasse 
verlangte Überwindung des Ökonomismus und Aufwertung der ideologischen und der 
kulturellen Front in der marxistischen Theorie vom Klassenkampf. »Als Strategie ist 
die Hegemonie gleichzeitig eine Vorbedingung für die Ergreifting der Macht und eine 
Dauerbedingung für ihre Ausübung und Bewahrung.« (KWM 3, 481) Vorstellungen 
eines »fatalistischen Finalismus, der dem religiösen ähnelt« {R, 318), mußten die Ent­
wicklung der Arbeiterbewegung zu einem hegemonialen Subjekt blockieren. Gramsci 
kritisierte in diesem Zusammenhang Ansätze des historischen Materialismus (so Bu- 
charin), die »aus der ‘ökonomischen Struktur’ eine Art von ‘unbekanntem Gott’ ge­
macht« {Briefe, 133) hatten. Anders als manche der deutschen Kultursozialisten unter­
schied er klar zwischen Kultur und Kunst. Vom Weg des italienischen Bürgertums zur 
Macht sei zu lernen, daß es um den »Kampf für eine neue Kultur«, um »die Kritik der



Sitten, der Gefühle und Weltanschuungen« (Z 1987, 33) und nicht primär um neue 
Kunst geht (vgl. auch Haug Ms., 10). Worauf Gramsci aufmerksam macht, ist der Zu­
sammenhang von sozialistischer Veränderung und Alltagskaltur, Lebensweise und 
Weltauffassung.

Wie änderte sich Gramscis Auffassung vom Faschismus in den Kerkerheften? — Die 
Hefte enthalten dazu wenig Explizites. Aber in den ersten Jahren seiner Inhaftierung 
in Turi diskutierte Gramsci mit kommunistischen Mitgefangenen Fragen, der kommu­
nistischen Politik, Ansätze von »Schulung« wurden gemacht. Im August 1926 hatte 
Gramsci vor dem ZK des PCI erklärt, daß ein unmittelbarer Übergang vom Faschismus 
in die Diktatur des Proletariats nicht wahrscheinlich sei (vgl. Sei 1921-26,406). Im Ge- 
föngrüs wurde ihm klarer, daß ein Zusammenbruch des italienischen Faschismus so 
bald nicht bevorstehe. Ein kommunistischer Mithäftling berichtete später, Gramsci 
habe geäußert, daß der Klassenkampf in Italien zuerst die vom Faschismus zerstörten 
Freiheiten wiederherstelleh werde, und er habe die Entstehung eines bürgerlichen An­
tifaschismus erwartet. Nach der ultralinken Wende 1928/29 befand er sich mit diesen 
Erkenntnissen in Gegensatz zur KI und seit Mitte 1930 auch zu seiner eigenen Partei. 
Die starke Opposition im PCI gegen die »Sozialfaschismus«-Parole der KI wurde un­
terdrückt und aus Politbüro (drei von acht Mitglieder) und ZK entfernt. Ein rasanter 
Niedergang des PCI bis 1934, als mit den Sozialisten ein Einheitspakt abgeschlossen 
wurde, war die unmittelbare Folge.

In dieser Situation bat Palmiro Togliatti Gennaro Gramsci, Antonio im Gefängnis zu 
besuchen, ihn über die Lage zu informieren und seine Meinung einzuholen. Im 
Sommer 1930 sprach Gennaro zweimal mit seinem Bruder Antonio lehnte sowohl die 
neue Linie der Partei als auch die Ausschlüsse ab. Um seinen Bruder vor administra­
tiven Maßnahmen zu schützen, berichtete Gennaro Gramsci von den Gesprächen To­
gliatti wahrheitswidrig, Antonio stimme mit der neuen Linie völlig überein. Auf diese 
Weise blieb die Führung des PCI und die KI in Moskau vorläufig im Unklaren über die 
tatsächliche Haltung Gramscis. Spätestens seit Frühjahr 1933 waren sie durch den Be­
richt von Athos Lisa, einem der KI-Linie ergebenen Mitgefangenen Gramscis, von 
seiner wirklichen Überzeugung unterrichtet. Obwohl Parteisäuberungen in der stalini- 
stischen Periode auch Inhaftierte trafen, erfolgte gegen Gramsci ein offizieller Partei­
ausschluß nicht.

VI. •
Was von den Analysen Gramscis ist heute noch aktuell, wie entwickeln wir Hegemonie 
unter unseren Bedingungen? Die Geßlngnisschriften sind Gramscis zentraler Beitrag 
zur politischen Theorie des Marxismus, sie zeigen ihn als einen »Klassiker marxisti­
schen Denkens« (Abendroth 1982, 25). Vor dem Hintergrund der Erfahrung des Fa­
schismus dachte er die Aufgaben der Arbeiterbewegung neu. Von diesem Herangehen, 
von seiner Art, die Probleme zu stellen, ist viel zu lernen. Wo er Antwortelemente kon­
zipierte, dürfen wir heute keine buchstabenmäßige Gültigkeit erwarten.

Gramsci ging von der Arbeiterklasse, repräsentiert durch die (kommunistische) 
Partei, als einzigem Hegemon des »neuen historischen Blocks« aus. Heute muß ein



Projekt des radikalen Wandels im nationalen wie intematipnalen Maß stab mit ver­
schiedenen ~  partiell sehr gegensätzllehen — Bewegungen, die es tragen, mit vielerlei 
Organisationsformen und entsprechend differenten Interessen rechnen. Die Verknüp­
fung dieser Interessen kann »nicht mehr nur von einem hegemonialen Zentrum erfaßt 
werden« und bedarf »einer stärkeren Betonung der SubjektroUe verschiedenartiger re­
volutionärer Kräfte« (Albers 1983, 158). Diese politische Logik haben kommunistische 
wie sozialdemokratische AusscMießlichkeitsansprüche zu eigenem Schaden immer 
wieder verfehlt. Ist auch ein »neuer historischer Block«, ein gesellschaftliches Reform­
bündnis ohne Arbeiterbewegung undenkbar, weil die lohnabhängig Arbeitenden nicht 
nur die — wie immer gebrochene — Erfahrung der Ausbeutung der Ware Arbeitskraft 
machen, sondern auch die Träger der gesellschaftlichen Produktion sind, so wird die 
Linke in der BRD wird andererseits nicht auf einen Arbeiterklassenhegemon warten 
können, um den herrschenden Block an der Macht zu unterminieren. Auf der Ebene 
der politischen Kultur wird die Hegemonie der Linken hierzulande eine »strukturelle« 
(vgl. Haug 1985, 158ff.) sein oder gar keine; Detlev Albers nannte dies »Hegemonie 
ohne einen einzigen Hegemon«.^ Die Konjunkturen außerparlamentarischer Bewe­
gungen zeigen zugleich, daß die Ablehnung der Parteiförmigkeit von Politik als solcher 
die HandlungsMhigkeit der Linken nicht stärkt, sondern schwächt. Auf der Ebene des 
Parteiensystems stellt sich, in der BRD ebenso wie in Italien und anderen Ländern, die 
Formation eines stabil-elastischen Konfliktbündnisses mehrerer Linksparteien als 
zwar schwierige, aber nicht vermeidbare Herausforderung.

Immer wieder wird mit Gramsci die Unabgeschlossenheit von Wissenschaft, mithin 
des wissenschaftlichen Sozialismus, gegen die spontanen Tendenzen der Dogmatisie- 
rung zu betonen sein. Gramsci war kein Theoretiker des Feminismus, und Antworten 
auf das ökologische Problem sollten wir nicht bei ihm suchen. Hier bleibt unsere ei­
gene Fähigkeit gefordert, neue Tatsachen i® ihrem Zusammenhang zu begreifen. Öko- 
nomistische Interpretationen — das können wir von diesem marxistischen Klassiker 
gleichwohl lernen — werden dabei zu kurz greifen.

Anmerkungen

1 Zit. nach der Eiflfiihrung zu Briefe, S. 9
2 Palmiro Togliatti (18934964) war nach dem Tod des Vaters arm wie Gramsci. Seit Anfang 1926 Ver­

treter des PCI in der Kl-Zentrale, übernahm er nach Gramscis Verhaftung Gramscis faktisch die 
Führung der Partei ub^ wurde nach dessen Tod ihr Generalsekretär. Am Einheitspakt mit den So­
zialisten in Italien 1934 und aß der Durchsetzung der Volksfront-Konzeption in der KI hatte er 
großen Anteil.

3 vgl. W.I. Lenin, Über den Kampf innerhalb der Italienischen Sozialistischen, Partei, in: Lenin- 
Werke (LW), Bd. 31, S. 373-385.

4 Paul Levi gehörte während dès Krieges zur linken Opposition in def SPD und zählte zu den Grün­
dern der KPD. Nach der Ermordung von Luxemburg und Liebknecht sowie von Leo Jogiches 
(April 1919) wurde er Parteiführer. Seine Pölitik hatte großen Anteil an der Vereinigung der KPD 
rrüt der starken USPD-Linken und damit an. der Entwicklung der KPD zur Massenpartei, der 
größten der KI außerhalb Rußlands. Im April 1921 wurde er aus der KPD ausgeschlossen und 
kehrte 1922 in die SPD zurück. Er gab von 1924 bis 1928 die Korrespondenz heraus, war der 
führende Kopf der Parteilinien und von 192© bis zu seinem Tod 1930 Reichstagsabgeordneter.



5 Lenin griff auf dem III. Weltkongreß der KI Mitte 1921 die italienische Delegation an; »Wenn man 
aber aus dem K^mpf gegen die Rechten einen Sport macht, wie Terracini es tut, daim müssen wir 
sagen: ‘Schluß damit!’« (LW 32, S. 494) Auch die KPI vertrat die sogenannte »Offensivtheorie«, 
mit der die deutsche KP ihren mitteldeutechen Aufstand vom März 1921 rechtfertigte, der mit einer 
schweren Niederlage endete. Diese sogenannte »März-Aktion« hatte Paul Levi »als das charakteri­
siert, was er ist: der größte Bakunisten-Putsch der bisherigen Geschichte.« (Levi 1921, S. 74)

6 Die Mitgliederzahl war in zwei Jahren von 40000 auf etwa 5000 im Frühjahr 1923 zurückgegangen 
(vgl. PN, introduction, liii f.).

7 Vgl. Z 1980, S. 144 — Obwohl Gramsci die gedruckte Wiedergabe seiner Rede vor der politischen 
Kommission des PCI am Vorabend des Parteitags, der vom 21. bis 27.1.1926 in Lyon stattfand, als 
»ziemlich schlecht« (vgl. Briefe, 189) qualifizierte, dürfte dies den Wert der Quelle in dem hier in­
teressierenden Punkt nicht berühren.

8 R, S. 347 — Riechers und deutsche Gramsci-Übersetzungen nach ihm benutzten für »società civile« 
den Ausdruck »bürgerliche Gesellschaft«. Der Unterschied von Privatmaim und Staatsbürger, im 
Italienischen klar artikuliert in »società borghese« und »società civile«, muß im Deutschen erst um­
ständlich umschrieben werden. Wolfgang F. Haug (Haug, Ms.) behandelt ausführlich die theoreti­
schen Aspekte dieser Übersetzungsprobleme. Ich gebe hier und im folgenden ‘società civile‘ (bei 
Gramsci auch im Unterschied zu »società política« = Staat im engen Sinn gebraucht) mangels eines 
geeigneteren Begriffs mit »zivile Gesellschaft« wieder. In Briefe (1956) findet sich die Übersetzung 
»kulturelle Gesellschaft«.

9 Diskussion zwischen Detlev Albers, Frank Deppe und Wolfgang Fritz Haug auf der Westberliner 
Volksuni 1985.
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Sowjetuniondebatte
Uli SchöSer

Die Linke und der reale Sozialismus: 
Mehr Skepsis als Hoffnung
Bericht über eine Tagung der Zeitschrift »Sozialismus« 
zum Thema »Erneuerung der sozialistischen Länder?« 
am 25-/26. Juli 1987 in Frankfurt/Main

Nicht nur organisatorische Unzulänglichkeiten machten es von vornherein schwer, mit 
dieser Tagung richtig warm zu werden. Wer gehofft hatte, daß der in manchen Berei­
chen mit atemberaubendem Tempo vor sich gehende Umgestaltungsprozeß insbeson­
dere in der Sowjetunion eine nach vorn gerichtete Diskussion der Linken in Gang 
setzen würde, sah sich — zumindest am ersten Tag — getäuscht. Es überwogen akade­
mische Debatten über abstrakte Begrifflichkeiten (Sozialismus, Übergangsgesell­
schaft) ohne rechten Bezug zur historischen und konkreten Entwicklung der sozialisti­
schen Länder. Nahtlos wurde an fruchtlose Dispute Ende der sechziger/Anfang der 
siebziger Jahre angeknüpft, als gelte es, alte SDS-Zeiten zum Leben zu erwecken.

Dabei hätten die einleitenden Thesen von Theodor Bergmann (Stuttgart) über das 
Thema »Auf dem Weg zur sozialistischen Demokratie?« eine andere Richtung der Dis­
kussion ermöglicht. Er unterstrich die Bedeutung eines neuen, offeneren (allerdings 
noch nicht völlig offenen) Dialogs zwischen Partei und Bevölkerung in der Sowjetunion 
und in China. Seine optimistische Sicht verschwieg dabei nicht die Schwierigkeiten 
und Widerstände. Widerstände erwartet er von der Planbürokratie, bei Teilen des Mili­
tärs und lokalen Machthabern. Objektive und subjektive Hindernisse in der Sowjet­
union bestünden in der Größe des Landes und der Bevölkerung, der Explosion der Er­
wartungen, der Erhöhung sozialer Normen sowie der Angst und Servilität der Men­
schen, die erst spürbare Ergebnisse sehen wollten. So bedeute der Reformprozeß ein 
langes Ringen zwischen Reformern und Konservativen. An seinem Ende erwartet 
Bergmann einen Kommunismus mit neuem, pluralistischem Gesicht, eine national und 
international veränderte marxistische Theorie, neue Formen sozialistischer Demo­
kratie und eine Umbewertung der eigenen Geschichte, insbesondere der jeweiligen 
Rolle Bucharins, Trotzkis und Chruschtschows.

Heinz Brakemeyer (Frankfurt/Main) leitete — sicherlich ungewollt — die Diskus­
sion in eine andere Richtung, indem er vorschlug, den Begriff der Übergangsgesell­
schaft neu zu thematisieren. Zwar sei die Sowjetunion seit Jahrzehnten ein stabiles Sy­
stem, sie sei aber dennoch weiterhin mit antagonistischen Momenten behaftet und 
stehe zwischen zwei Gesellschaftsformationen. Anhand der Erfahrungen in Ungarn 
mit der Einführung von Marktsteuerungselementen zeigte er die Widersprüchlichkeit



des Reformprozesses: Einerseits ergebe sieh dadurch eine Tendenz gegen die bisherige 
Überbürokratisierung, andererseits wurden aber die ökonomischen und' geselschaftli- 
chen Probleme nicht gelöst, sondern nur staatskapitalistische Tendenzen gefördert. Die 
enormen Preissteigerungen brächten jedoch eine Revitalisierung von Gewerksehafts- 
funktionen mit sich, d.h. ein entscheidendes strategisches Gegengewicht, an dessen 
Unterstützung sich die westliche Linke messen lassen müsse. Entscheidendes Krite­
rium dafür, inwieweit man von sozialistischen Strukturen sprechen könne, sei, in wel­
chem Maße Gebrauchswertproduktion als Zweck des Wirtschaftens feststellbar sei.

Die skeptische Sicht wurde durch den Chinaexperten Ulrich Menzel (Frank­
furt/Main) verstärkt. Habe bis Mitte 1986 in China die Losung gelautet: Reform der 
politischen Strukturen, gelte seit Januar 1987 der Kampf wieder dem bürgerlichen Li­
beralismus. Es heiße auch nicht mehr; den Aufbau des Sozialismus vorantreiben, son­
dern nur noch: die vier Modernisierungen verwirklichen. Er sah drei Gründe für den 
chinesischen Reformkurs: (1) Es bestehe das Sozialismusparadoxon fort, daß der Weg 
zum Sozialismus entgegen der marxistischen Theorie nur in den unterentwickelten 
Ländern begonnen worden sei. (2) Lenin habe sich mit seiner Bestimmung des Impe­
rialismus als letztem, verwesendem Stadium des Kapitalismus geirrt. (3) Der Kapita­
lismus entfalte gerade in Südostasien, d.h. vor der chinesischen Haustür, zur Zeit seine 
größte Dynamik. Wiederum drei Gründe seien es, die zur konservativen Wende vom 
Januar 1987 geführt hätten: die Unmöglichkeit, die geistige Beeinflussung durch die 
eingeführten kapitalistischen Mechanismen auszuschalten, das Abnehmen der Überle­
genheit des sozialistischen China gegenüber Taiwan und die fortschreitende felcage- 
stellung der führenden Rolle der Partei durch die Reformen. Die Refonmgrenze exi­
stiere da, wo die Machtfrage der Bürokratie gestellt werde.

Ursula Sehmiederer (Osnabrück) glaubte, daran anknüpfen zu können. Vieles sei auf 
die Sowjetunion übertragbar. Die Frage sei: Übergangsgesellsehaft wohin? Sie drückte 
zwar ihre Begeisterung für Gorbatschow aus, meinte aber dennoch, es sei nichts er­
sichtlich, was darauf hindeute, daß dieser Übergang zum Sozialismus führe. Sie sehe 
nur Modernisierung eines Wachstumsmodells, das stromlinienförmiger gemacht 
werden solle. Den Sozialismusbegriff hingegen müsse man für eine wahre Produzen­
tendemokratie, für einen »herrschaftsfreien Raum« reservieren. Das bestehende Sy­
stem in der Sowjetunion sei nur durch eine Revolution von unten reformierbar. Zur Zeit 
sehe sie nur einen Umbau von oben.

Mit diesem Statement waren die Mafkierüngspunkte für eine weitgehend unfoistori- 
sehe, diffuse Diskussion gesetzt. Übergang ja, natürlich nicht zum SozialisHauŝ ,̂ aber 
keiner weiß wohin. Positiv herauszuheben sind nur wenige Diskussiensbeiträge. K im s  
Segbers (Bremen) verwies auf Chancen und Gefahren des Reförmprozesses, dessen 
Ausgangspunkt kein diagnostiziertes Defizit ^  Sozialismus ©der Demokratie gewesen 
sei, sondern wirtschaftliche Ineffektivität. Dennoch könnten sich daraHsJranszendie- 
rend© Elemente entwickeln. Joachim Bisckoff iSOS% Hamburg) hielt den Skeptikern 
entgegen, daß man in der Sowjetunion selbst erkannt habe, däß bloße Verfeinerungen 
des bisherigen Systems nicht mehr ausreieten würden^ daß ein qualitativer Sprung 
nötig sei, d.h. ein Übergang zu einem dezentrale» Modell der Wirtschaftslenkung, das



notwendigerweise mit einer Liberalisierung und der Absicherung von privaten und so­
zialen Rechten verbunden sei. Zu einer genaueren Bestimmung der mit diesem ver­
schiedene Eigentumsformen anerkennenden Konzept verbundenen Probleme, insbe­
sondere des Verhältnisses von zentralem Plan und dezentraler betrieblicher Auto­
nomie, kam auch er nicht. Wie sehr die Diskussion ansonsten ins Akademisch-Unhi- 
storische abglitt, merkte man immer dann, werm als Kontrast die »Alten« erneut das 
Wort ergriffen. Neben Theodor Bergmann verteidigte Nathan Steinberger (Berlin/ 
DDR), der unter Stalin für 23 Jahre nach Sibirien deportiert war, gerade angesichts 
seiner eigenen Erfahrungen den Emeuerungsprozeß als eine revolutionäre Umwälzung 
(Gorbatschow). Er erinnerte daran, daß das bürokratische Planungssystem keinen not­
wendigen Bestandteil des Sowjetsystems darstellt, sondern erst Ende der zwanziger 
Jahre entstanden ist.

Der zweite Teil des Programms, »Perestrojka: Die gesellschafts- und parteipoliti­
schen Voraussetzungen des Umbaus der Wirtschaft«, wurde durch ein fundiertes und 
detailliertes Referat von Hansgeorg Conert (Bremen) eingeleitet. Er schilderte die ver­
schiedenen Aspekte des ökonomischen Reformprogramms im Vergleich zu seinem 
Vorgänger, dem von 1965 (bezüglich des Inhalts kann hier auf seine zahlreichen Auf­
sätze in Sozialismus verwiesen werden). Mit Recht betonte er, daß es nicht möglich ist, 
die eigenen soziokulturellen Vorstellungen auf die Sowjetunion zu übertragen, daß die 
eigene Vorstellung, wie Sozialismus aussehen sollte, kein Maßstab für eine Untersu­
chung der Sowjetunion sein könne. Seine Skepsis, die er nicht in Widerspruch zur 
Sympathie mit dem dortigen Prozeß sah, gründete in einer genaueren Untersuchung 
möglicher Widerstände bzw. von Mechanismen des Versickems der Reformansätze.

Den Gegenpart in dieser Debatte übernahm — aus trotzkistischer Sicht — Jakob Mo- 
neta (Frankfurt/Main). Auch wenn die hier wiedergegebene Darstellung in der Kürze 
entstellend wirkt, so lassen sich seine Zentralthesen doch so zusammenfassen: Der 
ökonomische Reformprozeß findet nur von oben statt, d.h. die Bürokratie sucht nur 
ihre Privilegien zu sichern. Die Arbeiterklasse selbst ist nicht einbezogen, sie wird 
letztlich auch die Zeche zu bezahlen haben. Ohne eine Abschaffung der Privilegien der 
Bürokratie wird es keine wirkliche Veränderung geben.

Eine solche Mythologisierung des Drucks von unten wurde schon im dritten Block 
in Frage gestellt: »Revolution von oben / Revolution von unten — eine falsche Alterna­
tive?« Der ehemalige tschechische Reformkommunist Zdenek Mlynar (Wien) hielt mit 
diesem Titel das wohl eindrucksvollste Referat. Er wandte sich zunächst gegen alle die, 
die jahrelang darüber philosophiert hatten, daß das sowjetische System nicht entwick­
lungsfähig sei. Eine sozialistische Entwicklung sei — wie sich jetzt zeige — durchaus 
möglich. Im Gegensatz zu Moneta hielt er es für die optimale Variante, wenn der Um­
gestaltungsprozeß in den sozialistischen Ländern in einem lebendigen, widersprüchli­
chen Prozeß von oben und von unten getragen werde, d.h. für ihn gibt es keinen eindeu­
tigen Gegensatz: hier revolutionäre Arbeiterklasse, dort verselbständigte konservative 
Bürokratie. Chancen für den Reformprozeß in der Sowjetunion sah er vor allem darin, 
daß sich bestinmite historische Parallelen zu allen bisher gescheiterten Versuchen in 
den kleineren Staaten gerade nicht ziehen lassen. Dort (d.h. in der DDR, in Polen,



Ungarn oder der CSSR) seien solche Versuche immer auch darauf gerichtet gewesen, 
mehr Unabhängigkeit zu erreichen, zu einem Punkt vor der gewaltsamen Sowjetisie- 
rung zurückzukehren. Daraus resultierten umgekehrt entsprechende Restaurations­
ängste. In der Sowjetunion gebe es aber niemanden, der zu der Zeit vor 1917 zurück­
wolle, allenfalls gebe es Überlegungen des Zurück zur Neuen Ökonomischen Politik 
der zwanziger Jahre.

Entsprechend seien zwar die Konzeptionen in den kleineren Ländern in sich ge­
schlossener gewesen, dennoch bedeute die größere Offenheit, das Nichtgebundensein 
an ein Modell in der Sowjetunion eher eine Chance. Zunächst gehe es dort heute um 
eine qualitative Veränderung der Machtelite als einen wichtigen Schritt in Richtung 
Demokratie. Erst mit der Kultivierung der herrschenden Schicht, die lerne, sich selbst 
zu verwalten, könne auch die Gesellschaft demokratisiert werden. Der Beginn des Re­
formprozesses von oben birgt demnach für Mlynar durchaus positive Aspekte in sich. 
Für die westliche Linke empfahl er daher eine Haltung der kritischen Solidarität mit 
der neuen Entwicklung. Es müßten aber fortbestehende Isolationstendenzen aufgebro­
chen werden. Es sei ein Anachronismus, wenn man in der Sowjetunion Artikel von 
amerikanischen Senatoren lesen könne, aber nicht die westeuropäischer Linker.

Die anschließende Diskussion zeigte erneut die wesentlichen Differenzpunkte. Wäh­
rend Moneta die Einmischung der westlichen Linken forderte, plädierte Bergmann für 
den eigenen Weg zum Sozialismus, der mehr zur Unterstützung der Reformprozesse in 
der Sowjetunion beitrage. Conert zeigte, daß die starke Konzentration auf die Entwick­
lung einer kommunalen Infrastruktur mit der Erweiterung der Kompetenzen der örtli­
chen Räte eine Demokratisierungstendenz in sich trage, die über einen bloß instrumen- 
tellen Ansatz hinausgehe. Steinberger blieb bei seiner optimistischen Einschätzung, 
sah aber zugleich auch die Gefahr einer Neuetablierung von Managerherrschaft (als 
Resultat der Autonomisierung der Betriebe). Dem könne man nur dadurch begegnen, 
daß die Kritiker nicht mehr von den Kritisierten abhängig bleiben, d.h. durch die Zu­
lassung unabhängiger Gewerkschaften — für ein SED-Mitglied erfreulich offene 
Worte. Zum Kontrast die Einschätzung von Sehmiederer: Gorbatschow macht nur 
Stellvertretersozialismus, alles wird nur von oben inszeniert. Leute wie Bischoff be­
treiben nur Gorbatschow-Apologie, man fühle sich wie bei der DKP. Sie setzte da­
gegen: Wir müssen ~  »streng nach Marx« — »uns unseren eigenen Sozialismus aus­
denken«.

Die Tagung hinterläßt widersprüchliche Gefühle. Die Linke steckt erst in den An- 
föngen einer Aufarbeitung der Reformentwicklung in den sozialistischen Ländern. 
Während die ältere Generation gebremsten Optimismus zeigt, überwiegt bei den aka­
demischen Mittvierzigern, der ehemaligen APO-Generation, die reservierte Skepsis. 
Anstelle einer historisch-materialistischen Untersuchung der Entwicklung der soziali­
stischen Staaten werden abstrakte Sozialismusmodelle der Realität gegenübergestellt, 
wobei die Realität noch iirnner den Kürzeren gezogen hat. Es reicht nicht, die Erstar­
rungsprozesse der Gesellschaften im real existierenden Sozialismus zu kritisieren, man 
muß auch die Bedingungen ihres Entstehens und ihrer Überwindung verstehen lernen.



Frauen

Waltraud Keiler

»... erbitterte Herzen weicher machen«
Bericht von der Weltfrauenkonferenz in Moskau

»Vorwärts zum Jahr 2000 — ohne Kernwaffen! Für Frieden, Gleichberechtigung, Ent­
wicklung«, hieß das Motto der Weltfrauenkonferenz, die im Juni 1987 in Moskau statt­
fand. Nach Beendigung der UNO-Dekade für die Frau 1985 in Nairobi war die Einla­
dung zu dieser Konferenz die erste Gelegenheit für ein weltweites Treffen der Frauen. 
Die internationale demokratische Frauenföderation (IDFF) und das Komitee der So­
wjetfrauen hatten geladen und 2400 Frauen aus 154 Ländern und über 1000 Organisa­
tionen kamen. Aus der BRD nahmen über 80 Frauen aus verschiedenen Frauen- und 
Friedensinitiativen, aus Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und dem Deutschen Frau­
enrat teil. Ungewohnt einträchtig saßen Konservative neben Grünen, Sozialdemokra­
tinnen neben Kommunistinnen.

Diese Vielfältigkeit der Standpunkte widerzuspiegeln und eine breite politische Be­
teiligung zu ermöglichen, lag in der Absicht der Veranstalterinnen. Sie verzichteten auf 
jegliche Beschlußfassung und gaben damit der Konferenz den Charakter eines Forums 
für einen offenen Meinungsaustausch. Zwangsläufig blieb dabei die Weiterentwick­
lung der Programmatik und Strategie der internationalen Frauenpolitik auf der 
Strecke. Dies gab Anlaß zur Enttäuschung.

Wirklich Überraschendes, Spannendes, Richtungweisendes hatte diese Konferenz 
nicht zu bieten — dafür interessante, vielfältige Eindrücke. Es wurde eine friedliche 
Konferenz, eine Demonstration der Frauen aus aller Welt für den Frieden in der Welt!

Dies bedeutete jedoch nicht, daß Streitfragen keine Chance gehabt hätten, an die 
Oberfläche zu geraten. Zu den angebotenen Themen »Frauen und Sozialismus«, »Neue 
Technologien« und »Umweltschutz« wurde zwischen Ost und West heftig kontrovers 
diskutiert.

Erster Höhepunkt der Konferenz war der mit Spannung erwartete Auftritt Michail 
Gorbatschows während der Eröffnungsveranstaltung. Neben den beeindruckenden Er­
läuterungen der Friedensbemühungen der Sowjetunion und den eingeleiteten Umge­
staltungsmaßnahmen im Land nahm Gorbatschow auch Stellung zur sowjetischen 
Frauenpolitik.

Er erklärte, trotz erreichter rechtlicher Gleichstellung und ökonomischer Unabhän­
gigkeit der Frau sei »nicht alles in Ordnung«. Die Unabhängigkeit sei vielmehr zu 
wenig »durch Erleichterung ihrer ureigenen Funktionen — jener der Mutter, der Ehe-



frau, der Erzieherin — begleitet gewesen«. Durch die aufgetretenen Unzulänglich­
keiten im Dienstleistungsbereich und im Handel hätten sich diese Probleme noch ver­
schärft.

Im Zuge der Umgestaltung sollen hierfür Lösungen gefunden werden. Gorbatschow 
setzt dabei auf die Initiative und Unterstützung der Frauen. So wurde im gesamten 
Land ein dichtes Netz von sogenannten Frauenräten gebildet. Überall sollen die Frauen 
selbst ihre Probleme und die ihrer Familien formulieren. Nach Gorbatschow sei das 
Ziel, »die Gesundung der Familie«, zu erreichen. Es gelte, die Frauen zu entlasten, 
damit sie »ihrer gewaltigen Verantwortung« für die Erziehung der heranwachsenden 
Generation im Sinne des Sozialismus gewachsen seien.

Folgerichtig ist für Gorbatschow das Engagement der Frauen für den Frieden »kein 
Wunder«. Denn den »Frauen, denen von Natur bestimmt ist, das Menschengeschlecht 
zu wahren und fortzusetzen«, obliegt eine »friedensstiftende Rolle«. Sie haben — sozu­
sagen naturgemäß — »die Fähigkeit, Hitzköpfe zu kühlen, erbitterte Herzen weicher zu 
machen ...«

Wo die Natur so nutzbringend waltet, scheint man keine grundsätzlichen Verände­
rungen anzustreben. Von einem neuen Denken in der Frauenpolitik ist vorläufig also 
nichts zu spüren.

Dabei muß gesehen werden, die in der Rede Gorbatschows zum Ausdruck ge­
brachten Vorstellungen entsprechen sicherlich dem Bewußtsein der Mehrheit der 
Frauen in der Sowjetunion. Deshalb bieten die neu etablierten Frauenräte den Frauen 
zwar erweiterte Spielräume, können aber vorläufig nicht über die traditionelle Rollen­
verteilung hinausweisen. Die ungebrochene weibliche Identität als Mutter und Fami- 
lienfrau erscheint um so erstaunlicher, als die sowjetischen Frauen ein enormes Ar­
beitspensum zu bewältigen haben. Neben ihrer Berufstätigkeit haben sie die Familie zu 
versorgen bei niedrigem Automatisierungsgrad der Hausarbeit und erheblichen, zeit­
raubenden Schwierigkeiten beim Besorgen des alltäglichen Familienbedarfs. Daneben 
waren Ressentiments gegen die öffentliche Erziehung und Schuldgefühle gegenüber 
den Kindern zu spüren. Von Ehemännern und Vätern war kaum die Rede. Deren Bilder 
blieben merkwürdig unsichtbar.

Herausragendes Thema der Konferenz jedoch und gleichzeitig unumstritten war die 
Friedens- und Abrüstungspolitik. Wenn auch im offiziellen Rahmenprogramm mit­
unter peinlich rührselig abgehandelt, hinterließen doch die nüchtern-sachlichen Dis­
kussionsbeiträge in den Kommissionen eineh tiefen Eindruck von der existentiellen 
Notwendigkeit der Abrüstungspolitik. Bedrückend lebendig wurde hier das Leid der 
Frauen in der sogenannten Dritten Welt. Beklemmend, wieder neu zu erfahren, wie 
verhängnisvoll sich für jene die Tatsache auswirkt, daß die vorhandenen wissenschaft­
lich-technischen Potenzen nicht im Interesse der Mehrheit der Weltbevölkerung einge­
setzt werden, sondern sich im Gegenteil in einem unheimlichen, zerstörerischen 
Ausmaß zunehmend gegen diese wendet.

Den Frauen der »Dritten Welt« fehlen in jeweils verschiedener Weise grundlegende 
Voraussetzungen zur Durchsetzung eines abgesicherten, unabhängigen Frauenlebens. 
Unterernährung, Analphabetentum, Arbeitslosigkeit, Rechtlosigkeit waren die Stich-
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punkte der eindringlich vorgetragenen Berichte. — Die erhobenen Forderungen 
drängen auf die Lösung der Frage der Auslandsschulden, die Schaffung einer neuen in­
ternationalen Weltwirtschaftsordnung und auf die Durchsetzung der in Nairobi 1985 
beschlossenen vorausschauenden Strategien zur Verbesserung der Lage der Frauen aus 
der »Dritten Welt«. Ein Vorschlag von Karin Roth, Gewerkschafterin aus der BRD, 
zielte auf die Verwendung der durch einen zehnprozentigen Rüstungsabbau freiwer­
denden Gelder. Danach könnte ein Teil dieser Mittel in einen besonderen Fond bei der 
UNO fließen, mit dessen Hilfe ausschließlich Projekte zugunsten von Frauen finanziert 
werden könnten.

Seltsam neu stellte sich plötzlich die Einordnung unseres bundesrepublikanischen 
Kampfes um Frauenemanzipation auf dem Hintergrund der so konkret erfahrbaren 
weltpolitischen Konstellation. Merkwürdig, wie sich auf einmal die Maßstäbe ver­
schoben und die eigenen Probleme und Schwierigkeiten vergleichsweise gering er­
schienen. Daneben stand, wieder neu entdeckt, die Freude über die VielMtigkeit, den 
Reichtum und die Differenziertheit unserer Frauenbewegung — im Lichte etwa der 
Diskussionen mit den Frauen aus den sozialistischen Ländern. Mit einem Male wurde 
evident, in welch umfassend ökonomisch-kulturellem Sinne, wir davon profitieren, in 
unserem Teil der Erde zu leben und auf der Basis eines Lebens im relativen Überfluß 
Ansprüche zu entwickeln und einzufordem.



Jungsozialisten

Michael Mohri und Carmen Rudolph

Hattingen ist nur der Anfang!
Konferenz der Jusos Westliches Westfalen zur Stahlkrise 
am 30. Mai 1987

Hattingen war nicht ohne Grund als Tagungsort dieser gemeinsamen Konferenz von 
Juso-Bezirk, Stadtverband Hattingen und Unterbezirk Ennepe-Ruhr ausgewählt 
worden. Denn auf Grund der dort geplanten Vernichtung von 2900 Arbeitsplätzen auf 
der Henrichshütte droht dieser Stadt eine Arbeitslosenquote von über 30 Prozent und 
damit der ökonomische und finanzielle Kollaps.

Wie wurden auf der Konferenz die Ursachen der krisenhaften Entwicklung beurteilt? 
Michael Guggemos (Juso-Bundesvorsitzender) machte für die Zuspitzung der Stahl­
krise ein Zusammenfallen von Überakkumulation und Unterkonsumtion verantwort­
lich. Wilfried Niggemeier (IGM Hattingen) führte zu den strukturellen Krisenmo­
menten aus, daß der Rückgang der Stahlnachfrage in den letzten 16 Jahren durch­
schnittlich 1,2 Prozent pro Jahr betragen habe. Demgegenüber nehme die Zahl der Be­
schäftigten mehr als dreimal so schnell — nämlich mit einer durchschnittlichen Jahres­
rate von 3,8 Prozent — ab. Hinzu komme, daß sich der Arbeitsplatzabbau in den acht­
ziger Jahren noch beschleunigt habe, während sich der Rückgang des Stahlverbrauches 
verlangsame. Verantwortlich dafür seien Rationalisierungsstrategien der Stahlkon- 
zeme. Da innerbetriebliche Rationalisierungsmaßnahmen weitgehend ausgeschöpft 
seien, verfolgten die Konzerne nun eine Strategie der Standortoptimierung mit dem Re­
sultat, daß ganze Standorte wie Hattingen und Oberhausen aufgegeben werden sollen.

Auffällig dabei sei, daß die daraus folgende regionale Armut mit einem Reichtum 
der Stahlunternehmen einhergehe, wenn von Arbed und Klöckner einmal abgesehen 
werde. So erwirtschaftete Thyssen im Jahr 1985 einen Bruttogewinn von 760 Mio. DM, 
im Stahlbereich von 233 Mio. DM.

Kurt Wand (GEWOS-Institut, Hamburg) wies darauf hin, daß die Ursache für die 
Entwicklung im Ruhrgebiet zwar hauptsächlich in der Krise der Montanindustrien zu 
suchen sei, dies aber nicht den Blick auf andere Sektoren versperren dürfe. Denn wäh­
rend der Maschinenbau und die Elektroindustrie im Bundesgebiet prosperieren, 
schrumpfen diese Branchen im Ruhrgebiet bzw. ist das Wachstum im Vergleich zum 
Bundesgebiet hier nur unterdurchschnittlich. Dies habe seine Ursache darin, daß die 
Innovations- und Diversifizierungsstrategie der Ruhrgebietskonzerne darauf ausge­
richtet sei, diese Ziele über Aufkäufe von Unternehmen außerhalb des Ruhrgebiets und



im Ausland zu realisieren. Dadurch gebe es auch kaum Möglichkeiten der innerbe­
trieblichen Umsetzung.

Allerdings habe das Ruhrgebiet auch spezifische Stärken, die wirtschaftspolitisch 
genutzt werden müßten. So habe das Ruhrgebiet ein besonderes Profil in der Umwelt­
technik und im industriellen Anlagenbau. Ein Drittel der namhaften Anlagenbauunter­
nehmen sei im Ruhrgebiet angesiedelt.

Demgegenüber verfügt die Landes-SPD über keine auch nur halbwegs präzise Kri­
senanalyse. Die derzeitige Zuspitzung der Krisenentwicklung wird mit Wettbewerbs­
verzerrungen auf Grund der Subventionierung der Stahlkonzeme in anderen EG-Län- 
dern erklärt — eine Entwicklung, die nicht geleugnet werden kann, aber, wie die Li­
quiditätslage der BRD-Stahlkonzerne zeigt, nicht ursächlich ist.

In der Konsequenz bleibt die Politik der SPD-Landesregierung marktwirtschaftli­
chem Denken verhaftet: so vertrat Loke Memitzka (Stahlpolitischer Sprecher der SPD- 
Landtagsfraktion) die Auffassung, daß de facto kein Weg an einer Kapäzitätsreduzie- 
rung vorbeigehe. Daß dadurch, so Ulrike Bonenkamp (Meo-Gruppe), Produktionska­
pazitäten vernichtet werden, die für ein qualitatives Wachstum dringend benötigt 
würden, wird dabei ausgeblendet.

Letztlich wird auf die Verantwortung der EG-Kommission, der Bundesregierung 
und der Konzerne verwiesen. Im Ergebnis führt dies zu einem stahlpolitischen Atten­
tismus der NRW-Landesregierung. Zugegeben: die Kompetenzen der EG-Kommission 
sind weitgehend und die Finanzlage Nordrhein-Westfelens ist prekär. Die Kritik 
brachte Otto König (1. Bevollmächtigter der IGM-Verwaltungsstelle Hattingen) auf den 
Punkt: Wenn die Landesregierung wirklich keine ausreichenden institutionellen Hand­
lungsmöglichkeiten habe, warum stelle sie sich dann nicht an die Spitze des Kampfes 
der Stahlarbeiter, um den politischen Druck zu verstärken?

Die Landesregierung vertritt — wenn es auch nicht deutlich ausgesprochen wird — 
die Auffessung, daß NRW den Strukturwandel »mitmachen« muß, wobei implizit zuge­
standen wird, daß dieser im Kern über Marktprozesse und nicht politisch gesteuert 
werden soll. Hier wird Raus Konzeption einer »zweiten Gründerwelle« erkennbar, 
welche ausreichend Ersatzarbeitsplätze bereitstellen soll, damit, so Andreas Schlieper 
(NRW-Wirtschaftsministerium), »kein Arbeitnehmer aus den Stahluntemehmen tat­
sächlich von Arbeitslosigkeit bedroht wird«. Dieser Prozeß soll über marktkonforme 
staatliche Anreize, eine Modernisierung der Infrastruktur sowie den Ausbau von 
Forschungs- und Beratungskapazitäten in Gang gesetzt werden.

Mathias Machnig (Juso-Bezirksvorstand) bezeichnete dies als Biedenkopf-Plus-Kon- 
zept und kritisierte, daß die Landesregierung lediglich das Konzept fortschreibe, wel­
ches in der Vergangenheit eine Verschärfung der krisenhaften Entwicklung nicht habe 
aufhalten können. Er forderte, daß die Subventionen des Landes gebündelt und mit Be­
schäftigungsauflagen versehen werden müßten.

Welche Lösungsansätze im Sinne einer alternativen Entwicklungslogik wurden auf 
der Konferenz diskutiert? Wand formulierte die Ansprüche an eine Struktur- und be­
schäftigungspolitische Strategie für die Montanregionen: sie müsse zukunftssichere 
Arbeitsplätze schaffen und der angeschlagenen industriellen Basis wieder eine Zu­
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kunftsperspektive eröffnen. Dies sei jedoch nicht möglich, ohne die Abbaupläne der 
Konzerne erheblich zu reduzieren und zeitlich zu strecken. Denn der anvisierte Abbau 
von 100000 Arbeitsplätzen im Ruhrgebiet binnen weniger Jahre könne nicht entfernt 
durch die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen ausgeglichen werden, wo und wie sie 
auch immer entstehen sollten.

König erläuterte die Vorstellungen der IG Metall zur sozialen Neuordnung der Stahl­
industrie, welche sich an zwei Zielen orientiere: zum einen an der Einkommens- und 
Beschäftigungssicherung der Arbeitnehmer in der Stahlindustrie, zum anderen an der 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen und einer sozial- und umweltverträglichen Um­
strukturierung der Stahlregionen. Dazu sollen — nach Ausschöpfung aller 
Begrenzüngs- und Streckungsmöglichkeiten des Kapazitätsabbaus — Beschäftigungs- 
gesellschaften als Tochtergesellschaften der jeweiligen Konzerne gegründet werden. 
Finanziert werden sollen diese von den Konzernen selbst sowie über staatliche Zu­
schüsse. Dabei müßten über sogenannte Entwicklungsgesellschaften die öffentlichen 
Einflußmöglichkeiten erweitert und mit der regionalen Strukturpolitik verzahnt 
werden. Notwendig sei dabei auch die Verankerung einer erweiterten Mitbestimmung, 
welche eine Beteiligung an der Entwicklung neuer Produkte einschließen müsse. Im 
Kern gehe es darum, die Konkurrenz der Konzerne durch einen produktiven Wettbe­
werb um die soziale Gestaltung der Zukunft zu ersetzen. Die Aufgaben der Beschäfti­
gungsgesellschaften sollen dementsprechend im Ausbau bestehender und im Aufbau 
neuer Produktlinien innerhalb der Konzerne, in der Durchführung beschäftigungsrele­
vanter Projekte von gesellschaftlichem Interesse wie der Aufbereitung industrieller 
Brachflächen, der Beratung anderer Unternehmen in der Region im Hinblick auf 
Beschäftigungs- und Produktionserweiterungen sowie der Vermittlung zusätzlicher, 
auf den zukünftigen Arbeitsplatz bezogener Qualifikation bestehen. Diese Forderung, 
so König weiter, stünde keineswegs in Gegensatz zur Vergesellschaftungs- und Demo­
kratisierungsperspektive. Die dabei zum Ausdruck kommenden sozialen Prinzipien — 
konkret das Prinzip des Vorrangs langfristiger Beschäftigung vor kurzfristigem Profit 
und das Prinzip des Vorrangs gesellschaftlicher Solidarität vor privatwirtschaftlicher 
Konkurrenz — könnten durch die Errichtung von Beschäftigungsgesellschaften bereits 
eingeleitet werden. Niggemeier wies darauf hin, daß außerdem tari^olitische Hand­
lungsmöglichkeiten zur Verfügung stünden: vorrangig sei dabei die Forderung nach 
der 35-Stunden-Woche; der Tarifvertrag für die Eisen- und Stahlindustrie laufe näm­
lich erst im Herbst aus und stände dann zur Verhandlung an. Denkbar wäre auch die 
Aufiiahme von Verhandlungen über Rationalisierungsschutzabkommen.

Guggemos stimmte den Vorstellungen der IG Metall zu und betonte zugleich die Not­
wendigkeit eines Zukunftsinvestitionsprogramms für das Ruhrgebiet mit einem Vo­
lumen von 50 Mrd. DM und einer zehnjährigen Laufzeit. Machnig wies auf die flan­
kierende Wirkung eines solchen Programms auch für eine innovationsorientierte 
Strukturpolitik hin. Um dauerhafte Erfolge zu sichern, müsse ein Anti-Krisen-Pro- 
grarom für das Ruhrgebiet mit einer sozial- und regionalorientierten Innovationsstra- 
tegie sowie einer zukunftsorientierten Qualifikationsstrategie gekoppelt werden. Dabei 
müsse an den Bedarfsfeldem Umwelt und Energie angesetzt werden. Das Ruhrgebiet



sei ein klassisches Anwendungsfeld für Umweltschutzinvestitionen. Diese seien auch 
dringend notwendig, um die Arbeits- und Lebensbedingungen der dort lebenden Men­
schen deutlich zu verbessern. Außerdem ließen die regionalen Fertigungszusammen­
hänge auf Grund der regionalen Konzentration von Aidagenbau-Unternehmen einen 
hohen Selbstfinanzierungseffekt erwarten.

Wand wies in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die Bereiche Energie- und 
Umwelttechnik prosperierende überrregioanle Märkte seien, das Umsatzplus habe im 
Jahr 1986 30 Prozent betragen. Zwar sei Umelttechnik keine Wunderwaffe, aber hier 
bestünde ein wichtiger Ansatzpunkt für eine alternative wirtschaftspolitische Strategie. 
Entsprechende Nachfrage könne nicht nur über staatliche Investitionen, sondern auch 
über gesetzliche Auflagen induziert werden.

Unter den gegenwärtigen politischen Mehrheitsverhältnissen stellt sich verstärkt die 
Frage der Durchsetzungsperspektive; einer regionalen Mobilisierung kommt zentrale 
Bedeutung zu.

Jörg Bregar (Jugendinitiative Hattingen) betonte die Notwendigkeit der Einbezie­
hung der gesamten Belegschaft und der gesamten Bevölkerung. Dies sei in Hattingen 
zweifellos gelungen. Bregar führte dies auf zwei Elemente zurück: die Errichtung 
eines Bürgerkomitees als vereinheitlichendes Element und die Errichtung gruppenspe­
zifischer Initiativen (Frauen, Jugendliche), damit sich spezifische Betroffenheit artiku­
lieren könne. Weil sich in Hattingen auch für die sogenannten Mittelschichten die Exi­
stenzfrage stelle, sei die Einbeziehung auch dieser Schichten in ein Bündnis möglich.

Angesichts der Härte und der — für die Brechung konservativer Hegemonie — emi­
nent wichtigen Bedeutung dieser Auseinandersetzungen reiche eine Mobilisierung vor 
Ort nicht mehr aus. Wirkliche Erfolge seien erst durch eine ruhrgebietsweite Mobili­
sierung und die Solidarität aller Stahlstandorte möglich. Dies sei mit einer ruhrgebiets­
weiten Jugenddemonstration in ersten Ansätzen auch gelungen. Vera Henkel (Frauen­
initiative Hattingen) wies daraufhin, daß es im Frauenbereich ebenfalls gut ausgebaute 
Kontakte zwischen den verschiedenen Stahlstandorten gebe. Angesichts der erkenn­
baren Zuspitzung der Situation im Ruhrkohlebergbau, so Bregar weiter, müsse ernst­
haft über eine gemeinsame Aktionsperspektive von IGM und IGBE diskutiert werden.

Karsten Rudolph (Juso-Bezirksvorsitzender) wies darauf hin, daß es ein Novum im 
Verlauf der gegenwärtigen Stahl-Auseinandersetzungen sei, Betriebsräte und Funktio­
näre der IG Metall, Landespolitiker, kritische Wissenschaftler und Mitglieder aus Ju­
gendorganisationen zusammengebracht zu haben, um gemeinsam über Wege aus der 
Krise zu diskutieren. Deutlich wurde auch, daß die konzeptionellen Vorschläge der 
westlich-westfälischen Jungsozialisten einen gelungenen Beitrag zur regionalen Kon­
kretisierung eines Anti-Krisen-Programms darstellen.

Die Ergebnisse der Konferenz werden in einem Reader zusammengestellt, welcher 
von den Jungsozialisten Westliches Westfalen, Brüderweg 10-12, 4600 Dortmund 1, be­
zogen werden kann.
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Kultur
Ursula Vogel

»Erzählen ist Sinngeben«
Zu Christa Wolfs »Störfall«*
Christa Wolf formuliert im Vorwort ihrer Poetikvorlesungen, wie scharf sie als Autorin 
die Spannung empfindet »zwischen den Formen, in denen wir uns verabredungsgemäß 
bewegen und dem lebendigen Material... das sich diesen Formen nicht fugen (will)«. 
In ihrer neuesten Erzählung, »Störfall. Nachrichten eines Tages«, versucht sie eine 
neue Form, die dem »lebendigen Material« (hier die todbringende Reaktorkatastrophe) 
angemessen ist. Ihre und unsere Grunderfahrung ist jenes Erschrecken über die Wirk­
lichkeit, die als Prozeß reflektiert wird, dem wir unterliegen und zugleich selbst mit 
hervorbringen.

Die besondere Art der Erzählweise soll Denk-Muster transportieren bzw. selbstver­
ständlich erscheinenden Mustern unseres Denkens ihre Selbstverständlichkeit nehmen. 
Und das ist eine Absicht der Autorin Christa Wolf, die ihre Erzählerin so ganz unver­
stellt und authentisch von Gefühlen, Ängsten und ihren Reaktionen auf sie berichten 
läßt. Dabei ist die Erzählung, so ganz dem Gestus von Unmittelbarkeit verhaftet, dem 
scheinbar keine ausgefeilte Konstruktion zugrundeliegt, ein gelungenes Stück Lite­
ratur. Der Text besteht aus einem kunstvollen Verweisungssystem, das auf die »hinter 
der Geschichte« liegenden Bedeutungszusammenhänge anspielt, sie hervortreten läßt 
(»die wahre, geheime Schrift, die hinter dem ursprünglichen Text hervortritt«).

Die zentrale Opposition im Text, die mit dem Widerspruch der unsere Wirklichkeit 
prägt, korrespondiert, besteht in der unterschiedlichen Wirkungsweise des technischen 
Fortschritts: Der Bruder der Erzählerin muß sich einer komplizierten Gehimoperation 
unterziehen lassen. Ihm, der auf dem Operationstisch liegt und nur mittels modernster 
Technik geheilt werden kann, gelten Ansprache und Reflektionen über die Katastrophe 
von Tschernobyl und die damit gemachten Erfahrungen existentieller Ängste, die 
Folgen des ungebremsten technischen Fortschritts sind. Diesen Ängsten geht sie nach: 
Die Erzählerin will nichts geringeres leisten als eine Analyse jener Verhältnisse, die zu 
einem Einschnitt führten, der fortan durch ein Vorher und Nachher zu benennen ist.

Als ähnlich bedeutungsvoller Einschnitt, sowohl in der privaten Biographie als auch 
in unser aller Kultur, erscheint ihr Faschismus und Krieg. Eine Familie, die Erinnerung 
an das Unglück und Leid jener Zeit mit dem Ort der aktuellen Wahrnehmung der Er­
zählerin verbindet, besuchte Haus und Garten, nicht ohne ihr detailliert Auskunft zu 
geben über vergangene Ereignisse. Der Unwillen, mit dem sie auf diese Berichte rea­
giert, korrespondiert aufföllig mit jener Abwehr, mit der die Nachbarn und Dorfbe­
wohner den Reaktorunfall aufnehmen: Die Leute kaufen alle ihre »Milch wie eh und

* Christa Wolf: Störfall. Nachrichten eines Tages. Luchterhand Verlag, Neuwied 1987, 9,80 DM



je, man wisse ja nichts anders«, und »unsereins könne ja sowieso nichts dagegen tun«. 
Das wird keineswegs denunziatorisch, sondern quasi kommentarlos zitiert, um an an­
derer Stelle ganz explizit die eigene Mitverantwortung zu benennen. Die Mitverant­
wortung, die sich ergibt aus dem Wissen um die Gefahren und unserer — nach der nicht 
so überraschend eingetretenen Reaktorkatastrophe — »finsteren Schadenfreude«. 
Diese Mitverantwortung, so wird uns zwischen den Zeilen mitgeteilt, darf keinesfalls 
in »unseren blinden Fleck«, in »jenen Krater in uns, der sich als Endlagerungsstätte für 
radioaktive Gefühle frühzeitig genug gebildet hat«, abgedrängt werden. Damit erfährt 
man/frau etwas Grundsätzliches über die Notwendigkeit von Schreiben, von Literatur: 
Sie »ist auch dazu da, die blinden Flecken zu verkleinern, sie aufzuhellen«. So Christa 
Wolf in einem Interview aus dem Jahr 1984. Diese Lücke in der Wahrnehmung ist es, 
die verhindert, »die Fragen zu formulieren, die ... zu radikalen Antworten führen 
könnten«. Ohne diese Fragen ist keine Utopie mehr möglich. Diese Fragen zuzulassen, 
»der eigenen Wahrheit ohne Angst ins Gesicht zu sehen«, hieße »die Bedrohung nicht 
dem äußeren Feind aufzubürden.« Also unsere eigene Zuständigkeit und Mitverant­
wortung zu erkennen und entsprechend zu handeln.

Christa Wolf läßt ihre Eirzählerin vom gewohnten, in den Poetikvorlesungen noch als 
»gut« erlebten Alltag berichten. Hier wirkt er jedoch alles andere als banal: Pflanzen 
und Unkrautjäten geraten vor der ständig reflektierten Katastrophe zu höchst symbol­
geladenen Tätigkeiten. —- Pflanzen, gemeinhin mit der lebenspendenden »weiblichen« 
Natur verbunden, verlieren solche Bedeutungsgehalte. Sie werden geradezu unheim­
lich: Aussehen tun sie zart wie immer, doch scheint es ratsam, sie auf Grund ihrer ra­
dioaktiven Belastung zu meiden bzw. nur mit Gummihandschuhen zu berühren. Be­
schäftigt mit Gartenarbeit, das Aufgehen und Wachsen der Saat bedenkend, fragt die 
Erzählerin nach den Persönlichkeitsstrukturen junger Wissenschaftler, die »jene Arten 
von Technik, deren höllische Geföhrlichkeit in ihrem Wesen liegt«, betreiben. »Eine 
Liste deqenigen Tätigkeiten ... die jene Männer der Wissenschaft und Technik... nicht 
kennen«, soll Aufschluß darüber geben: Heraus kommen lauter weibliche Tätigkeiten: 
von der Kinderpflege über’s Geschirr abwaschen bis zum Staubsagen sind alle, kli­
scheegemäß weiblichen Tätigkeiten versammelt.

Diese Überlegungen veranlaßten die -Kbnfcrei-Rezensentin {Konkret 5/87, S.6f.) zu 
polemischen und ausfallenden Bemerkungen. Sie reduzierte Christa Wolfs Text auf 
»wabernde Metaphysik« und denunziert ihn als »geistigen Folgeschaden«. Hier muß . 
man/frau sich fragen, ob die Autorin den »Störfall« nicht aufmerksam genug lesen 
wollte oder konnte! Christa Wolfs Erzählerin macht keinen Hehl aus der Vagheit ihres 
Gedankenexperiments, sie nimmt es in einem kurzen, aber zentralen Nachsatz gera­
dezu zurück, indem sie sich fragt, wieviele der Tätigkeiten sie selbst als Zeitver­
schwendung ansehe. Hier wird ihr, und damit den Lesern und Leserinnen klar, daß dies 
nicht der richtige Weg ist, rücksichtslose Technikbegeisterung und verhängnisvolle 
Forscherleidenschaft zu erklären.

Interessanter, wenn auch nicht völlig überzeugend, scheint hier die eigenwillig adap­
tierte Freud-These, nach der kulturelle und zivilisatorische Leistung erst über Kom­
pensation der Triebe möglich wird. Bei Christa Wolf klingt das so: »Die ganze atemlos



expandierende technische Schöpfung Ersatz für Liebe.« Rücksichtslose Forscherlei­
denschaft — nichts als Ersatzbefriedigung? Diese Überlegung wird uns als eine mög­
liche angeboten. Im unmittelbar darauf folgenden Abschnitt erföhrt die Erzählerin, daß 
es keine neuen Nachrichten von ihrem Bruder gibt. Die Operation dauere an. Dieser 
Hinweis, in Zusammenhang mit den vorher gemachteii Überlegungen soll die Unent­
schiedenheit, die Vorläufigkeit solcher gedanklichen Konstruktionen betonen.

Christa Wolf hat eine Erzählerin geschaffen, die alles andere als geradlinig, die 
keiner eindeutig zu umreißenden Position verhaftet ist. Eine Episode, in der eine an­
dere Rezensentin das »Aufblitzen von spontanem, emotional echtem Verhalten« (Ga­
briele Junginger, Schreiben nach Tschernobyl, in: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefie 
6/87, S.570f.) sieht, scheint mir eher die Gebrochenheit, die auch darin liegt, mit 
einem solchen Gestus fünf Monate nach dem Ereignis zu schreiben, aufzuzeigen: Nach 
schmerzhaften und frustrierenden Überlegungen läßt Christa Wolf ihre Erzählerin eine 
ihr liebgewordene Keramiktasse nach kurzem Zögern in den Schrank stellen, um statt 
dessen ein Salatbesteck aus Holz mit aller Kraft in die Ecke zu schleudern. Gleichsam 
zeichenhaft für die scheinbare Spontaneität und Authentizität, mit der berichtet wird, 
erscheint diese Episode der Zerstörung, nicht der Keramiktasse, sondern des (höl­
zernen) Salatbesteckes. Dieses Spaltungssymptom deutet auf Spaltungen unterschied­
lichster Provenienz hin: Christa Wolf meint sich und ihre Arbeit am Text, sie führt ihre 
Erzählerin als uneinheitlich und gebrochen in ihrem Denken und Fühlen vor. Eine ge­
wisse, wohltuende Ironie läßt keine Betulichkeit zu. Die Tatsache von regional unter­
schiedlicher Strahlenbelastung stellt einen »Beweis (dar), daß man auch kurzfristige 
Trennungen heutzutage tunlichst vermeiden soll.« Die Sicht auf die disparate Wirklich­
keit kann auch nur in widersprüchlicher Weise erfolgen. Eine Zusammenschau der 
Dinge, die unsere Wirklichkeit ausmachen, die Suche nach ihren Ursachen und Wur­
zeln, nach möglichen Entwicklungstendenzen, versucht Christa Wolf mit der Sprache 
des Mythos zu leisten. Die Mythen, die die Welt erklärten, »Totalität der Welt« (Hegel) 
schufen, sollen auch für uns Erklärungsmuster liefern: So liest die Erzählerin vom 
Turmbau zu Babel, der zu allgemeiner Sprachverwirrung und infolgedessen zu Hand- 
lungsunföhigkeit führte. Wieder wird ein zentrales Problem der Autorin deutlich. Wie 
ist es angesichts unserer Wirklichkeit möglich, Veränderung intendierend zu sprechen, 
zu schreiben? Christa Wolf läßt ihre Erzählerin und uns aber nicht völlig ratlos zurück. 
Über den Sinn von Tschernobyl (hier Symbol für unkontrollierte, rücksichtslose Wis­
senschaft und Forschung) mag jeder selbst nachdenken. Schließlich wird die Ge­
schichte eines namhaften jungen Forschers erzählt, der aus Ehrgeiz und Ruhmsucht 
neue Zerstörungsmöglichkeiten entwickelt hat, und der, wie die Autorin berichtet, 
nach den zurückliegenden Ereignissen das Kernwaffenforschungszentrum Lievermore 
verlassen hat. Es gibt also noch Perspektiven, Aussteigen ist möglich! — Die Reaktor­
katastrophe in Tschernobyl war ein Augenblick in unserem Leben, »da die Frage, ob 
man anders denken kann, als man denkt, und anders wahrnehmen kann, als man sieht, 
zum Weiterschauen oder Weiterdenken unentbehrlich ist« (Foucault). Zum Weiter­
leben und Weiterderiken kann und sollte der »Störfall« mit seinen Fragen und Refle­
xionen eine richtungweisende Hilfe sein.



Reaktionen

Betrifft: »Moderner Sozialismus — 
Eckpunkte der Strategiebildung« {spw 36)

Lieber Uwe Kremer, ich habe Deine »Eckpunkte der Strategiebildung« hoffnungsvoll 
zu lesen begonnen, mußte aber schnell erkennen, daß Du über gewisse Plattheiten und 
manchmal über den Stil »wir fordern ...« oder »vorwärts im Kampf...« nicht wesent­
lich hinauskommst.

Auch wenn es in Deinen Ausführungen »nur darum gehen (kann), schlagwortartig 
einen Gedankengang darzulegen [ich frage mich ernsthaft, warum? Anm.d.Verf.], der 
in seinen einzelnen Bestandteilen die meisten Fragen offenläßt« (S.275), so hätte ich 
mir einige Konkretisierungen schon gewünscht.

Darüber hinaus hat mich Dein lebensfremder, bürokratisierter Schreibstil genervt, 
bei dem mir zuviel »gekämpft« und »gerungen« wird. Beim »Reifegrad der sozialen Be­
wegungen« (S.279) mußte ich unwillkürlich an Camembert denken. Ich hoffe. Du ver­
zeihst diese kleine Spitze, aber sie zeigt meine Einstellung zu einer gewissen Funktio­
närssprache von oben.

Ich möchte jetzt auf einige Punkte Deiner Strategiebildung eingehen, denen ich, so­
weit ich sie in ihrer Kürze überhaupt richtig interpretiert habe, einige Gedanken hinzu- 
füngen möchte.

Du sprichst von der Notwendigkeit, »das Konzept der gewerkschaftlichen und ... ge­
werkschaftlich orientierten Interessenvertretung zu vertiefen« (S.279). Also, mir 
leuchtet das nur teilweise ein. Zumindest hätte ich den kritischen Hinweis erwartet, 
daß eine Politik der Interessenvertretung in Form von Stellvertreterhandeln nicht unge­
fährlich ist.

Wie viele Funktionäre leiden einerseits unter mangelndem Interesse der Basis, be­
ziehen aber andererseits ihre Bestätigung aus ihrer Unentbehrlichkeit als Stellvertreter! 
Der Schritt zur Erkenntnis, daß damit eine Entmündigung und Lähmung vieler Men­
schen einhergehen kann, die vielleicht selbst gerne eingreifen und sich einmischen 
würden, hat sich bis oben noch nicht herumgesprochen. Es wäre an der Zeit, solche 
Punkte mal ausführlich zu diskutieren. Im Augenblick kenne ich jedenfalls zu viele Ju­
gendliche, die ein gespaltenes Verhältnis zu vielen »Parteifuzzis« haben, weil ihnen 
jeglicher Zugriff fehlt.

Da nützt auch ein »Jugendprojekt« nichts, wenn wir uns nicht alle miteinander ernst­
haft Gedanken über Glaubwürdigkeit und Nähe/Distanz machen. Durch die Forderung 
nach einer Vertiefung der Interessenvertretung ist der gesellschaftlich/politische Trend 
zur Individualisierung nicht zu stoppen. Dazu gehört auch der Entwurf einer kon­
kreten Utopie. Der Hinweis auf den zu entwickelnden Sozialismus muß eine Phrase



bleiben, die zwar radikal klingt, aber wenig Handlungsperspektive ermöglicht. Ohne 
zu wissen, wohin ich laufe, laufe ich nämlich meistens gar nicht los. Da föllt mir immer 
wieder der Mann ein, der vor einem vergifteten Fluß steht und sagt, daß die einzige Lö­
sung dieser Frage ein sauberer Fluß sei. Zwar richtig, aber halt etwas platt, nicht wahr?

Zu Beginn Deiner Abhandlung schreibst Du, »daß die Linke an den entwickelten 
subjektiven Ansprüchen der Menschen ansetzt und sie in den sozialen Kämpfen radika- 
lisiert« (S.275). Einen Menschen da abzuholen, wo er steht, finde ich schon mal 
richtig. Aber daß wir, die Linke, sie radikalisieren?

Wie geht denn das? Dein Anspruch ist ganz schön vermessen. Wir können die noch 
nicht »zur ewigen Wahrheit herangezüchteten höchstens begleiten, ihnen Informa­
tionen vermitteln, Anstöße geben und den Gang der Auseinandersetzungen beobachten 
und selbst ein Teil davon sein.

Zum einen ist dieses »Radikalisieren« ein frommer Wunsch, zum anderen glaube ich 
auch, darin einen verhängnisvollen Politikansatz zu erkennen. Vielleicht interpretiere 
ich Dich auch falsch und bin nur über Deine Wortwahl gestolpert.

Ein letzter Punkt. Du weiß hoffentlich, daß ein Hegemonieanspruch der Sozialde­
mokratie in Verbindung mit den Gewerkschaften als organisierendes Zentrum der ge­
samten Linken sehr problematisch ist. Erstens werden viele Linke aus bekannten und 
verständlichen Gründen gar nicht mitspielen, und zweitens frage ich mich, ob das Auf­
saugen durch die SPD überhaupt wünschenswert ist. Zu viele Sozialdemokrat/inn/en 
wollen eben so manchen unabhängigen Linken domestizieren. Diese »Einverleibung« 
könnte nur durch eine einflußreiche und starke Linke in der SPD verhindert werden. 
Wo ist sie?

Ich möchte meine Anmerkungen aber nicht ohne eine Meinung zu den unterstützens- 
werten Punkten beenden. Der feministische Ansatz ist mehr als eine taktische Frage. 
Ebenso wichtig finde ich den Hinweis auf eine »neue« Aktions- und Bündnispolitik der 
organisierten Linken.

Wir müssen uns weiterhin Gedanken machen über neue Aneignungsformen der 
Symptome der wissenschaftlich-technischen Revolution. Ich kenne z.B. viele Grüne, 
die neue Informations- und Kommunikationstechniken als Geißel der Menschheit be­
zeichnen und sich damit der Chance berauben, diese »Ergebnisse« entweder für ihr 
Leben und ihr Arbeiten zu nutzen oder sich wenigstens Gedanken darüber zu machen, 
wie sie sinnvoll z.B. in den Produktionsprozeß einsetzbar sind.

Auf Grund der Unkonkretheit einiger Deiner Aussagen ist es leider nicht möglich, 
sie einer genaueren Diskussion zu unterziehen. Es fehlt das »Fleisch«, das Wie. Wenn 
also weitere Darlegungen Deiner Seite erfolgen, vergiß das Prinzip des Exemplari­
schen nicht.

Als weitere Eckpunkte der Strategiediskussion wünsche ich mir auch Aussagen zum 
Verhältnis Spontaneität — langfristige Strategie, Erfahrbarkeit — Einbindung in die 
»große« Politik, Rolle der Arbeiterbewegung — neue soziale Bewegungen und, last but 
not least, Aussagen zur Frage der Organisierung der Jusos. — Die Zeit drängt, packen 
wir’s aus. Günther Schmidt-Falck (Ansbach)



Fragen zur Strategiebildung. Antwort auf Uwe Kremer

Nicht nur die Programmdiskussion der Partei kommt erst schleppend in Gang. Ähn­
liche Anlaufschwierigkeiten scheint es bei der beschlossenen Strategiediskussion der 
Jungsozialisten zu geben. Es ist zu hoffen, daß der wichtige Anstoß, den Uwe Kremer 
mit den »Eckpunkten der Strategiebildung« {spw 36) vorgelegt hat, zu einem intensiven 
Diskussionsprozeß überleitet. Wichtig ist dieser Beitrag deshalb, weil er die richtigen 
Problemkomplexe in den Mittelpunkt stellt und sie mit einer neuen strategischen Per­
spektive zu verbinden sucht. Die Herausforderungen der wissenschaftlich-technischen 
Revolution (WTR) bilden den Bezugsrahmen für eine Orientierung, die erstmalig 
neben den Anknüpfungspunkten der Interessenvertretung und einer aktionsorientierten 
Politik auch ein Anspruchskonzept integrieren will — auch ausgerichtet an Leitbildern 
wie Spontaneität, Erfahrbarkeit und Überschaubarkeit. Die Bedeutung dieser Neu­
orientierung kann nicht deutlich genug unterstrichen werden, und ein Leitsatz Kremers 
verdient nochmalige Hervorhebung;
»Die Verschränkung von gewerkschafflcher und feministischer Orientierung ist eine strategische 
Schlüsselfrage, die sich in unserem Jugendprojekt theoretisch-praktisch niederschlägt.« (S.279)

Im Folgenden sollen allerdings die allgemeineren Fragen sozialistischer Strategiebil­
dung im Vordergrund stehen. Hierbei stimme ich in der Zielrichtung von Uwe Kremer 
weitgehend überein, allerdings mit einem Unterschied: Da, wo Kremer schon Eck­
punkte der Strategiebildung festmacht, gibt es bei mir z.Zt. noch mehr Fragen als 
schlüssige Antworten.

Wissenschaftlich-technische Revolution (WTR)

Kremers strategische Perspektive im Zusammenhang mit der WTR findet sich in fol­
gendem Satz wieder:
»Eine positive Utopie läßt sich nur entwickeln, wenn die Linke die WTR und eine moderne Lebens­
weise auch in den geistigen Auseinandersetzungen für sich in Beschlag ninmit,« (S. 277)

Abgesehen von dem zu schwammigen Begriff der »modernen« Lebensweise, ist dieser 
Ansatz insofern richtig, als sich politische Entwürfe nicht auf die Negation des Beste­
henden beschränken dürfen, also Zukunftsperspektiven anbieten müssen. Genauso 
problematisch ist es allerdings, wenn angenommen wird, Technik sei prinzipiell sozial 
beherrschbar (so Steinkühler 1985, S.565). Natürlich ist das nicht Kremers Position. 
Er spricht von riskanten Technologien und von WTR-Risiken, die es durch Zwischen­
lösungen und Klassenkompromisse einzudämmen gilt.

Dennoch hat es den Anschein, daß sich seine strategische Perspektive weitgehend 
auf einen Blick nach vom, in die Zukunft reduziert, ohne ihn noch auf die Gegenwart 
zu richten. D.h. die Risiken werden weder benannt und in ein strategisches Konzept 
eingegliedert, noch wird eine genaue Etappenbestimmung vorgenommen, an welchem 
Punkt dieser Entwicklung wir stehen, inwieweit wir uns also bereits in einer Phase be­
finden, in der es um die Nutzung der »zunehmenden Entwicklungsmöglichkeiten für 
menschenwürdige, umweltverträgliche und anspruchsvolle Arbeits- und Lebensper­



spektiven« (S.275) geht. Ist es nicht eher so, daß sich die Linke in der Bundesrepublik 
gerade in bezug auf die Technikentwicklung weiterhin in einer Defensivsituation be­
findet, in der es vorrangig um die Abwehr von Gefahrenmomenten geht?

Nun lautet eine schnelle Antwort darauf: Da wollen wir ja gerade raus. Aber so ein­
fach ist das nicht, weil die Entscheidungsprozesse über Technikentwicklung auf abseh­
bare Zeit weiter ohne relevante Einflußmöglichkeiten organisierter Arbeitnehmerinte­
ressen ablaufen werden. Eine qualifizierte Mitbestimmungslösung ist auch mittelfri­
stig nicht in Sicht.

Versuchen wir uns also zunächst, bevor wir zu Handlungsperspektiven kommen, 
noch einmal kurz über eine marxistische Sicht der Technikentwicklung zu verge­
wissern:
»In unseren Tagen scheint jedes Ding mit seinem Gegenteil schwanger zu gehen. Wir sehen, daß die Ma­
schinerie, die mit der wundervollen Kraft begabt ist, die menschliche Arbeit zu verringern und frucht­
barer zu machen, sie verkümmern läßt und bis zur Erschöpfung auszehrt. Die neuen Quellen des Reich­
tums verwandeln sich durch einen seltsamen Zauberbann zu Quellen der Not. (...) In dem Maße, wie 
die Menschheit die Natur bezwingt, scheint der Mensch durch andre Menschen oder durch seine eigne 
Niedertracht unterjocht zu werden. (...) All unser Erfinden und unser ganzer Fortschritt scheint darauf 
hinauszulaufen, daß sie materielle Kräfte mit geistigem Leben ausstatten und das menschliche Leben 
zu einer materiellen Kraft verdummen ...« (Marx 1856, S.3f.)

Die widersprüchliche Dialektik, die in der kapitalistischen Entwicklung von Technik 
steckt, wird anhand dieses Zitates sicher deutlich. Wird dieser Prozeß nun (von ökolo­
gischen Problemen einmal abgesehen) durch die WTR zumindest in bezug auf eine 
»Intellektualisierung der Lohnarbeit« (S.276) unterbrochen? Auch hier ist kein eindeu­
tiges Ja möglich. In seinem Konzept föllt das unter den Tisch, was der Begriff der Zwei- 
drittelgesellschaft zumindest auf der Beschreibungsebene richtig wiedergibt: das Aus­
grenzen von minderqualifizierten, schlecht bezahlten und insbesondere sozial nicht ab­
gesicherten Arbeitsverhältnissen sowie der wachsenden Zahl der Arbeitslosen. Die of­
fene Frage lautet: Wie sieht das Konzept aus, das beide Bereiche der Lohnarbeit, d.h. 
die, die profitieren und die, die ausgegrenzt werden, miteinander verklammert?

Die gewerkschaftliche Diskussion in der Technikfrage um »ja, aber« bzw. »nein, 
wenn nicht«, die mehr ist als eine Frage unterschiedlicher Courage (so etwa beschöni­
gend Hensche 1985, S.557), gibt genau dieses Konfliktpotential wieder. Solange es 
keine qualifizierte Mitbestimmung bereits bei der Planung der Einführung neuer Tech­
niken im Betrieb oder Unternehmen gibt, besteht für innerbetriebliche Auseinander­
setzungenjenseits eines »nein, wenn nicht« kein Handlungsspielraum, der weiter reicht 
als soziale Abfederung über Sozialpläne und ähnliches. Wie lautet die praktische ge­
werkschaftliche Antwort z.B. bei der Vernetzung eines Dienstleistungsbereiches, die 
notwendig das »Frei« setzen von zahlreichen bisherigen Schreibkräften zur Folge hat? 
Kremers strategischer Ansatz bietet dafür bisher keine Antwort.

Unsere Stellungnahme zur Technikentwicklung muß noch aus einem anderen 
Grunde differenzierter werden. Marx war noch davon augegangen, daß die Lösung des 
oben aufgezeigten Widerspruchs darin liege, daß »die neuen Kräfte der Gesellschaft ... 
neuer Menschen bedürfen, die ihrer Meister werden« (Marx 1856, S.4). Diese Antwort 
kann heute nicht mehr ausreichen. Zum einen wissen wir, daß die kapitalistische Pro-



duktivkraftentwicklung Formen der Produktion wie Produkte hervorgebracht hat, die 
so in einer neuen sozialistischen Gesellschaft nicht einfach übernommen werden 
können und dürfen (Albers/Peter 1986, S.162f.; Fetscher 1985, S.519). Andererseits 
weisen die mit der Technikentwicklung einhergehenden, sich weltweit abzeichnenden 
ökologischen Gefahrenpotentiale darauf hin, daß nicht auf den Sozialismus gewartet 
werden darf, um Lösungen durchzusetzen. Es gibt also Bereiche und nicht nur den 
ökologischen, in denen wir ein eindeutiges Nein zu bestimmten technischen Entwick­
lungen auszusprechen haben.

Neues Denken
Kremer stellt den in der Sowjetunion unter Gjrobatschow entwickelten Begriff des 
»neuen Denkens« richtigerweise in einen Zusammenhang mit der WTR und der Fest­
stellung neuartiger und zunehmender Verflechtungen und Zusammenhänge zwischen 
globalen und gesellschaftlichen Problemen, Gattungs-, Klassen- und Geschlechter­
fragen. Dennoch bleiben auch hier eine ganze Reihe von Fragen offen. In welcher Be­
ziehung steht das Auftreten nationaler gesellschaftlicher Probleme zu globalen Pro­
blemen und entsprechenden Lösungsansätzen? Müssen wir nicht genauer definieren, 
was Klassen- und was Gattungsfragen sind, an welchem Punkt etwa aus den Klassenwi­
dersprüchen entstehende Probleme in Gattungsprobleme Umschlägen, die also auch 
vor der Klassenfrage gelöst werden müssen? Liegt wiederum die Geschlechterfrage 
quer zu den anderen Problemen, oder in welchem Verhältnis sonst steht sie dazu?

Im übrigen halte ich es für problematisch, den Begriff des neuen Denkens über­
gangslos aus der sowjetischen Debatte auf unsere Strategiediskussion zu übertragen. 
Es entspricht nicht den realen politischen und ökonomischen Problemen der SU, wenn 
Kremer meint, daß sich dort — zwar unter gänzlich anderen Systembedingungen — die 
Probleme der WTR als vergleichbare Herausforderungen stellen (S.276). Er unter­
schätzt damit den tiefgreifenden Charakter der dortigen eigenen systembedingten Krise 
eines überzentralisierten Sozialismusmodells ohne entwickelte demokratische Struk­
turen, durch die eine Situation entstanden ist, in der man nicht nur den Kapitalismus 
nicht eingeholt und überholt hat, sondern auch in der technologischen Entwicklung ka­
tastrophal ins Hintertreffen geraten ist. Es geht also dort weniger darum, die mit der 
WTR einhergehenden Probleme zu bewältigen, als überhaupt den Anschluß an die 
WTR zu finden. In der Frage der Verknüpfung von gesellschaftlicher bzw. wirtschaftli­
cher Demokratie und ökonomischem Fortschritt, wie sie erstmalig von Gorbatschow 
thematisiert wird, ist nicht so sehr neues Denken angesagt, sondern bedürfte es einer 
Wiederankopplung an eine jahrzehntealte fortgeschrittene Diskussion zumindest der 
westeuropäischen marxistischen Linken. Indem wir unterschiedslos neues Denken 
propagieren, verwischen wir die Unterschiede in den Herausforderungen, die sich hier 
bzw. in der SU stellen.

Koalition der Vernunft
Die Formel von der Koalition der Vernunft bringt das auf einen strategischen Begriff, 
was sich in der Frage der Abrüstungs- und Außenpolitik unter Gorbatschow in bemer-



kenswerter Dynamik entfaltet hat. Wir wären politische Phantasten, würden wir dies 
nicht positiv zur Kenntnis nehmen und in unsere eigenen strategischen Überlegungen 
nüteinbeziehen. Doch, ich glaube, es herrscht noch eine bedenkliche Unklarheit dar­
über, was sich eigentlich hinter einer solchen Koalition der Vernunft verbergen kann, 
wer die Bündnispartner sind und in welchem Rahmen sie angestrebt werden kann. In 
Diskussionen hört man häufig die Unterscheidung in eine rationalere und eine ag­
gressiv-imperialistische Variante des Monopolkapitals, wobei als Beleg für die Exi­
stenz ersterer der Besuch des Deutsche Bank-Vertreters Christians beim Moskauer 
Friedensforum angeführt wird. Diese Art der Personalisierung macht sicher das Di­
lemma deutlich, muß es doch gleichzeitig darum gehen, die ökonomischen Interessen­
konstellationen zwischen verschiedenen Monopolgruppen auszuloten, die sich auch in 
der Frage der Abrüstungspolitik niederschlagen. Versuchen wir, uns das Problem an 
einer Fragestellung deutlich zu machen, die zeigt, warum auch der Zugang über das 
Kriterium der »Vernunft« alleine wohl kaum Erklärungen liefert; Wenn es wirklich so 
ist, daß ein Teil des Monopolkapitals vemunftmäßig in der Lage ist, zu begreifen, daß 
der nächste Krieg als Atomkrieg jegliche Form des Lebens und damit auch des Produ- 
zierens zu vernichten vermag, also die eigene Existenz vernichtet, warum ist es der an­
dere nicht?

Nein, Vernunft ist eine idealistische Kategorie, die zu einer materialistischen Erklä­
rung nicht viel beiträgt. War es nicht seit jeher so, daß sich die Irrationalität (also die 
Unvernunft) des kapitalistischen Produktionsprozesses und seiner politischen Aus­
drucksformen gerade darin manifestierte, daß die Orientierung an den je eigenen Ver­
wertungsinteressen erfolgte, Gesamtinteressen also gerade nicht den Motor der Ent­
wicklung darstellten? So haben Marx und Engels den Prozeß der kapitalistischen Ent­
wicklung als etwas beschrieben, das notwendig mit Überakkumulation verbunden ist
— mit der Tendenz zur Kapitalvemichtung, die am »problemlosesten« in einem Krieg 
funktioniert. Lenin hat die Herausbildung des imperialistischen Stadiums analysiert 
und kam zu dem Schluß, daß imperialistische Staaten ihre Gegensätze notwendig krie­
gerisch austragen.

Was hat sich daran geändert? Galt nicht auch damals, daß die Auswirkungen eines 
Krieges ganze Länder verwüsten, Fortführung von Produktion unmöglich machen 
konnten? Wo blieb da die Vernunft? Wir müssen uns also dem Problem von einer an­
deren Seite nähern. Jürgen Kuczynski hat jüngst in einem Artikel daran erinnert, daß 
die Verknüpfung von Kapitalismus/Imperialismus und Krieg zwar eine richtige Ten­
denz angibt, aber nicht ohne die sich dialektisch zu ihr entwickelnde Gegentendenzen 
begriffen werden kann (Kuczynski 1987).

Kuczynski macht auf einen wesentlichen Unterschied aufmerksam; Wir müssen ge­
nauer die Phasen nüt intensiver von denen mit extensiver Ausdehnung von Produktion 
unterscheiden.
»Das heißt, das System des Kapitalismus ... ist nicht wie etwa die Sklavenhalter- oder die feudale Ge­
sellschaft auf Expansion zur Stärkung angewiesen, sie kann diese Stärkung auch auf intensivem Wege, 
durch ständige Erhöhung der Produktivkräfte, erreichen.« (Kuczynski 1987)



Der kapitalistische Staat des monopolkapitalistischen Zeitalters unterliege jedoch so­
wohl dem kapitalistischen Zwang zur Intensivierung als auch dem Zwang der Expan­
sion, also dazu (wenn er groß genug ist), die Weltherrschaft anzustreben.

Schauen wir uns unter diesem Gesichtspunkt den Staat an, der dafiir die besten Vor­
aussetzungen mitbringt, die USA. Die USA haben in der Amtszeit Reagans als Staat, 
dessen Ökonomie in starkem Maße von der Krise des kapitalistischen Weltmarktes be­
troffen war, eine Politik der massiven Förderung expansiv orientierter Produktionsbe­
reiche, insbesondere durch die gigantische Aufblähung des Rüstungshaushalts, be­
trieben. Gleichzeitig wurden Kapazitäten in anderen Bereichen nicht nur nicht moder­
nisiert, sondern gnadenlos abgebaut (Stahl, Energie). Der sog. »spill-over«, d.h. das, 
was sich als Transfer technologischer Entwicklungan aus den Rüstungs- und Weltraum­
programmen in den zivilen bzw. konsumorientierten Produktionsbereich übernommen 
werden konnte, hat sich allerdings als vergleichsweise minimal erwiesen. Die USA 
sind deshalb in verschiedenen Bereichen der technologischen Entwicklung (z.B. der 
Unterhaltungselektronik aber auch der Automobiltechnik) hoffnungslos gegenüber 
Japan und Westeuropa ins Hintertreffen geraten. Deshalb gibt es innerhalb des US-Mo- 
nopolkapitals ökonomisch begründete Interessen, die Politik der grenzenlosen, über 
den Haushalt und eine entsprechende Kreditpolitik finanzierte grenzenlose Aufrüstung 
zu stoppen, um durch gezielte Förderung in den genannten zivilen Bereichen wieder 
Anschluß zu finden. Hierin, in dieser Tendenz zur Rückkehr zu intensiven Formen der 
Produktivitätsentwicklung liegen objektive Möglichkeiten für Abrüstung, für eine Ko­
alition der Vernunft.

Sind damit alle Probleme mit dem Begriff der Koalition der Vernunft gelöst? Bei­
leibe nicht. Es gilt zu klären, in welchem Verhältnis diese zunächst internationale, au­
ßenpolitische Strategie zu einer sozialistischen Strategie im Nationalstaat steht. Welche 
Konsequenzen hat das Setzen auf die — aus ökonomischen Interessen erklärbare — 
Vernunft von Teilen des Monopolkapitals in den Gattungsfragen Weltfrieden und Ab­
wenden ökologischer Katastrophen für die von Kremer konstatierten völlig neuen Per­
spektiven für ein antimonopolistisch-demokratisches Bündnis (S.279)?
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Betrifft: Bruno Neuraths Beitrag zu Max Adler in spw 36

Mit einigem Ärger lese ich in spw 36 Bruno Neuraths Beitrag zu Max Adler. Er argu­
mentiert über die Einstellung zu Max Adler in der DDR auf der Grundlage von Igno­
ranz. Er bemängelt — richtig —, daß Adler während des Kant-Jubiläums 1977 in der 
DDR nicht gewürdigt wurde. Aber er weiß offenbar nicht, daß im Februar 1981 eine 
sehr differenzierte, kritische und würdigende Dissertation Christian Möckels an der 
Humboldt-Universität vorgelegt wurde (Max Adlers neukantianische Revision der phi­
losophischen Grundlagen des Marxismus. Der Alderssche Versuch einer theoretischen 
Verteidigung der Marxschen Geschichtsauffassung gegenüber ihrer fatalistisch­
vulgär-materialistischen und ethisch-idealistischen Einstellung durch den bürgerlichen 
Neukantianismus und den neukantianischen Revisionismus. Dissertation an der Hum­
boldt-Universität, vorgelegt von Christian Möckel, 3.2.1981, Gutachter: Die Profes­
soren Dr. Süßenbach, Papperle, Seidel).

Übrigens hatte ich, in meiner an der Akademie der Wissenschaften der DDR 1968 
verteidigten Dissertation, mehrfach zu Adler Stellung bezogen, z.B. so:
— Ich weise nach, daß Herbert Marcuse zentrale Thesen bei Adler vorfand (H. Mar- 

cuses »Dritter« Weg, Akademie-Verlag, Berlin/DDR 1969, S.79f.);
— ich weise nach, daß Marcuses Kritik an Adler (1929) diesen von rechts her angreift 

(S.84fif.);
— ich kritisiere zwar Adlers idealistische Revision des Marxschen historischen Mate­

rialismus (S.79f.), sage aber zugleich, daß Max Adler sich — 1934 — »trotz seiner 
falschen Philosophie — als ein mutiger Antifaschist« (S.135) erwiesen habe.

Ich muE immer wieder bemerken, daß eine Verfahrensweise des Antikommunismus, 
über die Marxisten zu urteilen, ohne sich wenigstens einigermaßen sachkundig zu ma­
chen, auch bei linken Sozialisten anzutreffen ist, sobald sie über den Marxismus-Leni­
nismus reden. Zum Beispiel verhielt sich auch Haug auf gleiche Weise ignorant bei 
seiner »Entdeckung« Mariäteguis: er wußte nicht, was auf diesem Gebiet in der DDR 
ablief. Robert Steigerwald (Eschborn)

Das Klagelied der »weißen« Frauen 
oder die Männer sind alle Verbrecher
Antwort auf Hillevi Burmester und Sabine Brünig in spw 36

Um es gleich vorwegzunehmen: Der Kongreßbericht über Lust und Liebe in spw 36 
war für mich als Frau, Sozialistin, Feministin und Frauenbeauftragte ärgerlich. Das 
Thema Sexualität, Liebe, Lebensform ist wichtig, die gesellschaftlichen Kämpfe finden 
derzeit eben nicht nur zwischen Arbeit und Kapital, sondern auch zwischen Küche und 
Schlafzimmer statt. Viele Indikatoren sprechen dafür, daß Frauen die ihnen zuge­



mutete Rolle satthaben. Sinken der Heirats- einschließlich Wiederverheiratungsquote, 
Ansteigen der Scheidungen, Bevölkerangsrückgang — die private Revolution geht von 
den Frauen aus. Die Heftigkeit, mit der sie am patriarchalischen Rollenkorsett rühren, 
läßt sich in allen neueren sozialwissenschaftlichen Studien nachlesen. Es ist auch kein 
Geheimnis, daß Männer von den Forderungen der Frauenbewegung eher unberührt ge­
blieben sind. Lediglich 3 % macht Sigrid Metz-Göckel unter ihnen aus, deren Einsicht 
so weit geht, daß ihr Verhalten als partnerschaftlich bezeichnet werden kann (Metz- 
Göckel 1985).

Ein Kongreß zum Thema Liebe, Sexualität, Lebensform kann also von den objek­
tiven Tatbeständen her nur begrüßt werden. Um so enttäuschender der Kongreßbericht. 
Zugegeben, zwischen Zwangsmoral und Libertinage, Pädophilie und sexuellem Miß­
brauch einen Königsweg zu finden ist schwer. Zu oft haben sich linke Theorien vor 
allem über den Zusammenhang von Sexualität und Herrschaft als sexistisch, wenn 
nicht misogyn entpuppt. Frauen mußten da erst ihren Weg finden, die Sexualpäpste 
Kentler, Borneman, Sigusch mit ihrer Haltung zur Sexualität mit Kindern, zur Prosti­
tution etc. kritisieren und weibliche Erfahrung einer männlich definierten Wirklichkeit 
entgegensetzen.

Seit einigen Jahren sind aber auch Frauen sich selbst gegenüber mißtrauisch ge­
worden. Die Kritik an männlichen Verhaltensweisen mußten wir z.T. als Verleugnung 
eigener Bedürfhisstrukturen erkennen. Ein kurzer geschichtlicher Rückblick soll fol­
gendes verdeutlichen: Der weibliche Geschlechtscharakter, seit jeher mit Natur identi­
fiziert oder ihr zumindest als näherstehend zugeordnet, beruht in der modernen Gesell­
schaft auf der Spaltung von Sexualität und Mütterlichkeit. Galten Frauen bis vor ein 
paar hundert Jahren noch als teuflische Hexen, deren Sexualität, Stofflichkeit die 
männliche Ordnung bedrohte und die deshalb auf dem Scheiterhaufen brennen 
mußten, so veränderte sich das Image des Weiblichen hin zur keuschen, moralischen, 
den Männern in dieser Hinsicht überlegenen Frau (vgl. Wartmann 1982). Gleich der 
Natur, die in der modernen Gesellschaft beherrscht, befriedet, ausgebeutet ist, sind 
Frauen heute für Männer keine sexuell sinnliche Bedrohung mehr. Durch die Ver­
pflichtung zur sozialen Mutterschaft scheint weibliche Sexualität kanalisiert. Frauen, 
sagt Barbare Sichtermann, werden in die Sexualität nur kurz eingelassen, um dann 
ihrer eigentlichen »Bestimmung« entgegenzugehen — der Mutterschaft. Daß dieser 
Abschnitt patriarchalischer Vergesellschaftung für Frauen zum Verhängnis geworden 
ist, wird leider auch im Kontext der Frauenbewegung und ihrer Theorien deutlich.

Wie die Frauenbewegung mit den sexuellen und erotischen Bedürfnissen ihrer Mit- 
gliederinnen umgeht, vor allem mit denen, die auch noch Tisch und Bett mit einem 
Mann teilen, gehört sicherlich zu den schwierigsten Kapiteln des Projektes Femi­
nismus. Verweigerung gegenüber Männern scheint nicht nur politisch sauberer und 
ideologisch konsequenter zu sein, sie ist in weiten Teilen der Frauenbewegung Pro­
gramm. Die Zurückweisung männlicher Macho-Bedürfnisse hat sicherlich nicht nur 
ihre Berechtigung, sondern muß als wichtiger Schritt auf dem Wege zur Emanzipation 
auch als politische Strategie gewürdigt werden. Trotzdem begeben sich Frauen hier in 
ein Dilemma. Die Verleugnung der agressiven Sexualbedürfnisse gehört zum traditio-



nellen Geschlechtscharakter der Frauen in der modernen Gesellschaft — die reine, 
gute, moralisch höherstehende Frau — unzählige solcher Bilder hat das Patriarchat 
kreiert.

Ein Kongreß, deren Teilnehmerinnen einen Pornoladen besuchen und sich fragen, 
was Männer »denn daran finden«, sitzt leider genau dieser für Frauen typischen Ver­
leugnung sexueller Bedürfnisse auf. Ganz abgesehen davon, daß es auf die Frage, was 
finden die Männer an der Pornografie, schon eine Reihe überzeugender sozialwissen­
schaftlicher Antworten gibt, sollten Frauen ihre Distanz hierzu etwas selbstkritischer 
hinterfragen, da sonst die Gefahr besteht, einem von Mutter zu Tochter weitergege­
benen Mythos aufzusitzen, nämlich dem von den bösen bösen Männern mit ihren 
bösen bösen Genitalien, vor denen sich kleine Mädchen hüten sollten.

Die Ergebnisse des Kongresses scheinen mir außer dem richtigen Beharren auf si­
cheren Bastionen (218) wenig Neues gebracht zu haben. Beliebigkeit schien zu domi­
nieren. Allein, zu zweit, mit Kindern, ohne Kinder ... Ich will hier nicht damit an­
fangen, meine Geschlechtsgenossinnen davon zu überzeugen, daß sie ihren Kampf mit 
den Männern gemeinsam führen sollten. Dazu habe ich in meiner eigenen politischen 
Arbeit viel zu viele sozialistische Beziehungskrüppel mit ungestillten Rachewünschen 
Frauen gegenüber kennengelernt. Wenn die Frauenconmiunity aber daraus besteht, Se­
xualität — männliche wie weibliche — zu dämonisieren, stehen wir unserer eigenen 
Entwicklung im Weg. Der von ihnen selbst mitinitiierte Wandel der Lebensformen hat 
auch für Frauen Einsamkeit und Leiden geschaffen. Wir sollten uns fragen, inwieweit 
das bürgerliche Ideal der Liebe nicht doch ganz brauchbar ist, auch wenn es in der bür­
gerlichen Gesellschaft zur Legitimation herunterkam. Daß dieses Ideal eine lustvolle, 
die aggressiven Anteile einschließende Sexualität integrieren muß, scheint mir selbst­
verständlich. Sonst bleiben wir »weiße Frauen« und machen die Spaltung in gute, un­
bedrohliche, unsexuelle und böse, stoffliche, verführerische Frauen, die ja letztendlich 
eine Erfindung der Männer ist, mit. Katharina Gröning (Niederau)
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Gröschel, Roland: Zwischen Tradition und Neubeginn. Sozialistische Jugend im 
Nachkriegsdeutschland. Ergebnisse-Verlag, Hamburg 1986 (264 S., br., 26,80 DM) 
Spätestens seit dem Erfolg der Werkbund-Ausstellung »Schock und Schöpfung«, die 
einen Überblick über die Geschichte ästhetischer Ausformungen jugendlicher Grup­
penstile und Milieus in der deutschen Gesellschaft seit der Jahrhundertwende gibt, hat 
sich das historische Interesse der Entwicklung von Jugendkulturen verstärkt zuge­
wandt; Neuerscheinungen zu diesem Thema können derzeit auf ihr Publikum rechnen. 
Freilich liegt auch hier — wie in der Zuwendung zu historischen »Lebenswelten« und 
Alltagsgeschichten überhaupt — das Risiko einer Entpolitisierung von Sozialge­
schichte vor, die Gefahr also, daß der Blick in »farbige« Vergangenheiten auf analyti­
sche und kritische Fragen verzichtet. Im folgenden soll auf einige Bücher aufmerksam 
gemacht werden, die zur Erhellung historischer Jugendkulturen beitragen, einer entpo­
litisierenden Beliebigkeit jugendgeschichtlicher Wahrnehmung aber entgegenarbeiten.

Noch vor der Werkbund-Ausstellung hat sich die Berliner Geschichts-Werkstatt in 
einer Veranstaltungsreihe mit Zeitzeugen und Wissenschaftlern darum bemüht, am 
Berliner Beispiel den Wandel der Jugendkulturen von 1900 bis in die sechziger Jahre 
darzustellen und zu diskutieren; diese Reihe ist in einem Buch unter dem Titel »Vom 
Lagerfeuer zur Musikbox« publiziert (An dieser Stelle sei auf ein weiteres Beispiel hin­
gewiesen: Wilfried Breyvogel und Heinz-Hermann Krüger haben eine Ausstellung 
über »Jugendkulturen im Ruhrgebiet 1900-1985 vorbereitet, die im November eröffnet 
wird; das Buch dazu erscheint im Herbst unter dem Titel »Land der Hoffnung — Land 
der Krise« bei J.H.W.-Dietz Nachf.). »Vom Lagerfeuer zur Musikbox« beschreibt fol­
gende Ausschnitte der Geschichte von Jugendkulturen: Die Wandervogelgruppen als 
Reaktion auf die wilhelminische Gesellschaft; die »wilden Cliquen« in der Zeit der 
Weimarer Republik; das Milieu von Jugendlichen in und neben der Hitler-Jugend; die 
»Überlebens-Jugendkultur« der Jahre um und nach 1945; die Rock’n-Roll-»Halb- 
starken« ab Mitte der fünfziger Jahre.



Diese Auswahl von Einzelstudien läßt für die Leserinnen und Leser sehr deutlich 
werden, welche extremen Unterschiede in der kulturellen Ausformung das jugendliche 
Bestreben nach »Selbstbestimmung« und »Selbsthilfe« in der peer-group je nach dem 
herrschenden »Zeitgeist«, nach den jeweils vorliegenden Lebensproblemen und je nach 
der sozialstrukturellen Einbindung aufweist, sichtbar wird aber auch, daß zumindest 
in »modernen« Gesellschaften authentische jugendliche Gesellungen quer zu den un­
terschiedlichsten Kulturen in ihrem Sozialgefiige viele Gemeinsamkeiten haben. Die 
selbstgestaltete jugendliche Gruppe ist offenbar ein soziales Grundbedürfnis seit 
Durchsetzung der industrie-kapitalistischen Lebensverhältnisse; nicht im Sinne eines 
von den Strukturen der Erwachsenengesellschaft separierten »Jugendlandes«, wohl 
aber als »Sonderkultur«, die sich konflikthaft auf die herrschenden Kulturen bezieht.

Für die Zeit der Weimarer Repbulik und dort wieder für den sozialstrukturellen Be­
reich der Arbeiterschaft hat Detlev J.K. Peukert in seinem neuen Buch »Jugend zwi­
schen Krieg und Krise« die spezifischen Problemlagen und gruppierten Reaktionen 
von Jugendlichen eindrucksvoll beschrieben. Nachdenklich muß hier vor allem die von 
Peukert plausibel dargelegte These machten, daß die Selbsthilfeföhigkeiten von Arbei­
terjugendlichen in der peer group weiter reichten, als es eine allzu »fürsorgerisch« ge­
prägte Jugendkunde oder auch die Konzepte der linken Jugendverbandsarbeit wahr­
nehmen. Die klassischen Arbeiterjugendorganisationen gaben nur in begrenztem Um­
fange der »sozialen Bewegung« Ausdruck, die in der Jugendgeneration der Arbeiter­
schaft sich bemerkbar machte; dies gilt für die Jahre der Weimarer Republik, wenn 
auch auf unterschiedliche Weise, sowohl für die sozialdemokratische wie fiir die kom­
munistische Richtung der Arbeiterjugendbewegung (hier ist anzumerken, daß es in der 
neueren wissenschaftlichen Literatur der Bundesrepublik immer noch ein massives 
Defizit in der Bearbeitung der Geschichte der eigentlichen Arbeiterjugendorganisa­
tionen gibt, während die Entwicklung der Jungsozialisten in der Weimarer Republik in­
zwischen eine Reihe kritischer Würdigungen gefunden hat). Hingewiesen sei auf den 
jetzt im Lit Verlag Münster erschienenen Nachdruck der Studie über »Die proletari­
sche Jugendbewegung in Deutschland« von Curt Bondy aus dem Jahre 1922, mit einem 
Nachwort von Bodo Brücher, wie überhaupt auf die Bemühungen Brüchers, Leiter des 
Projekts SOPÄD an der Fakultät für Pädagogik/Universität Bielefeld und auf die Tätig­
keit des Archivs der Arbeiterjugendbewegung in Oer-Erkenschwick unter Leitung von 
Heinrich Eppe.).

Gegen Ende der Weimarer Republik erwies sich die Jugendkultur der Bündischen 
Jugend, die ihrer Herkunft nach der freien »bürgerlichen« Jugendbewegung ent­
stammte, als zunehmend attraktiv auch für Arbeiterjugendliche, und es waren die 
Lebens- und Gruppenformen dieser Prägung, die am ehesten auch unter dem NS-Re- 
gime, trotz Verbot und Repression, einer gruppierten jugendlichen Opposition Halt 
gaben. Dabei ist das widerspruchsvolle Verhältnis von Bündischer Jugend und Natio­
nalsozialismus um 1933 mitzubedenken; einerseits existierten hier erhebliche ideologi­
sche und symbolische »Schnittmengen«, und die Hitler-Jugend hatte zeitweise und teil­
weise ihre Anziehungsfähigkeit bei Jugendlichen gerade mittels der Anknüpfung an 
den Stil der Bündischen Jugend; andererseits vertrug sich der aus der freien Jugendbe­



wegung überkommene Autonomiedrang jugendbündischer Gruppen nicht mit dem re­
glementierten NS-Staatsjugenddienst. Dieses Kapitel deutscher Jugendgeschichte, 
auch die Entwicklung »hündischer Jugendopposition« im Dritten Reich, hat nun erst­
mals eine systematische Darstellung gefunden: Matthias von Hellfeld, »Bündische Ju­
gend und Hitlerjugend — Zur Geschichte von Anpassung und Widerstand 1930-1939«. 
Mit heranzuziehen ist hier das außerordentlich lesenswerte Buch von Antje Dertinger, 
»Weiße Möwe, gelber Stern«, das über den Lebensweg eines jungen Mädchens aus der 
deutsch-jüdischen Jugendbewegung »Kameraden« berichtet; jugend-bündischer Zu­
sammenhalt und illegale politische Arbeit verbanden sich hier noch für einige Jahre, 
bis die Verfolger zuschlugen. Die Kontinuität einer Jugendorganisation im Feld der Ar- 
beiterkulturbewegung, zugleich aber auch den Wandel jugend-kultureller Formen bei 
gleichbleibender politischer Orientierung, ist nachgezeichnet in einer Geschichte der 
Naturfreundejugend: »Wir sind die grüne Garde«, herausgegeben von Heinz Hoffinann 
und Jochen Zimmer. Die Zeit des Dritten Reiches (in der auch etliche Gruppen der Na­
turfreundejugend heimlich weiterexistierten) ist hier ausgespart; ansonsten aber gibt 
dieses Buch einen interessanten Längsschnitt von Beginn der Weimarer Repbulik bis in 
die fünfziger Jahre. Die Lektüre des Buches läßt übrigens ahnen, daß eine nähere Be­
schäftigung mit der »Frühgeschichte« der Jugendgruppen und Jugendorganisationen in 
den ersten Jahren nach 1945 lohnend wäre, bis hin zu der gerade von jungen Leuten 
mitgetragenen ersten Protestbewegung gegen die (Wieder-) Aufrüstung in Deutsch­
land. Für den Bereich der Sozialistischen Jugend »Die Falken« hat Roland Gröschel die 
Entwicklungen und Probleme der »Rekonstruktionsphase« nach dem Zweiten Welt­
krieg detailliert beschrieben in seinem Buch »Zwischen Tradition und Neubeginn. So­
zialistische Jugend im Nachkriegsdeutschland.« Viele weitere Fragen an diesen Zei­
traum sind offen, so etwa die nach der Geschichte der westdeutschen »Freien Deut­
schen Jugend« (die FDJ wurde in den westlichen Besatzungszonen früher tätig als in 
der Sowjetischen Besatzungszone ...), oder die nach den Gründen für den Untergang 
der spontan-bündischen Jugendkultur (»Edelweißpiraten« etc.), wie sie sich im Dritten 
Reich entwickelt hatte, in der Nachkriegsgesellschaft.

Für die Politik der Arbeiterbewegung oder der linken Organisationen und Parteien 
ergeben sich aus der Auseinandersetzung mit der Geschichte der Jugendkulturen einige 
Fragestellungen, die nicht nur historische Bedeutung haben:

Wie ist es um die Fähigkeit institutionalisierter politischer Gruppen/Verbände/Par- 
teien bestellt, selbstbestimmte jugendliche Gesellungen und spontane Jugendkulturen 
wahrzunehmen und sich mit ihnen in Verbindung zu bringen? Wie ist hier Kommunika­
tion möglich? Ist ein Verhältnis zwischen Jugend-Bewegungen mit gesellschaftlich-po­
litischer Perspektive und institutionalisierten Gruppen/Verbänden/Parteien denkbar, 
das Kooperation ermöglicht, aber Disziplinierung jugendlicher Selbstständigkeit aus­
schließt? Und für eine historisch-soziologische Jugendforschung entsteht angesichts 
der Durchkapitalisierung von Lebenswelten die Frage: Sind auf die Gegenwart und Zu­
kunft hin Jugendkulturen in ihrer geschichtlich vorfindbaren Eigenständigkeit über­
haupt noch resistenzfähig gegenüber der Kommerzialisierung bzw. der Einvernahme 
durch konsumistische Beliebigkeit? Arno Klönne (Paderborn)



Geschichtswerkstatt Berlin (Hrsg.). Die Nation als Aussstellungsstück. Planungen, 
Kritik und Utopien zu den Museumsgründungen in Bonn und Berlin. VSA-Verlag, Hamburg 
1987 (157 S., br., 16,80 DM)

Dieses in Kooperation mit dem VSA-Verlag von der Geschichtswerkstatt Berlin herausge­
arbeitete Heft 11 der Zeitschrift Geschichtswerkstatt beschäftigt sich in seinem Schwerpunkt 
mit den Plänen der Bundesregierung für ein Deutsches Historisches Museum in Berlin und 
für ein Haus der Geschichte in Bonn. Es versammelt hierfür zwölf recht unterschiedliche 
Aufsätze. In einer Einleitung betont der Herausgeber den Zusammenhang zwischen den 
Museumsplänen, dem Gerede um nationale Identität und neokonservativer Tendenz in der 
Historiographie. Dieser Zusammenhang soll zur Debatte gestellt werden, um einen »ei­
genen Standpunkt zu finden, aus dem heraus Alternativen außerhalb der Planungsvorhaben 
der Bundesregierung entwickelt werden können« (7). Die zentrale Kritik an den regierung­
samtlichen Plänen besteht in der undemokratischen, administrativen Form des Vorgehens 
und in der bloßen Darstellung nicht aber der »aktiven Aufarbeitung des historischen Erbes« 
(8). Zwar mahnt der Herausgeber eine noch ausstehende Analyse des Konzepts des Bonner 
Hauses an, damit die Debatte über die Museen intensiviert werden können (8), aber leider 
wird diese umfassende Auseinandersetzung auch in diesem Band nicht geleistet.

In einem ersten Abschnitt sollen die Museumspläne vorgestellt und kritisiert werden. Die 
Überschrift, »Boim und Berlin; Museen für eine historisch formierte Gesellschaft«, führt 
aber insofern in die Irre, als daß sich die folgenden Beiträge auf die Pläne für Berlin be­
schränken. Sabine Weißler (»Viele Geschichtsmacher verderben das Museum«) leistet in 
ihrem Aufsatz eine prägnante Kritik des Konzepts für das Historische Museum. Sie belegt 
überzeugend, daß die amtliche Sachverständigenkommission, die das Konzept im April 
1986 vorlegte, mit dem Medium Museum nicht zurechtgekommen ist — Resultat eines »er­
drückenden Übergewichts in Museumsfragen inkompetenter Historiker« (16). Sie fordert 
dagegen ein »modernes, demokratisches Museumskonzept« (24), welches am ehesten durch 
das ursprüngliche Berliner Vorhaben eines »Forums für Geschichte und Gegenwart« zu er­
reichen gewesen wäre. Der Beitrag »Instandsetzung der Zitadelle«, der auf die Frage der 
kulturellen Hegemonie aufinerksam machen will, hält nicht, was er verspricht. Der Autor, 
Michael Wildt, skizziert sehr grob den politisch-historischen Hintergrund, beklagt die auto­
ritäre Grundtendenz der Pläne und Konzepte und wirft den Neokonservativen die »Histori- 
sierung« des NS vor. Wildt sollte besser von der »Relativerung« sprechen, damit nicht das 
von Martin Broszat schon 1985 vorgetragene »Plädoyer für die Historisierung des National­
sozialismus«, wenn auch nur begrifflich, für neokonservative Apologetik mißbraucht 
werden kann. Der Beitrag erscheint jedoch insgesamt verzichtbar, weü er keine neuen 
Aspekte beleuchtet. Dem Hagener Historiker Lutz Niethammer gelingt ein ironisch-distan- 
zierter Umgang mit den beiden Projekten, indem er ein »postmodernes Dokument« verfaßt. 
Dieses »Dokument« hat keinen Autor im üblichen Sinne, sondern wird über einen Kollektiv 
singulär, gleichsam die »Stimme des Staatsapparates« gelenkt. Die größten Zweifel befallen 
diesen, wenn er konstatiert, daß es mit Museen so seine Tücken habe; »man führt oder fliegt 
ja nicht 500 Kilometer oder mehr, um durch ein Bilderbuch zu laufen« (36).

Im zweiten Abschnitt geht es um »Geschichte heute — Perspektiven auf das Ende der Ge­
schichte?« Am Anfang steht ein Artikel von Jürgen Habermas, den er als Beitrag auf dem 
Hearing der SPD-Bundestagsfraktion am 2. Juli 1986 gehalten hat. Man hätte sich eine ak­
tualisierende Überarbeitung gewünscht, da er sich nicht gezielt mit dem Konzept des Deut­
schen Historischen Museums befaßt, welches er im Prinzip begrüßt, wenn es nicht »im 
Geiste von Bitburg« (49) steht. Es wäre interessant gewesen zu erfahren, ob er es denn nun



dem »Geist von Bitburg« zurechnet. Sein Beitrag gerät so leicht zu einem nachge­
druckten Vorläufer seines bekannten Aufsatzes, »Eine Art Schadensabwicklung«, in 
der Zeit vom 11.7.86. Der wertvolle Beitrag Dieter Hoffmann-Axthelms (»Geschichte 
ohne Ort und Schatten«), der bereits in der Neuen Gesellschaft/Franl^rter Hefte 
1/1987 erschien, verzichtet auf die Rezension des Musenmskonzeptes, diskutiert es 
vielmehr als »Tatbestand einer politischen Kultur« (63), die einen musealen »Gebhardt« 
will. Seine interessante Hauptthese, um die diskutiert werden sollte: Geschichte ist im 
traditionellen Sinne nicht mehr darstellbar. Der belgische Historiker Albert d’Haenens 
sieht uns an einem Bruchpunkt »Kultureller Entwicklung und Entwurzelung«, so der 
Titel seines Aufsatzes, weil wir uns am Ende des schriftlichen Zeitalters befänden. Die 
interessante Fragestellung des Beitrags mündet allerdings in eine bekannte zivilisation­
spessimistische Grundtendenz, die die Überlebensfähigkeit der »alten Schriften« unter­
schätzt und die Chancen der neuen Kommunikationsmittel verschüttet.

Einzelne Defizite des Konzeptes für das Historische Museum in Berlin werden in 
vier Beiträgen des folgenden Abschnitts aufgegriffen. Sie vertiefen bekannte Kritik­
punkte. Dabei föllt der Beitrag des Konstanzer Historikers Gert Zang aus dem Rahmen, 
da er das »Konzepte-Konglomerat« als »wichtiges wissenschafls-politisches Zeichen« 
mißversteht und als »auf der Höhe der theoretischen Diskussion« (81) begreift. Damit 
dieses auch umgesetzt wird, fordert er die Regionalisierung des Museums und die Auf­
gabe des national-geschichtlichen Blickwinkels. Leider nur in Spiegelstrichen formu­
liert das Frauenforschungs-, bildungs- und informationszentrum e.V. Berlin seine 
Kritik. Eine detaillierte, systematische Kritik des Konzeptes in frauengeschichtlicher 
Hinsicht steht somit noch aus. Im letzten Abschnitt soll ein »anderes« Geschichtsmu­
seum entworfen werden. In einem Gespräch mit der Geschichtswerkstatt plädiert der 
Publizist und Redakteur Mathias Greffrath für die ursprüngliche Forumskonzeption, 
der Generalsekretär der zentralen Ausstellung zur 750-Jahr-Feier Berlins, Wolfgang E. 
Weick, für eine Öffnung der landeshistorischen Museen zur Alltagsgeschichte und die 
Leiterin des Kunstamtes Kreuzberg, Krista Tebbe, für das Museum als Dienstlei­
stungsbetrieb. Das letzte Plädoyer wird in dem abschließenden Aufsatz von Andreas 
Ludwig präzisiert. Er stellt dem Deutschen Historischen Museum die Alternative 
eines »Geschichtswerkstattsmuseums« gegenüber, welches Geschichte in kritischer 
und emanzipatorischer Absicht erarbeiten will.

Resümee: Die Aufsatzsammlung vermeidet nicht immer Überschneidungen. Sie ver­
sammelt kritische Positionen zu den Museumsplänen, wobei sie leider auf eine Detail­
kritik und eine frauengeschichtliche Kritik des vorgeschlagenen Konzepts verzichtet 
und eine genaue Analyse des Konzepts für das Bonner Haus der Geschichte nicht ent­
hält. Die überwiegende Zahl der Artikel leistet aber einen weitertragenden Beitrag zur 
Formulierung des angezielten »alternativen Standpunks«. Karsten Rudolph (Wetter)



Steininger, Rolf; Eine vertane Chance? Die Stalinnote vom 10. März 1952 und die 
Wiedervereinigung. Dietz Verlag, Bonn 1985 (157 S., br., 14,80 DM)
Der Vorgang: Was ist im Frühjahr 1952 geschehen, das Rolf Steiniger von der vielleicht 
letzten Chance zur Wiedervereinigung sprechen läßt? Die Vorbereitungen zur endgül­
tigen Westintegration (EVG-Vertrag/Deutschlandvertrag) der BRD laufen im Frühjahr 
1952 auf Hochtouren. Im Pentagon macht man sich Gedanken über den Ausbau der 
NATO-Truppen in Europa, die BRD findet dabei Berücksichtigung. In dieser von ihr 
als bedrohlich empfundenen Situation macht die SU den weitestgehenden deutschpoli­
tischen Vorschlag. In einer am 10. März 1952 den drei Westmächten übergebenen Note 
schlägt sie vor:
— Wiederherstellung Deutschlands als einheitlicher Staat,
— militärische Neutralität,
— Abzug sämtlicher Besatzungstruppen,
— eigene deutsche Streitkräfte incl. eigener Rüstungsproduktion,
— freie Betätigung für demokratische Parteien und Organisationen,
— uneingeschränkte Friedenswirtschaft und Handel.
Auf Nachfragen der Westmächte präzisiert sie dies in einer zweiten Note und schlägt 
»die Durchführung freier gesamtdeutscher Wahlen« vor. Die erste Note ist der Aus­
gangspunkt für die Notenschlacht des Jahres 1952, in der insgesamt acht Noten zwi­
schen Ost und West wechseln. In ihren Antwortnoten formulieren die Westmächte eine 
Bedingung, die für die SU unannehmbar war: Die aus den freien Wahlen hervorgegan­
gene gesamtdeutsche Regierung sollte volle Handlungsfreiheit in allen politischen und 
militärischen Fragen haben. Das hätte z.B. auch die NATO-Mitgliedschaft Gesamt­
deutschlands als Möglichkeit eingeschlossen, eine Perspektive, die die SU ja gerade 
durch ihren Vorschlag für einen Teil Deutschlands verhindern wollte. Mithin, die west­
lichen Vorschläge waren im Grunde nicht ernstgemeint, man wollte die Westverträge 
nicht durch unnötige Verhandlungen mit den Sowjets geföhrden. Mit der Verabschie­
dung von EVG- und Deutschlandvertrag wird denn auch im Mai 1952 die militärische 
und politische Westintegration vollendet, die deutsche Teilung besiegelt.

Die Problematik: Die Frage, ob es im Jahre 1952 eine wirkliche Chance zur Wieder­
vereinigung gegeben hat, ob also eine politische Intervention der BRD einen Sinn ge­
habt hätte, hängt von der Einschätzung des sowjetischen Vorschlags ab. War er ernst 
gemeint oder ein bloßes Propagandamanöver? Sollte man sich auf das sowjetische An­
gebot von Verhandlungen einlassen oder nicht? Auf der einen Seite stand Bundes­
kanzler Adenauer und die ihm trotz scharfer Auseinandersetzungen schließlich in 
seiner Haltung folgende Regierungskoalition, die jegliches Verhandeln mit der SU, 
jegliches Ausloten der Note kategorisch ablehnte. Demgegenüber sprachen sich die 
SPD, aber auch Teile der CDU (Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, 
Kaiser), der Spiegel und der MZ-Kommentator Paul Sethe für Verhandlungen mit der 
SU aus.

Weite Teile der bundesdeutschen Geschichtsforschung haben sich in verschiedenen 
Varianten der Einschätzung ihres Bundeskanzlers angeschlossen. So wird in der Stalin- 
Note lediglich ein Täuschungs- und Störmanöver der Sowjets^ gesehen, um die West-



integration der BRD zu stören. Hermann Graml geht davon aus, daß die Note der SU 
lediglich als Alibi diente. Hinter dem Schirm einer Schuldzuweisung für die deutsche 
Teilung an den Westen, sollte die Stabilisierung der DDR als Glied des Ostblocks ver­
stärkt vorangetrieben werden.^ Schließlich habe sie mit der Note den Zweck verfolgt, 
die westeuropäischen Gegner der Westintegration und Aufrüstung propagandistisch zu 
unterstützeil.^ Diese vorschnelle Einschätzung und das daraus folgende Verständnis 
für die damalige Haltung des Bundeskanzlers hat immer wieder besonnenere Stimmen 
hervorgerufen, die von realen Verhandlungschancen ausgphen^ und z.B. die Position 
der SU im Jahre 1952 aus Machtverschiebungen im Kreml erklären.^

Das Buch: Im Jahre 1985 legte der Innsbrucker Geschichtsforscher Rolf Steininger 
eine Dokumentation mit zuvor unveröffentlichten Geheimprotokollen von Sitzungen 
der amerikanischen und britischen Politik- und Militärstrategen vor.^ Die Dokumente 
entstammen dem Public Records Office in London (z.B. Cabinet Papers oder Prime 
Ministers Office) und dem State Departement in Washington und ermöglichen damit 
einen Einblick in die Einschätzungen in den Machtzentren der beiden Alliierten. Diese 
Dokumente zeigen: Die Westmächte gingen sehr wohl von der Ernsthaftigkeit der so­
wjetischen Vorschläge aus. Da sie aber an einer möglichst schnellen und reibungslosen 
Westintegration interesiert waren, kamen für sie Verhandlungen nicht in Frage. 
Trotzdem hätten sie diese, bei entsprechendem Druck aus der Bundesrepublik kaum 
verhindern können und wollten dies zum Teil auch gar nicht. Ihnen kam zugute, daß 
der bundesdeutsche Kanzler selbst gar kein Interesse an dieser Chance für eine Wie­
dervereinigung hatte, sich gleichsam »amerikanischer als die Amerikaner« (Kabinetts­
kollege Kaiser) verhielt und jegliche Rücksichtnahme der Westmächte auf deutsche In­
teressen überflüssig machte. So ergeben die Geheimprotokolle, daß es sowohl bei den 
Briten als auch bei den Amerikanern, zeitweilig Überlegungen gab, sich mit den So­
wjets an einen Tisch zu setzen, die aber immer wieder auf heftigen Widerstand Ade­
nauers stießen.

Steiningers Buch ist die separat veröffentlichte Einleitung seiner Dokumentation und 
ein Geschichtsbuch im besten Sinne. In der Einleitung werden die Problematik vorge­
stellt und die wichtigsten Forschungsmeinungen dargestellt. Im folgenden wird die 
Entwicklung des Frühjahrs und Sommers 1952 minutiös geschildert und dabei die Po­
sition der Westmächte (fundiert durch die neuen Quellen) und Adenauers vorgestellt. 
Steiningers Fazit: Das Angebot Stalins war ernst gemeint.

»1952 gab es offensichtlich eine Chance zur Wiedervereinigung — die Westmächte 
und mit ihnen Adenauer aber waren daran nicht interessiert, sie hatten andere Zielvor­
stellungen. Ein vereintes, blockAeies Deutschland, Nationalarmee, eigene Rüstungs­
produktion, Abzug der Besatzungstruppen, keinerlei Beschränkung der Friedenswirt­
schaft, freie Betätigung der politischen Parteien ... — das war sieben Jahre nach dem 
Kriegsende ein erstaunlich weitgehendes Angebot, nur zu verstehen aus der beson­
deren »Bedrohungssituation« des Frühjahrs 1952.« (104)

Aus den hiermit erstveröffentlichten Dokumenten ergibt sich nun, daß »auch die 
Westmächte nach anfänglichem Zögern von der Ernsthaftigkeit der Note überzeugt 
waren« (105). Ihnen ging es aber 1952 um etwas anderes, nämlich »um die Kontrolle



Westdeutschlands, nicht um Wiedervereinigung« (105). In Deutschland — auch das 
machen die Quellen deutlich — fanden sie in Adenauer einen überfleißigen Helfer, 
auch in diesem Punkt ein echtes Vorbild für seinen Enkel Helmut Kohl.

Zu einer Einschätzung wie Steininger kam übrigens vor einiger Zeit auch der konser­
vative Historiker Andreas Hillgruber: »Aus Stalins Sicht war ein von den Westmächten 
einschließlich der USA mitgarantierter Status eines neutralisierten, aber nolens volens 
bürgerlich strukturierten Gesamtdeutschland eher akzeptabel als die Integrationslö­
sung, die die Westverträge versahen.«^
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